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Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB sowie der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) 
BauGB zur 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ der Stadt Bad Vilbel 

An der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 (1) BauGB in der Zeit vom 03.03.2025 bis einschließlich 
04.04.2025 wurden 63 Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange beteiligt (siehe Anlage). 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 (1) BauGB fand in der Zeit vom 03.03.2025 bis einschließlich 04.04.2025 statt.  

34 Behörden und sonstige Träger haben geantwortet, davon haben 22 Behörden oder sonstige Träger Anregungen vorgebracht.  

Seitens der Öffentlichkeit wurden 38 Stellungnahmen eingereicht. 

Die Inhalte der eingegangenen Stellungnahmen werden nachfolgend vollumfänglich wiedergegeben. 
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Nr. Stellungnahme Änderungsvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

1. Amt für Bodenmanagement Büdingen (13.03.2025) 
1.1 Zur Änderung des Bebauungsplanes gebe ich für die Flurbereinigungs- und 

Katasterbehörde die folgende Stellungnahme zu landeskulturellen und boden-
ordnerischen Belangen sowie aus der Sicht des Liegenschaftskatasters ab: 

1. Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Re-
gelungen: 

• Keine Einwendungen 

2. Fachliche Stellungnahme: 

• Zur Planung bestehen keine Anregungen oder Bedenken. 

• Die Planung liegt nicht im Verfahrensgebiet eines derzeit laufenden Flur-
bereinigungsverfahrens. 

• Die Planung liegt nicht im Verfahrensgebiet eines derzeit laufenden städti-
schen Bodenordnungsverfahrens, das unserer Verantwortung unterliegt. 

• Derzeit ist vom Amt für Bodenmanagement Büdingen kein neues Flurbe-
reinigungs- bzw. städtisches Bodenordnungsverfahren im Bereich der Pla-
nung vorgesehen. 

Stellungnahme ohne Anregung   

2. Avacon Netz GmbH (28.03.2025) 
2.1 Gern beantworten wir Ihre Anfrage. Die im Betreff genannte Bauleitplanung be-

findet sich im Näherungsbereich unserer 110-kV-Hochspannungsfreileitung. 

Bei Einhaltung der im Anhang aufgeführten Hinweise, haben wir gegen das im 
Betreff genannte Vorhaben keine weiteren Einwände oder Bedenken. 

Änderungsvorschlag zu 2.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die 110-kV-Hochspannungsleitung befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid". 

Siehe Änderungsvorschläge zu 2.3 bis 2.12. 

  

2.2 Änderungen der uns vorliegenden Planung bedürfen unserer erneuten Prüfung. 

Wir bitten Sie, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Zu 2.2: der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungser-
fordernis 

  

2.3 Die Sicherheitsabstände zu unserer sich außerhalb des Anfragegebietes be-
findlichen 110-kV-Hochspannungsfreileitung „Frankfurt/N – Frankfurt/W“, LH-
11-1046 (Mast 021-023) werden durch die DIN EN 50341-1 (VDE 0210-1) ge-
regelt. 

Arbeiten und geplante Bebauungen innerhalb des Leitungsschutzbereiches un-
serer 110-kV-Hochspannungsfreileitung sind grundsätzlich im Detail mit uns 

Änderungsvorschlag zu 2.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die 110-kV-Hochspannungsleitung sowie der Leitungsschutzbereich 
befinden sich außerhalb des Geltungsbereiches der 5. Änderung des 
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Nr. Stellungnahme Änderungsvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

abzustimmen. Innerhalb des Leitungsschutzbereiches sind die zulässigen Ar-
beits- und Bauhöhen begrenzt. 

Die Lage der 110-kV-Hochspannungsfreileitung entnehmen Sie bitte dem bei-
gefügten Planwerk der Sparte Hochspannung. 

Bebauungsplans „Im Schleid". Die 110-kV-Hochspannungs befindet 
sich in einer Entfernung von mindestens 53 m zum Plangebiet, der Lei-
tungsschutzbereich in einer Entfernung von mindestens 36 m. Dadurch 
werden die gesetzlichen Vorgaben zum Abstand von Hochspannungs-
leitungen eingehalten.  

2.4 Beim Betrieb von Hochspannungsanlagen entstehen elektrische und magneti-
sche Felder. Die Grenzwerte unserer Hochspannungsanlagen werden nach der 
Bundesimmissionsschutzverordnung (26. BImSchV, in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. August 2013) eingehalten. 

Zu 2.4: kein Abwägungserfordernis   

2.5 Sollte Ihr geplantes Vorhaben Einfluss auf die Einhaltung der gesetzlichen 
Grenzwerte haben, sind die dadurch entstehenden Kosten, z. B. durch betrieb-
liche Anpassung bis hin zur Ertüchtigung unserer Leitung, vom Verursacher zu 
tragen. 

Änderungsvorschlag zu 2.5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der Hinweis ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, son-
dern der nachfolgenden Bauplanung und -ausführung. Unlösbare Kon-
flikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten.  

  

2.6 Der Einwirkungsbereich zur Einhaltung der Grenzwerte von elektrischen Anla-
gen ist in der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung der Verord-
nung über elektromagnetische Felder (26. BImSchVVwV, in der Fassung vom 
26. Februar 2016) ergänzend zur 26. BImSchV geregelt und umfasst bei Frei-
leitungen mit einer Spannung ab 110 kV einen Radius von 200,00 m um die 
jeweiligen elektrischen Anlagen. 

Nach Abschluss der Baumaßnahme ist der Avacon Netz GmbH vom Antrag-
steller ein Nachweis zu erbringen, dass die Grenzwerte nach der 26. BImSchV 
und der 26. BImSchVVwV eingehalten werden. 

Änderungsvorschlag zu 2.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, 
sondern betrifft die Realisierung der Planung, kann dort aber auch so 
angemessen berücksichtigt werden, dass gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse gewährleistet werden können. Ein entsprechender Hinweis 
wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenommen.  

 X 

2.7 Eine Bebauung innerhalb des Leitungsschutzbereiches ist zu vermeiden. Änderungsvorschlag zu 2.7: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der Leitungsschutzbereich befindet sich in einer Entfernung von min-
destens 36 m vom Plangebiet. Folglich wird durch das Plangebiet der 
Leitungsschutzbereich nicht berührt. 

  

2.8 Bei einer Änderung der Flurstücke (Teilungen, Zusammenlegungen o. Ä.) sind 
alle Rechte des alten Bestandes auf den neuen Bestand zu übernehmen. Dies 
trifft für alle Flurstücke zu, die sich innerhalb des Leitungsschutzbereiches un-
serer 110-kV-Hochspannungsfreileitung befinden. Für die betroffenen Grund-
stücke ist eine neue Dienstbarkeit nach aktuellem Stand abzuschließen. 

Änderungsvorschlag zu 2.8: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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Nr. Stellungnahme Änderungsvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

Begründung: 

Da sich keines der Flurstücke innerhalb des Plangebiets im Leitungs-
schutzbereich befindet (siehe Änderungsvorschlag zu 2.7), sind keine 
neuen Dienstbarkeiten zu vereinbaren. 

2.9 Gemäß DIN EN 50341-1 müssen zur Oberfläche neu geplanter Straßen und 
Verkehrswege die Sicherheitsabstände im Freileitungsbereich gewährleistet 
sein. 

Der spannungsabhängige Sicherheitsabstand der Leitung (Abstand bei Arbei-
ten in der Nähe unter Spannung stehender Teile) beträgt in jedem Fall 5,00 m. 

Der Sicherheitsabstand zu den Leiterseilen muss jederzeit, auch bei Witte-
rungseinflüssen wie Wind, eingehalten werden und darf keinesfalls unterschrit-
ten werden, da sonst Lebensgefahr besteht. 

Änderungsvorschlag zu 2.9: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der Leitungsschutzbereich befindet sich in einer Entfernung von min-
destens 36 m vom Plangebiet. Folglich wird durch das Plangebiet der 
Leitungsschutzbereich, auch von Straßen, nicht berührt. 

  

2.10 Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass es durch die Umsetzung des Energie-
sofortmaßnahmenpakets („Osterpaket“ - Beschluss durch das Bundeskabinett 
im April 2022) und des Netzausbaubeschleunigungsgesetzes (NABEG – letzte 
Änderung im Oktober 2022) zu zahlreichen Um-, Aus- und Neubaumaßnahmen 
im gesamten Netzgebiet der Avacon Netz GmbH kommt. 

Ob und wann die betreffende(n) Leitung(en) von Um-, Aus- und Neubaumaß-
nahmen betroffen ist/sind, kann aufgrund der Priorisierung im Rahmen der Viel-
zahl von notwendigen Ausbaumaßnahmen in Netzgebiet der Avacon Netz 
GmbH und der Verfügbarkeit/ Ressourcen der notwendigen Partnerunterneh-
men, aktuell nicht abgeschätzt werden. Wir bitten Sie daher, mögliche Um-, 
Aus- und Neubaumaßnahmen im Netzgebiet im Rahmen der im Betreff ge-
nannten Maßnahmen zu berücksichtigen und Ihre Planungen entsprechend mit 
uns abzustimmen. 

Änderungsvorschlag zu 2.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, 
sondern der nachfolgenden Genehmigungsplanung. 

  

2.11 Eine Freischaltung unserer 110-kV-Hochspannungsfreileitung ist aus unter-
schiedlichen Gründen nicht immer möglich. Ob eine Freischaltung unserer 110-
kV-Hochspannungsfreileitung für Arbeiten innerhalb des Leitungsschutzberei-
ches durchgeführt werden kann, ist bereits in der Planungsphase bei unserem 
fachverantwortlichen Mitarbeiter […] unter der Mobilfunknummer […] zu erfra-
gen. 

Der Verursacher hat sämtliche Kosten für entgangene Einspeisevergütungen 
der betroffenen EEG-Einspeiser, die mit einer Freischaltung in Verbindung ste-
hen, zu tragen. Informationen zur möglichen Höhe der anfallenden Kosten er-
fragen Sie bitte unter dem Postfach windenergie@avacon.de. 

Änderungsvorschlag zu 2.11: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der Hinweis ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, son-
dern der nachfolgenden Bauplanung und -ausführung. 
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Nr. Stellungnahme Änderungsvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

2.12 Während der Arbeiten im Kreuzungs- und Näherungsbereich der 110-kV-Hoch-
spannungsfreileitung ist der Sicherheitsabstand nach DIN EN 50110-1 zu be-
achten. 

Die daraus resultierende Höhenbeschränkung erfordert eine örtliche Einwei-
sung und gegebenenfalls die Festlegung weiterer Sicherheitsmaßnahmen. 
Bitte setzen Sie sich dazu mindestens drei Wochen vor Baubeginn mit unserem 
oben genannten Mitarbeiter in Verbindung. 

Änderungsvorschlag zu 2.12: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der Hinweis ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, son-
dern der nachfolgenden Bauplanung und -ausführung. 

Die 110-kV-Hochspannungsleitung befindet sich außerhalb des Gel-
tungsbereiches der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid". Die 
110-kV-Hochspannungs befindet sich in einer Entfernung von mindes-
tens 53 m zum Plangebiet, der Leitungsschutzbereich in einer Entfer-
nung von mindestens 36 m. Die Festsetzung einer Höhenbeschränkung 
hinsichtlich der Hochspannungsleitung ist folglich nicht erforderlich. 
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 Anlage 
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6. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr (27.02.2025) 
6.1 Vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidi-

gungsbelange nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vor-
haben seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Ein-
wände. 

Stellungnahme ohne Anregung   

9.  Deutsche Bahn AG, DB Immobilien (03.04.2025) 
9.1 Auf Basis der uns vorliegenden Unterlagen übersendet die Deutsche Bahn AG, 

DB Immobilien, als von der DB InfraGO AG (ehemals DB Netz AG / DB Station 
& Service AG) und der DB Energie GmbH bevollmächtigtes Unternehmen, hier-
mit folgende Gesamtstellungnahme als Träger öffentlicher Belange zum o. g. 
Verfahren:  

Bei der o.g. Bauleitplanung sind die nachfolgenden Bedingungen / Auflagen 
und Hinweise aus Sicht der DB AG und ihrer Konzernunternehmen zu beachten 
und einzuhalten: 

Einsatz von Baukränen und Bauwerkzeugen 

Bei Bauausführungen unter Einsatz von Bau- / Hubgeräten (z.B. (Mobil-) Kran, 
Bagger etc.) ist das Überschwenken der Bahnfläche bzw. der Bahnbetriebsan-
lagen mit angehängten Lasten oder herunterhängenden Haken verboten. Die 
Einhaltung dieser Auflagen ist durch den Einbau einer Überschwenkbegren-
zung (mit TÜV-Abnahme) sicher zu stellen. Die Kosten sind vom Antragsteller 
bzw. dessen Rechtsnachfolger zu tragen.  

Bei dem Einsatz von Baukränen in der Nähe von Bahnflächen oder Bahnbe-
triebsanlagen ist mit der DB InfraGO AG eine schriftliche Kranvereinbarung ab-
zuschließen, die mindestens 8 Wochen vor Kranaufstellung bei der DB InfraGO 
AG zu beantragen ist. Auf eine ggf. erforderliche Bahnerdung wird hingewiesen.   

Der Antrag zur Kranaufstellung ist mit Beigabe der Konzernstellungnahme der 
DB zum Vorhaben bei der DB InfraGO AG einzureichen. Generell ist auch ein 
maßstäblicher Lageplan (M 1:1000) mit dem vorgesehenen Schwenkradius 
vorzulegen. 

Änderungsvorschlag zu 9.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, 
sondern der nachfolgenden Bauplanung und -ausführung. 

Aufgrund der Entfernung des Plangebietes von mehr als 200 m zu Bahn-
betriebsanlagen, hat die Aufstellung des Bebauungsplans grundsätzlich 
keine Auswirkungen auf den Bahnbetrieb. 

  

9.2 Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen 

Bei Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen (z.B. Baustellenbe-
leuchtung, Parkplatzbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Art etc.) in der Nähe der 
Gleise oder von Bahnübergängen etc. hat der Bauherr sicherzustellen, dass 
Blendungen der Triebfahrzeugführer ausgeschlossen sind und Verfälschun-
gen, Überdeckungen und Vortäuschungen von Signalbildern nicht vorkommen. 

Änderungsvorschlag zu 9.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, 
sondern der nachfolgenden Bauplanung und -ausführung. 

 X 
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In den Textteil des Bebauungsplans wird ein Hinweis zur Planung von 
Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen aufgenommen. 

Aufgrund der Entfernung des Plangebietes von mehr als 200 m zu Bahn-
betriebsanlagen, sind durch die Aufstellung des Bebauungsplans keine 
Auswirkungen auf den Bahnbetrieb zu erwarten. Sollten dennoch Aus-
wirkungen auf den Bahnbetrieb absehbar sein, können diese auf Vorha-
benebene gelöst werden. 

9.3 Zuwegung zu den Bahnanlagen 

Der Zugang zu den Bahnanlagen muss zu jeder Zeit für Mitarbeiter des DB 
Konzerns und beauftragte Dritte zum Zwecke der Instandhaltung mit Dienst-
fahrzeugen sowie für Rettungspersonal mit Rettungsfahrzeugen gewährleistet 
sein. 

Änderungsvorschlag zu 9.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das Plangebiet der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ um-
fasst nicht das gesamte Gebiet des Bebauungsplans „Im Schleid“ und 
grenzt daher nicht an die Bahnanlagen an. Ein Zugang zu den Bahnan-
lagen ist von dem Plangebiet aus daher nicht möglich. Im Rahmen der 
4. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ wurde der parallel zur 
Bahnstrecke verlaufende Weg als öffentliche Straßenverkehrsfläche mit 
der Zweckbestimmung „Fußgänger- und Radwegebereich“ festgesetzt 
und ist daher öffentlich zugänglich. 

  

9.4 Immissionen 

Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen 
Emissionen (insbesondere Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Ab-
riebe z.B. durch Bremsstäube, elektrische Beeinflussungen durch magnetische 
Felder etc.), die zu Immissionen an benachbarter Bebauung führen können. Bei 
Wohnbauplanungen in der Nähe von lärmintensiven Verkehrswegen wird auf 
die Verpflichtung des kommunalen Planungsträgers hingewiesen, aktive (z.B. 
Errichtung Schallschutzwände) und passive (z.B. Riegelbebauung) Lärm-
schutzmaßnahmen zu prüfen und festzusetzen. In unmittelbarer Nähe unserer 
elektrifizierten Bahnstrecke oder Bahnstromleitungen ist mit der Beeinflussung 
von Monitoren, medizinischen Untersuchungsgeräten und anderen auf magne-
tische Felder empfindlichen Geräten zu rechnen. Es obliegt dem Bauherrn, für 
entsprechende Schutzvorkehrungen zu sorgen. Gegen die aus dem Eisen-
bahnbetrieb ausgehenden Emissionen sind erforderlichenfalls von der Ge-
meinde oder den einzelnen Bauherren auf eigene Kosten geeignete Schutz-
maßnahmen vorzusehen bzw. vorzunehmen. 

Änderungsvorschlag zu 9.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

In dem Textteil des Bebauungsplans war bereits ein Hinweis zu den Im-
missionen aus dem Eisenbahnbetrieb enthalten. 

Ein Gewerbegebiet, wie es hier festgesetzt wird, ist nicht besonders 
empfindlich oder schutzbedürftig gegenüber den von einer Eisenbahn-
strecke ausgehenden Lärmemissionen. Besondere Lärmschutzvorrich-
tungen sind daher im Bebauungsplan nicht vorzusehen. 

Innerhalb des Plangebietes ist keine Wohnbebauung vorgesehen.  

Soweit eine Beeinflussung durch magnetische Felder möglich erscheint, 
kann dieser Beeinflussung auf Ebene der Vorhabengenehmigung be-
gegnet werden, indem entsprechende Schutzmaßnahmen an dem Vor-
haben, etwa dem Rechenzentrum vorgesehen werden. 

  

9.5 Haftungspflicht des Planungsträgers / Bauherrn Änderungsvorschlag zu 9.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Für Schäden, die der Deutschen Bahn AG aus der Baumaßnahme entstehen, 
haftet der Planungsträger / Bauherr. Das gilt auch, wenn sich erst in Zukunft 
negative Einwirkungen auf die Bahnstrecke ergeben. Entsprechende Ände-
rungsmaßnahmen sind dann auf Kosten des Vorhabenträgers bzw. dessen 
Rechtsnachfolger zu veranlassen. 

Begründung: 

Aufgrund der Entfernung des Plangebietes von mehr als 200 m zu Bahn-
betriebsanlagen, ist durch die Aufstellung des Bebauungsplans mit kei-
nen negativen Auswirkungen auf den Bahnbetrieb zu rechnen. 

12. Deutsche Telekom Technik GmbH (27.02.2025) 
12.1 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) – als Netzei-

gentümerin und Nutzungsberechtige i.S.v. § 125 Abs. 1 TKG – hat die Deutsche 
Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflich-
ten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entge-
genzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzu-
geben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Ihr Schreiben vom 26.02.2025 haben wir erhalten und sie erhalten hiermit un-
sere fristgerechte Stellungnahme. 

Zu 12.1: Kein Abwägungserfordernis   

12.2 Vom eingereichten Bebauungsplan sind wir betroffen. Im Plangebiet befinden 
sich Telekommunikationsanlagen (Trasse westlich des Plangebiets) der Tele-
kom. (s. Anlage Lageplan) 

Die im Planbereich liegenden Telekommunikationslinien der Telekom werden 
von der Baumaßnahme berührt und müssen bei Bedarf gesichert, verändert 
oder verlegt werden. 

Änderungsvorschlag zu 12.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Telekommunikationslinien werden in der Planzeichnung des Bebau-
ungsplans dargestellt. Die eventuelle Umlegung der Telekommunikati-
onslinien kann auf Vorhabenebene erfolgen. 

Ein Hinweis zum Schutz bestehender und geplanter Leitungen im Zuge 
von Bepflanzungsmaßnahmen ist bereits im Textteil des Bebauungs-
plans enthalten. 

X  

12.3 Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhan-
denen Telekommunikationslinien vermieden werden und aus betrieblichen 
Gründen (z.B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu den Tele-
kommunikationslinien jederzeit möglich ist.  

Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführenden vor Beginn der Ar-
beiten über die Lage, der zum Zeitpunkt der Bauausführung vorhandenen Te-
lekommunikationslinien der Telekom informieren. Die Kabelschutzanweisung 
der Telekom ist zu beachten.  

Änderungsvorschlag zu 12.3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der vorgebrachte Hinweis betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans.  

Die eventuelle Umlegung der Telekommunikationslinien kann auf Vor-
habenebene erfolgen. 
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 Anlage 
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13. DFS Flugsicherung GmbH (26.03.2025) 
13.1 Durch die oben aufgeführte Planung werden Belange der DFS Deutsche Flug-

sicherung GmbH bezüglich §18a Luftverkehrsgesetz (LuftVG) nicht berührt. Es 
werden daher unsererseits weder Bedenken noch Anregungen vorgebracht. 
Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht notwendig. 

Von dieser Stellungnahme bleiben die Aufgaben der Länder gemäß § 31 
LuftVG unberührt. 

Wir haben das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung (BAF) von unserer Stel-
lungnahme informiert. 

Stellungnahme ohne Anregung   

14. Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Frankfurt/M. (18.03.2025) 
14.1 Ihr Schreiben ist am 26.02.2025 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und 

wird hier unter dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für 
meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange. 

Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbehörde für die 
Betriebsanlagen und die Bahnstromfernleitungen (Eisenbahninfrastruktur) der 
Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger öffentlicher Belange, ob die zur 
Stellungnahme vorgelegten Planungen bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 
des Gesetzes über die Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren. 

Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden von der Planung „Bauleit-
planung der Stadt Bad Vilbel; 5. Änderung Bebauungsplan „Im Schleid“; hier: 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 (1) BauGB“ nicht berührt. 

Zu 14.1: kein Abwägungserfordernis   

14.2 Sofern dies nicht ohnehin veranlasst worden sein sollte, wird die Beteiligung 
der Infrastrukturbetreiberin DB InfraGo AG als Trägerin öffentlicher Belange 
über die Koordinationsstelle: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, 
Karlstraße 6, 60329 Frankfurt am Main, E-Mail-Adresse: baurecht-mitte@deut-
schebahn.com empfohlen. 

Denn das Eisenbahn-Bundesamt prüft nicht die Vereinbarkeit Ihrer Planungen 
aus Sicht der Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen. 

Änderungsvorschlag zu 14.2: 

Der Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte wurde im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentli-
cher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB ebenfalls angeschrieben. 

  

16. Gemeindevorstand der Gemeinde Niederdorfelden (13.03.2025) 
16.1 Der Gemeindevorstand der Gemeinde Niederdorfelden hat in seiner Sitzung 

am 11.03.2025 beschlossen, im Behördenbeteiligungsverfahren der Stadt Bad 
Vilbel für die 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid", keine Einwände 
vorzubringen. 

Stellungnahme ohne Anregung   
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18. hessenArchäologie - Landesamt für Denkmalpflege Hessen, Abt. Archäologische Denkmalpflege (01.04.2025) 
18.1 Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden seitens der Denkmalfach-

behörde keine grundsätzlichen Bedenken oder Änderungswünsche vorge-
bracht. 

Die Hinweise zur Sicherung von Bodendenkmälern auf § 21 HDSchG sind kor-
rekt. 

Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu 
den öffentlichen Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Boden-
denkmalpflege. Eine gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des 
Baudenkmalschutzes und der Baudenkmalpflege behält sich die Denk-
malfachbehörde vor. 

Stellungnahme ohne Anregung   

19. Hessen Mobil (04.04.2025) 
19.1 Die Ermittlung und Beurteilung umweltrelevanter Sachverhalte unterliegt für 

kommunale Planungen nicht der Prüfpflicht durch das Hessen Mobil Straßen- 
und Verkehrsmanagement. Auf den jeweiligen Planflächen finden durch unsere 
Behörde auch keine regelmäßigen Erhebungen statt. Insofern erfolgen vonsei-
ten dem Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement zur vorliegenden 
Bauleitplanung der Stadt Bad Vilbel keine Anregungen/Angaben für die Ermitt-
lung des erforderlichen Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung 
gemäß §2(4) BauGB.  

Mit der 5. Bebauungsplanänderung sollen auf dem bislang unbebauten Teilge-
biet des Plangebietes „Im Schleid“ die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für einen hochmodernen Rechenzentrumscampus, dem zugehörige Büroge-
bäude, eines Umspannwerks, einer Trafostation und Schornsteinen sowie ge-
werbliche Lagerflächen für die Stadt Bad Vilbel geschaffen werden. Zur Aus-
weisung gelangen Gewerbegebiete gemäß §8 BauNVO, Flächen für Versor-
gungsanlagen gemäß §9(1) Nr. 12, 14 und §9(6) BauGB mit der Zweckbestim-
mung Elektrizität sowie Grünflächen gemäß §9(1) Nr. 15 und §9(6) BauGB).  

Der Plangebiet grenzt westlich direkt an die Bundesstraße 3 und südlich an 
Landesstraße 3008 an, über die unverändert die Plangebietserschließung ge-
sichert werden soll.  

Gemäß der Begründung zum Bebauungsplan unter Ziffer 8.6 Verkehrsflächen 
wird: „die bestehende öffentliche Straßenverkehrsfläche zum Anschluss an die 
„Nordumgehung Bad Vilbel“ (L 3008) im Bestand festgesetzt und zum direkten 
Anschluss des Grundstücks des geplanten Rechenzentrumscampus an das öf-
fentliche Verkehrsnetz erweitert.“  

Zu 19.1: kein Abwägungserfordernis   
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Der bestehende Knotenpunkt mit der Landesstraße 3008 ist lichtzeichengere-
gelt. 

19.2 Sofern infolge der beabsichtigten baulichen Erweiterungen im Bereich des Ge-
meindestraßenanschlusses an diesem Knotenpunkt Änderungen erfolgen müs-
sen, sind diese erschließungsbedingt nach erfolgter frühzeitiger konkreter Ab-
stimmung mit Hessen Mobil durch und zu Lasten der Stadt Bad Vilbel umzu-
setzen. Erforderlichenfalls ist anhand zustimmungsfähiger Straßenbautechni-
scher Unterlagen (ggf. auch lichtsignaltechnischer Unterlagen) eine vertragli-
che Regelung (Verwaltungsvereinbarung) zwischen der Stadt Bad Vilbel und 
Hessen Mobil abzuschließen. 

Änderungsvorschlag zu 19.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt unverändert über den bereits rea-
lisierten und signalgeregelten Knotenpunkt „L 3008 / Gottlieb- Daimler-
Allee / Robert-Bosch-Straße“ (KP-4n) und die hier angrenzende teilplan-
freie Schnittstelle zur B 3 (KP-2n und KP-3n). Aus dem Verkehrsgutach-
ten, das durch das Büro IMB-Plan GmbH erstellt wurde, ergibt sich, dass 
keine zusätzlichen Maßnahmen erforderlich sind. 

  

19.3 Bestandteil der Verfahrensunterlagen ist eine Verkehrsuntersuchung, erstellt 
von der Ingenieurgesellschaft für Verkehr und Stadtplanung mbH (IMB Plan), 
Dezember 2024. Eine abschließende Prüfung dieser Verkehrsuntersuchung 
war uns leider im Rahmen der Verfahrensfrist nicht möglich. Wir werden Ihnen 
unser Prüfergebnis umgehend nach abgeschlossener Prüfung unaufgefordert 
zusenden.  

Darüberhinausgehend bestehen vonseiten dem Hessen Mobil Straßen- und 
Verkehrsmanagement straßenrechtlich, die Landesstraßen 3009 und die Bun-
desstraße 3 betreffend, keine planrelevanten Einwende zur vorgelegten Bau-
leitplanung. 

Die straßenrechtlich relevanten Festsetzungen sind im Bebauungsplan bereits 
getroffen worden. 

Änderungsvorschlag zu 19.3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 19.4 und 19.5. 

  

 Ergänzende Stellungnahme vom 14.04.2025 

19.4 in unserer Stellungnahme vom 04.04.2025, Az.: 34c2-25-042587-BV13.3Kr zur 
5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ hatten wir Ihnen mitgeteilt, dass 
uns eine abschließende Prüfung der Verkehrsuntersuchung war im Rahmen 
der Verfahrensfrist nicht möglich war.  

Nunmehr ist die Prüfung durch unser zuständiges Fachdezernat Verkehr mit 
folgendem Ergebnis erfolgt:  

1. Verkehrsuntersuchung IMB Plan zur 13. Änderung des Bebauungsplans 
„Krebsschere:  

Zu dieser Verkehrsuntersuchung hatten wir Ihnen in unserer Stellungnahme 
vom 23.08.2024, Az.: 34c2-23-034408-BV13.3Kr zum Bebauungsplan mitge-
teilt: „Die 13. Änderung beinhaltet ein Konzept, das zur ursprünglich ermittelten 

Änderungsvorschlag zu 19.4: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Zuge der Realisierung der Bauvorhaben im Planbereich der 5. Ände-
rung des Bebauungsplans „Schleid“ sowie des Quellenparks insgesamt, 
werden die Signalprogramme an den Knotenpunkten im Zuge der Lan-
desstraße L3008 zwischen „Am Stock“ und „Friedberger Straße“ an die 
sich eingestellten Verkehrsbelastungen angepasst und aufeinander ab-
gestimmt. 
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verkehrlichen Entwicklung zum bestehenden rechtsgültigen Bebauungsplan 
eher von geringeren Verkehrszunahmen ausgeht. Die hier getroffenen Aussa-
gen zur Leistungsfähigkeit der betroffenen Knoten sind plausibel. Unsere be-
reits wiederholt geäußerte Forderung, dass die Signalprogramme am Knoten-
punkt Gottlieb-Daimler-Allee / L3008 angepasst sowie die damit verbundenen 
Koordinierungen der Programme des gesamten Streckenzuges zwischen den 
Knotenpunkten Am Stock / L3008 und Friedberger Straße / L3008 angepasst 
werden müssen, behalten weiterhin ihre volle Gültigkeit. Sollte bis zur vollstän-
digen Erschließung eine zwischenzeitliche Anpassung erforderlich werden, so 
ist auch diese zu Lasten der Stadt zu planen und umzusetzen.“ Diese Aussagen 
behalten vollinhaltlich auch zu der jetzt vorliegenden 5. Änderung des Bebau-
ungsplans „Im Schleid“ -diese eingeschlossen- ihre volle Gültigkeit. 

19.5 2. Verkehrsuntersuchung IMB Plan zur 5. Änderung des Bebauungsplans „Im 
Schleid“: Aus verkehrlicher Sicht bestehen keine über die unter Nr.1 hinausge-
henden weiteren Anmerkungen. 

Zu 19.5: kein Abwägungserfordernis    

20. Hessen Forst (27.03.2025) 
20.1 Seitens der Unteren Forstbehörde beim Hess. Forstamt Nidda bestehen keine 

Einwendungen oder Bedenken zur o.g. Planung. Wald i.S.d.G. ist nicht betrof-
fen. 

Stellungnahme ohne Anregung   

22. Industrie- und Handelskammer Gießen-Friedberg (04.04.2025) 
22.1 Vielen Dank für das Zusenden der Planungsunterlagen in der oben genannten 

Angelegenheit. Nach umfassender Prüfung können wir Ihnen mitteilen, dass 
wir hinsichtlich der durch uns zu vertretenden Belange der Wirtschaft keine An-
merkungen oder Bedenken haben. 

Stellungnahme ohne Anregung   

23. Kreisausschuss des Wetteraukreises (03.04.2025) 
23.1 FSt 1.3.1 Straßenverkehrs- und Zulassungsangelegenheiten  

Ansprechpartnerin: […] 

1. Einwendungen und Bedenken 

Gegen die eingereichten Planungsunterlagen bestehen aus straßenverkehrs-
rechtlicher Sicht für meinen Zuständigkeitsbereich grundsätzlich keine Beden-
ken. 

Die Verkehrssituation an den genannten Knotenpunkten sollte weiterhin unter 
Beobachtung bleiben und regelmäßig überprüft werden. Auch ist die weitere 
Entwicklung der Verkehrssituation hinsichtlich der Anbindung an die B 3 im 
Auge zu behalten. 

Änderungsvorschlag zu 23.1: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Zuge der Realisierung der Bauvorhaben im Planbereich der 5. Ände-
rung des Bebauungsplans „Im Schleid“ sowie des Quellenparks insge-
samt, werden die Verkehrssituation an den Knotenpunkten im Zuge der 
Landesstraße L3008 zwischen „Am Stock“ und „Friedberger Straße“ so-
wie die Anbindung an die Bundesstraße B 3 weiterhin beobachtet. 
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2. Anregungen 

Siehe oben. 

23.2 FSt 2.3.6 Brandschutz  

Ansprechpartner: […] 

Gegen das Vorhaben bestehen keine Einwendungen. 

Zu 23.2: kein Abwägungserfordernis   

23.3 FSt 2.4.3 Infektionsschutz und Hygiene:  

Ansprechpartner: […] 

Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher 
Regelungen 

Hinsichtlich der fachlich von uns zu vertretenden Belange werden zum geplan-
ten Vorhaben keine Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit vorgebracht.  

Rechtsgrundlage: 

Entfällt. 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte)  

Hinsichtlich der fachlich von uns zu vertretenden Belange ist zum geplanten 
Vorhaben keine Stellungnahme erforderlich. 

Zu 23.3: kein Abwägungserfordernis   

23.4 FB 4 Archäologische Denkmalpflege  

Ansprechpartner: […] 

Gegen den vorgesehenen Bebauungsplan werden seitens der Archäologi-
schen Denkmalpflege Wetterau keine grundsätzlichen Bedenken oder Ände-
rungswünsche vorgebracht.  

Die Hinweise zur Sicherung von Bodendenkmälern auf § 21 HDSchG sind kor-
rekt.  

Hinweis:  

Die vorliegende Stellungnahme verhält sich ausschließlich zu den öffent-
lichen Belangen der Archäologischen Denkmalpflege. Eine gesonderte 
Stellungnahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und der Bau-
denkmalpflege behält sich die Untere Denkmalschutzbehörde bzw. die 
Denkmalfachbehörde vor. 

 

Zu 23.4: kein Abwägungserfordernis   
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23.5 FSt 4.1.2 Naturschutz und Landschaftspflege  

Ansprechpartner: […] 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte)  

Zur zweiten Offenlage ist jedoch der Artenschutz vollumfänglich abzuarbeiten. 
Dabei muss berücksichtigt werden, dass die Flächen 2025 als Parkplatzflächen 
für den Hessentag genutzt werden und nicht der tatsächlichen Nutzung unter-
liegen. Eine Kartierung muss unter Berücksichtigung der Agrarnutzung erfol-
gen. Weiterhin ist darzustellen, ob im Zuge der Bebauungsplanänderung ein 
zusätzlicher Ausgleichsbedarf notwendig wird. Ebenso ist die Kompensation 
des Schutzgutes Boden abzuarbeiten.  

In Bezug auf die Landschaftsbildanalyse bestehen keine Nachforderungen. 

Sobald der Bebauungsplan rechtkräftig wird, ist die Ausgleichsabgabe für das 
Landschaftsbild zu bezahlen. Dazu ist seitens der Stadt Kontakt mit der unteren 
Naturschutzbehörde aufzunehmen. 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte)  

§§ 1, 13-15,39 und 44 BNatSchG, Hess. KV 

Änderungsvorschlag zu 23.5: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag nach Hes-
sischem Leitfaden erstellt. Dieser basiert auf einer Kartierung im Jahr 
2024, demnach vor der Nutzung der Flächen als Parkplatzflächen für 
den Hessentag.  

Auf Ebene der Bauleitplanung ist zu ermitteln und zu bewerten, ob der 
späteren Umsetzung des Bebauungsplans artenschutzrechtliche Ver-
bote entgegenstehen, die zwingend dazu führen, dass die Planung nicht 
verwirklicht werden kann, oder ob ggf. mögliche artenschutzrechtliche 
Konflikte sicher auf Ebene der Plandurchführung und ggf. im Rahmen 
einer Vorhabenzulassung bewältigt werden können. Im Rahmen der 
Bauleitplanung ist daher auch die Vermeidung und der Ausgleich vo-
raussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen zu berücksichtigen. Um 
auf der sicheren Seite zu sein, stellt die artenschutzrechtliche Prüfung 
auf einen Zustand unabhängig von einer etwaigen temporären Nutzung 
durch den Hessentag ab, zumal sich die Auswirkungen der temporären 
Nutzung nur schwer einschätzen lassen und unklar ist, ob eine tempo-
räre Umwandlung von bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen in 
z.B. Parkplätze zu einer artenschutzrechtlich gegenüber der bei der Kar-
tierung vorgefundenen Situation veränderten Einschätzung führen 
könnten. Falls sich durch die Durchführung des Hessentags die arten-
schutzrechtliche Lage maßgeblich ändert, kann (und muss ggf.) noch im 
Bebauungsplanverfahren, jedenfalls aber bei Umsetzung der Planung 
nachkartiert werden und diese neuen Erkenntnisse ebenfalls berück-
sichtigt werden.  

Der nach den Kartierungen erforderliche Ausgleich wird im Rahmen des 
Bebauungsplans sichergestellt.  

Neben dem Artenschutz werden durch das Büro ERM, Frankfurt, der 
naturschutzrechtliche Eingriff sowie die Kompensation des Schutzgutes 
Boden im Grünordnungsplan abgearbeitet. 

Der Hinweis hinsichtlich des Zeitpunktes der Zahlung der Ausgleichsab-
gabe für das Landschaftsbild wird zur Kenntnis genommen. 
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Nach den Ergebnissen der Landschaftsbildanalyse führt das geplante 
Rechenzentrum insgesamt zu einer mittleren Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde.  

23.6 FSt 4.1.3 Wasser und Bodenschutz  

Ansprechpartner: […] 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte)  

Gegen die Umsetzung der Planung bestehen aus Sicht der von uns fachlich zu 
vertretenden Belange keine grundsätzlichen Bedenken.  

Im weiteren Planungsprozess bitten wir Folgendes zu berücksichtigen:  

Allgemeines  

Die Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirtschaftlichen Belangen in 
der Bauleitplanung wurde im Jahr 2023 novelliert und kann unter folgendem 
Link in der aktuellen Fassung herunter geladen werden: 

https://wetteraukreis.de/fileadmin/user_upload/media/imperia/md/content/ser-
vice/nat ur_landschaft/Arbeitshilfe-Wawi_Belange_Bauleitplanung.pdf.  

Änderungsvorschlag zu 23.6: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der aktuelle Stand der Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von wasserwirt-
schaftlichen Belangen in der Bauleitplanung aus dem Jahr 2023 findet 
im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Berücksichtigung.  

  

23.7 Entwässerung, Niederschlagswasser  

Die Bemessung der im Plangebiet vorgesehenen Rückhalteanlagen ist mit der 
zuständigen Wasserbehörde (Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung 

Änderungsvorschlag zu 23.7: 

Der Anregung wird gefolgt. 
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Umwelt Frankfurt) abzustimmen. Bei unserer Durchsicht der Unterlagen ist uns 
aufgefallen, dass bei der Bemessung ein Wert von 10 l/s*ha angesetzt wurde. 
Dieser Wert ist zu prüfen, da die Ansätze aktuell von maximalen Drosselabflüs-
sen von 3 l/s*ha ausgehen.  

Begründung: 

Die Abstimmung mit der zuständigen Wasserbehörde (Regierungsprä-
sidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt) wurde durchgeführt. Da 
in ein bestehendes Kanalnetz eingeleitet wird, welches für die bisher 
geltende Festsetzung eines Gewerbegebiets und entsprechende Vor-
gabe der Einleitbeschränkung von 10 l/s*ha ausgelegt ist, sind keine 
Änderungen oder Anpassungen der Drosselmenge erforderlich. 

Die Verringerung des Regenwasserabflusses gemäß Generalentwäs-
serungsplan (GEP) von 1984 mit Qr,max = 4.000 l/s, wurde mit dem ak-
tuellen GEP vom November 2017 (mit den gedrosselten Abflüssen aus 
den Neubaugebieten) auf Qr,max = 3.024 l/s nachgewiesen. Hierin wur-
den die zulässigen Drosselabflussspenden mit qr = 10 l/ (s x ha) festge-
legt. 

23.8 Hinweis Ersatzbaustoffverordnung  

Im Hinblick auf ggf. erforderliche Erdarbeiten weisen wir darauf hin, dass seit 
dem 01.08.2023 die neu gefasste Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverord-
nung (BBodSchV) sowie die neu eingeführte Ersatzbaustoffverordnung (EBV) 
in Kraft sind. Die Verfüllrichtlinie wurde im Hessischen Staatsanzeiger 
(34/2023, S. 1092ff.) veröffentlicht. Wir bitten entsprechende Hinweise in die 
textlichen Festsetzungen aufzunehmen. 

Änderungsvorschlag zu 23.8: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans 
aufgenommen. 

 X 

23.9 FSt 4.2.2 Agrarfachaufgaben  

Ansprechpartner: […] 

Fachliche Stellungnahme (abwägungsfähige Sachverhalte)  

Aus landwirtschaftlicher Sicht haben wir keine grundsätzlichen Bedenken zu 
der o. g. 5. Änderung des Bebauungsplans.  

Anregungen:  

1.   Es handelt sich entgegen in der Begründung zum Bebauungsplan (unter F 
6.4, Landschaftliche Situation, S. 37) um 11,2 ha hervorragend geeignetes 
Ackerland (AZ liegt teilweise über 80) und ca. 1,8 ha Grünland. Das Acker-
land weist eine hervorragend geeignete Nutzungseignung auf. Es ist aktuell 
mit Ackergras eingesät. Aufgrund der hochwertigen Ackerböden sollten für 
gegebenenfalls geplante Ausgleichsmaßnahmen keine weiteren Ackerflä-
chen in Anspruch genommen werden. 

Änderungsvorschlag zu 23.9: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Bei erforderlichen Maßnahmen muss zwischen der landwirtschaftlichen 
Nutzung und den naturschutzfachlichen und artenschutzrechtlichen An-
forderungen abgewogen werden. Mögliche Ausgleichsmaßnahmen 
können auch in Verbindung mit landwirtschaftlicher Nutzung erfolgen. 

Der nun geplante Bebauungsplan betrifft eine bereits jetzt mit einem Ge-
werbegebiet überplante Fläche. Die Änderung soll lediglich die Nut-
zungsmöglichkeiten erweitern, um auch ein Rechenzentrum ansiedeln 
zu können. Dafür gibt es insbesondere im Großraum Frankfurt Bedarf, 
aber auch gute Rahmenbedingungen. Es gibt bereits ein konkretes In-
teresse für eine entsprechende Projektentwicklung; die Vorhabenpla-
nung hat bereits begonnen und ist in die Erwägungen zur 5. Änderung 
des bestehenden Bebauungsplans eingeflossen.  
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Im Rahmen der Abwägung zwischen dem Erhalt landwirtschaftlicher 
Nutzflächen und der Entwicklung einer Gewerbefläche zum Technolo-
gie-Standort ist der Verlust der landwirtschaftlichen Fläche hinzuneh-
men. Die mit der Planung des Gewerbegebiets und insbesondere eines 
Rechenzentrums verfolgten Ziele setzen die Darstellungen des Regio-
nalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 um. Die-
ser stellt größtenteils für den Bereich des geplanten Gewerbegebiets 
eine gewerbliche Baufläche, Planung, dar und enthält damit gleichzeitig 
das regionalplanerische Ziel „Vorranggebiet Industrie und Gewerbe“ des 
Regionalplans Südhessen. Nach Ziel 3.4.2-4 hat die bauplanerische 
Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten gerade in diesem Vor-
ranggebiet stattzufinden. 

Die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen können auch auf landwirt-
schaftlich genutzten Flächen erfolgen. Diese Flächen werden teilweise 
ökologisch aufgewertet, u.a. durch die Anlage von Blüh- und Bracheflä-
che oder in Form von Extensivgrünland.  

23.10 2. Bei Bepflanzungen am nördlichen Rand des Geltungsbereiches muss zu 
den angrenzenden Ackerflächen auf den doppelten Grenzabstand geachtet 
werden. 

Änderungsvorschlag zu 23.10: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Norden des Plangebietes angrenzend an Ackerland sind in den 
Landschaftsgestaltungszonen eine Streuobstwiese bzw. Heckenpflan-
zungen vorgesehen. Die Vorgaben der §§ 38 und 39 zum Grenzabstand 
für Bäume und Sträucher und Hecken bzw. § 40 für doppelten Abstand 
bei angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen gemäß Hessischem 
Nachbarrechtsgesetzes werden berücksichtigt. Im Falle von hochstäm-
migen Kernobstbäumen wären dies 4,0 m. Bei Heckenpflanzen über 2,0 
m Höhe 1,5 m. 

Die Einhaltung der Abstände nach dem hessischen Nachbarschaftsge-
setz muss nicht auf Bebauungsplanebene sichergestellt werden, da sie 
im Rahmen der Umsetzung sicher eingehalten werden. Der Bebauungs-
planvorentwurf enthält lediglich Vorschläge für Gehölzarten. Die konkret 
anzupflanzenden Gehölze sowie deren konkreter Standort steht noch 
nicht fest. Da der Abstand zwischen Gewerbegebiet und landwirtschaft-
licher Fläche mindestens 20,0 m beträgt, ist genug Platz, um die jewei-
ligen Pflanzen mit ausreichend Abstand zu den landwirtschaftlichen Flä-
chen anzupflanzen.  
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23.11 3. Aus der Vorschlagsliste 1.4 für Gehölzarten/-sorten (unter E Hinweise zum 
Bebauungsplan, S. 19), sollten die Rosenarten und der Gewöhnliche 
Schneeball gestrichen werden. Es handelt sich um Winterwirte für Blatt-
läuse. Da sich in der unmittelbaren Umgebung Ackerflächen befinden, kann 
eine Pflanzung solcher Arten zu einer Vermehrung und Verschleppung von 
Blattläusen führen. Dies kann letztendlich zu einem vermehrten Pestizidei-
nsatz in der Region führen. 

Änderungsvorschlag zu 23.11: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Vorschlagsliste wird entsprechend der vorgebrachten Anregung an-
gepasst. 

 X 

23.12 FD 4.5 Bauordnung  

Ansprechpartnerin: […] 

Es liegen Einwendungen vor.  

Rechtsgrundlage: BauGB, BauNVO, HBO, Verordnungen  

Fachliche Stellungnahme: 

1. Festgesetzte Flächen innerhalb eines Bebauungsplans sind zu vermaßen. 
Dies fehlt zum großen Teil. 

Änderungsvorschlag zu 23.12: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird die Ver-
maßung der Planzeichnung entsprechend ergänzt. 

X  

23.13 2. Im Plan ist eine Fläche für ein Umspannwerk festgesetzt. Diese Fläche ist 
sowohl mittels einer sog. Knödellinie (Flächen unterschiedlicher Nutzung) 
abzugrenzen und zu vermaßen. Wir machen darauf aufmerksam, dass die 
Fläche für das Umspannwerk südlich und östlich die Baugrenze überschrei-
tet. 

Änderungsvorschlag zu 23.13: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Eine Knödellinie zur Abgrenzung der Fläche für das Umspannwerk und 
der Gewerbegebietsfläche ist nicht erforderlich, da die Flächenabgren-
zung durch die unterschiedlichen Farben nach Planzeichenverordnung 
ausreichend bestimmt ist.  

Die Fläche für das Umspannwerk wird im Rahmen der Erarbeitung des 
Bebauungsplanentwurfs vermaßt. 

Dem Planersteller ist bewusst, dass die Fläche für das Umspannwerk 
südlich und östlich die Baugrenze überschreitet. 

X  

23.14 3. Nach der Begründung sind Flächen für Geh-, Fahr-, und Leitungsrechte 
festgesetzt worden. In der Legende fehlen aber diese Flächen. Auch im 
Plan sind sie nicht zu erkennen. 

Änderungsvorschlag zu 23.14: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechte sind in der Planzeich-
nung und in der Legende dargestellt. 

Ausschnitt aus der Legende zum Bebauungsplanvorentwurf: 
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Ausschnitt aus der Planzeichnung zum Bebauungsplanvorentwurf: 

 
23.15 4. Für die überbaubaren Flächen wurde eine abweichende Bauweise (Länge 

der Gebäude > 50,00 m) festgesetzt. Da Festsetzungen aber eindeutig uns 
[sic] bestimmt zu fassen sind, ist die Festsetzung ohne eine Begrenzung 
einer maximalen Länge von baulichen Anlagen zu unbestimmt. Aus der 
Analyse zum Landschaftsbild ergibt sich, dass mit einer Ausdehnung von 
150m je Gebäude zu rechnen ist (S. 11 Landschaftsbildanalyse, Begrün-
dung) 

Änderungsvorschlag zu 23.15: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Festsetzung wird im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplan-
entwurfs wie folgt konkretisiert: 

„Es wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. In der abweichenden 
Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO sind die Gebäude mit einem 

 X 
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seitlichen Grenzabstand zu errichten. Die Länge der Gebäude darf ma-
ximal 200,00 m betragen.“ 

23.16 5. Im GE 1 ist eine maximale Höhe von 32,50m für Gebäude als zulässig fest-
gesetzt worden. Weiterhin kann die maximale Höhe um weiter 17,50 durch 
technische Aufbauten, Schornsteine und Schallschutzanlagen überschrit-
ten werden. Schallschutzanlagen werden durch ihr geschlossenes Erschei-
nungsbild als eine erhebliche Erhöhung des Gebäudes wirken. Die Höhe 
von Schallschutzanlagen sollte gesondert festgesetzt werden. 

Änderungsvorschlag zu 23.16: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Die Festlegung der konkreten Di-
mensionierung der Schallschutzanlagen erfolgt im Rahmen der Baupla-
nung. Der Bebauungsplan gibt hierfür den planungsrechtlichen Rahmen 
vor. 

Nach den Festsetzungen des Bebauungsplans bemisst sich die Gebäu-
dehöhe anhand des oberen Abschlusses des Gebäudes einschließlich 
technischer Aufbauten und Schallschutzanlagen. Untergeordnete ge-
bäudetechnische Anlagen einschließlich Schornsteine dürfen die fest-
gesetzte maximal zulässige Gebäudehöhe in einem kleinen Teilbereich 
der überbaubaren Grundstücksfläche um 17,50 m überschreiten. Eine 
gesonderte Festsetzung der Höhe von Schallschutzanlagen ist aus 
städtebaulicher Sicht nicht erforderlich und wird dementsprechend nicht 
vorgenommen, da die Höhenentwicklung der geplanten Gebäude inner-
halb des Plangebietes durch die getroffenen Festsetzungen abschlie-
ßend definiert ist. 

  

23.17 6. Weiterhin können Schornsteine und sonstige gebäudetechnische Anlagen 
auf 5 % der überbaubaren Fläche gebaut werden. Die Abbildung 16 (S. 40 
Begründung) zeigt, dass mit einer erheblichen Anzahl von hohen Schorn-
steinen zu rechnen sein wird. Wir bitten, die maximale Anzahl an von zu-
lässigen Schornsteinen festzusetzen, da durch die nicht detailliert festge-
setzten überbaubaren Flächen für die einzelnen Gebäude nicht abzuschät-
zen ist, wie viele Schornsteine bei 5% der überbaubaren Flächen errichtet 
werden können. 

Änderungsvorschlag zu 23.17: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Bei dem Stand des Masterplans, 
der dem Bebauungsplanvorentwurf zu Grunde liegt, handelt es sich um 
einen unverbindlichen Planungsstand. Die Festlegung der konkreten 
Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rahmen der Bauplanung. Der Be-
bauungsplan gibt hierfür den planungsrechtlichen Rahmen vor. 

  

23.18 FSt 4.5.0 Denkmalschutz  

Ansprechpartnerin: […] 

Keine Einwendungen. 

 

Zu 23.18: kein Abwägungserfordernis   
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25. Landesjagdverband Hessen e.V. (02.04.2025) 
25.1 Im Auftrage der nach §3 Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz anerkannten Landesver-

bände und ihrer Naturschutzvereinigungen im Wetteraukreis und im Einverneh-
men mit den Beauftragten dieser Vereinigungen im Wetteraukreis nehme ich 
Stellung zu o.a. Vorhaben.: 

Zum aktuellen Planungsstand bestehen seitens der o.g. Naturschutzverbände 
keine Bedenken gegen die Planungen. 

Zu 25.1: kein Abwägungserfordernis   

25.2 Allerdings ist die Bestandaufnahme der vorhandenen Fauna ja auch noch nicht 
erfolgt, so dass die Auswirkung des Eingriffs auf vorhandene Arten oder Le-
bensräume noch nicht abgeschätzt werden kann. Im Hinblick auf die Umwelt-
prüfung und die Feldrandlage des Planungsgebiets wünschen wir uns eine de-
taillierte Erfassung der Offenlandarten (Feldhase, Feldlerche, Feldhamster, 
Rebhuhn). Auch eine derzeitige Nutzung als Jagdgebiet für Fledermäuse ist 
prinzipiell denkbar. 

Änderungsvorschlag zu 25.2: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag nach Hes-
sischem Leitfaden erstellt. Die Ergebnisse werden in die Begründung 
des Bebauungsplans eingearbeitet. 

 X 

25.3 Sollten Arten wie das Rebhuhn oder die Feldlerche im Planungsgebiet vorkom-
men, sind entsprechende CEF-Maßnahmen vorzunehmen. Hierbei ist zu be-
denken, dass insbesondere das Rebhuhn einen begrenzten Wirkungsraum hat 
und die Maßnahmen im räumlich-funktionalen Zusammenhang zum Eingriffs-
gebiet stehen sollten. 

Änderungsvorschlag zu 25.3: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag nach Hes-
sischem Leitfaden erstellt. Auf der Grundlage des Artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrages werden die erforderlichen artenschutzrechtlichen 
Maßnahmen definiert und im Bebauungsplanentwurf als Festsetzungen 
vorgesehen, soweit der Ausgleich innerhalb des Plangebietes erfolgt 
und artenschutzrechtliche Konflikte nicht auf Ebene der Baugenehmi-
gung gelöst werden können. Nach dem derzeitigen Stand der Planun-
gen ist nicht damit zu rechnen, dass artenschutzrechtliche Konflikte ent-
stehen, die sich nicht durch Maßnahmen auf Ebene des Bebauungs-
plans oder auf Ebene der Genehmigung lösen lassen.  

 X 

25.4 Im Kapitel 4 Einfriedung wünschen wir uns noch eine Regelung die verhindert, 
dass Zäune für kleinere Säuger wie Feldhasen oder Igel zu Barrieren werden. 
Dies kann beispielsweise durch einen entsprechenden Bodenabstand oder re-
gelmäßige Durchlässe verhindert werden. 

Änderungsvorschlag zu 25.4: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Ein Rechenzentrum ist ein technisch anspruchsvolles Gebäude, das mit 
hochmoderner Technologie ausgestattet wird. Zum Schutz der Anlage 
ist eine vollständige Umzäunung des Geländes notwendig. Der 

 X 
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Sicherheitszaun wird mit regelmäßigen Durchlässen für kleinere Säuger 
versehen. Eine entsprechende Festsetzung wird in den Bebauungspla-
nentwurf eingearbeitet. 

34. Magistrat der Stadt Bad Vilbel, FD Liegenschaftsverwaltung (28.02.2025) 
34.1 Wir beziehen uns auf Ihre E-Mail aus Ihrem Hause vom 26.02.2025 in der o. g. 

Angelegenheit. 

Hinsichtlich des Bebauungsplanentwurfes 5. Änderung ,,Im Schleid" bestehen 
seitens des Fachdienstes Liegenschaftsverwaltung folgende Anregungen: 

In der Landschaftsbildanalyse von ERM ist auf Seite 10 und 11 die Ersatzgeld-
zahlung, gerechnet mit 0,40 €/Ökopunkt, nicht mehr zeitgemäß. Aktuell realis-
tisch ist ein Wert von ca. 0,65 € netto pro Ökopunkt. 

Änderungsvorschlag zu 34.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Nach Rücksprache mit dem Fachdienst Liegenschaftsverwaltung der 
Stadt Bad Vilbel handelt es sich bei der Forderung nach 0,65 € netto pro 
Ökopunkt um eine „Verwechslung“. Im konkreten Fall geht es um die 
Endgeldzahlung pro Wertpunkt für den Ausgleich des geänderten Land-
schaftsbildes. Dies ist in der nach wie vor gültigen Hessischen Kompen-
sationsverordnung aus dem Jahr 2018 geregelt und wurde so auch bei 
der 13. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ angewandt. Dies 
kann für die 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ übernom-
men werden. Daher gelten nach wie vor 0,40 € pro errechnetem Wert-
punkt. Eine Korrektur der Landschaftsbildanalyse ist nicht erforderlich. 

  

34.2 Anbei noch ein aktueller Lageplan der beplanten Flächen. Durch weitere Zerle-
gungen und Grundstücksteilungen ist der von Ihnen verwendete Lageplan nicht 
mehr aktuell. 

Änderungsvorschlag zu 34.2: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Katastergrundlage des Bebauungsplans wird entsprechend aktuali-
siert. 

X  

34.3 Eventuell werden durch die geänderte Planung weitere Dienstbarkeiten erfor-
derlich. Entsprechende Korridore für Leitungsrechte, sowie Geh- und Fahr-
rechte sind dann vorzusehen. Die Eintragung im Grundbuch ist mit dem FD 
Liegenschaftsverwaltung abzustimmen. 

Änderungsvorschlag zu 34.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. Entsprechende Kor-
ridore für Leitungsrechte sowie Geh- und Fahrrechte und die damit in 
Zusammenhang stehende Eintragung von Dienstbarkeiten können auf 
Vorhabenebene erfolgen.  
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 Anlage 
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44. NRM Netzdienste Rhein-Main GmbH (11.03.2025) 
44.1 Auf Ihre Anfrage […] vom 26.02.2025 nehmen wir wie folgt Stellung. Alle unsere 

Leitungen befinden sich außerhalb Ihrer Flächennutzung. 
Stellungnahme ohne Anregung   

45. OVAG Netz GmbH (04.04.2025) 
45.1 Wir danken Ihnen für die Überlassung der Unterlagen.  

Die Stellungnahme erfolgt im Namen der ovag Netz GmbH, im Namen und im 
Auftrag der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt Bad Vilbel. Elektrische 
Anlagen der ovag Netz GmbH, der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und der Stadt 
Bad Vilbel werden im Text gesamtheitlich betrachtet.  

Zu 45.1: kein Abwägungserfordernis   

45.2 Die Belange für die Wasserversorgungsanlagen der OVAG sind in dieser Stel-
lungnahme nicht mitberücksichtigt worden. Eine separate Auskunft können Sie 
über unsere Fachabteilung in Inheiden – Tel. 06402 511-0 – einholen.  

Zu 45.2: kein Abwägungserfordernis   

45.3 Im ausgewiesenen Gebiet sind Transformatorenstation geplant sowie 20-kV-, 
0,4-kV-Kabel, Leerrohre und Fernmeldekabel verlegt. Zusätzlich befinden sich 
in diesem Gebiet Anlagen für die Straßenbeleuchtung. Die ungefähre Lage der 
Anlagen haben wir in dem beigefügten Plan eingezeichnet und bitten um Dar-
stellung im Bebauungsplan. Für die korrekte Eintragung der Trassen besteht 
die Möglichkeit der örtlichen Einmessung. Zusätzlich können Sie die entspre-
chenden Bestandspläne bei den Stadtwerken Bad Vilbel (oder planauskunfts-
trom@ovag-netz.de) anfordern.  

Änderungsvorschlag zu 45.3: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Im Vorentwurf des Bebauungsplans ist bereits ein Geh-, Fahr- und Lei-
tungsrecht zugunsten der OVAG Netz GmbH sowie der Stadtwerke Bad 
Vilbel GmbH festgesetzt. Die planungsrechtliche Absicherung von Lei-
tungstrassen im Bereich öffentlicher Verkehrsflächen ist auf der Ebene 
des Bebauungsplans nicht erforderlich. 

Zudem ist die bestehende Transformatorenstation im Nordosten des 
Plangebietes entsprechend festgesetzt. Neben der bestehenden Trans-
formatorenstation ist von Seiten der OVAG die Errichtung eines Um-
spannwerkes im Plangebiet vorgesehen. Für das Umspannwerk ist im 
Bebauungsplan eine Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweckbe-
stimmung „Umspannwerk“ planzeichnerisch und textlich festgesetzt.  

  

45.4 Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass die Kabel auch weiterhin im 
öffentlichen Bereich liegen. Ansonsten ist für die Kabel ein Schutz- und Arbeits-
streifen von 2,50 m Breite, der nicht überbaut werden darf, auszuweisen. Hier 
muss sichergestellt sein, dass die OVAG und die Stadtwerke Bad Vilbel oder 
deren Beauftragte die Grundstücke zur Unterhaltung, Instandsetzung und Er-
neuerung jederzeit betreten und hierfür die notwendigen Arbeiten ausführen 
können. Zusätzlich ist zur Sicherung der Kabelleitungen eine – beschränkt per-
sönliche Dienstbarkeit – erforderlich.  

Änderungsvorschlag zu 45.4: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

Im nordöstlichen Bereich des Plangebietes wird eine öffentliche Grün-
fläche festgesetzt. Im Bereich der öffentlichen Grünfläche befinden sich 
die Kabel weiterhin im öffentlichen Bereich. Im südlichen Bereich des 
Plangebietes entlang der Landesstraße L3008 sowie im Westen entlang 
der Bundesstraße B3 befinden sich die Kabel innerhalb der privaten 
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Bauflächen des Gewerbegebietes. In diesen Bereichen sind bereits 
Geh-, Fahr- und Leitungsrechte mit jeweils 2,50 m Schutzstreifenbreite 
beidseits der Leitungen zugunsten der OVAG Netz GmbH sowie der 
Stadtwerke Bad Vilbel GmbH im Bebauungsplan festgesetzt. Durch das 
festgesetzte Geh-, Fahr- und Leitungsrecht wird gewährleistet, dass die 
Stadtwerke Bad Vilbel und die OVAG Netz AG die entsprechenden Flä-
chen zur Unterhaltung, Instandsetzung und Erneuerung jederzeit soweit 
erforderlich durch Beauftragte betreten und die hierfür notwendigen Ar-
beiten ausführen können. 

Die Eintragung von Dienstbarkeiten ist nicht Regelungsgegenstand des 
Bebauungsplans, sondern betrifft die Realisierung der Planung. 

45.5 Außerdem möchten wir noch darauf hinweisen, dass in den Bereichen, in de-
nen Bepflanzungen vorgesehen sind, die vorhandenen bzw. geplanten Kabel – 
auch die am Rande des Planungsbereiches liegenden – durch geeignete Maß-
nahmen zu schützen sind. Insbesondere sind die vorhandenen Straßenbe-
leuchtungseinrichtungen zu berücksichtigen. Im Einzelfall bitten wir um Rück-
sprache mit den Stadtwerken Bad Vilbel (anschluss@sw-bv.de) und dem Netz-
bezirk Friedberg, Dorheimer Straße, 61231 Bad Nauheim, Tel. (0 60 31) 82-
1657.  

Änderungsvorschlag zu 45.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis ist bereits im Textteil des Bebauungsplans 
enthalten. Die genaue Ausgestaltung der Bepflanzungsmaßnahmen so-
wie ggf. erforderliche Abstimmungen mit den Versorgungsträgern be-
treffen die Realisierung der Planung und sind nicht Regelungsgegen-
stand des Bebauungsplans. 

  

45.6 Wir bitten die Stadt Bad Vilbel bei evtl. notwendig werdenden Erdarbeiten (Ka-
nal, Wasserleitung, Straßenbau, Lärmschutzeinrichtung, etc.) im Bereich der 
Kabel, die ausführende Firma darauf aufmerksam zu machen, dass diese sich 
– um Störungen zu vermeiden – vor Arbeitsbeginn mit den Stadtwerken Bad 
Vilbel und dem o.g. Stützpunkt in Verbindung setzt.  

Änderungsvorschlag zu 45.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

45.7 Bei der Stellungnahme gehen wir davon aus, dass keine Änderungen an den 
Bestandsanlagen notwendig werden. Sollte dies aus Sicht der Stadt dennoch 
der Fall sein, bitten wir diese, sich mit den Stadtwerken Bad Vilbel und uns in 
Verbindung zu setzen. Ein Angebot für die Änderung wird der Stadt Bad Vilbel 
vorgelegt. Die Kostenregelung erfolgt gemäß Wegenutzungsvertrag. 

Änderungsvorschlag zu 45.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

45.8 Die Versorgung, des im Planungsbereich ausgewiesenen Gebietes mit elektri-
scher Energie kann durch entsprechende Netzerweiterung erfolgen. Sollte für 
die Versorgung des geplanten Gebiets mit elektrischer Energie eine (oder meh-
rerer kundeneigenen) Transformatorenstation (je nach elektrischem Leistungs-
bedarf) erforderlich werden, benötigen wir Flächen von jew. 8,5 m Breite * 6,1 

Änderungsvorschlag zu 45.8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  
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m Tiefe mit einem Kanalanschluss an einer Grundstücksseite. (Wir weisen da-
rauf hin, dass kundeneigene Stationen als freistehende Netzstationen oder in-
nerhalb von Gebäude ebenerdig und von außen zugänglich zu errichten sind.) 
Neben der zeichnerischen Darstellung im Bebauungsplan bitten wir textlich auf-
zunehmen, dass innerhalb der Fläche für Versorgungsanlagen mit der Zweck-
bestimmung Elektrizität (Transformatorstation), bauliche Anlagen die einzuhal-
tenden Grenzabstände nach Landesbauordnung unterschreiten dürfen. Die 
Station ist gem. Anlage zu § 63 HBO baugenehmigungsfrei. Für Rückfragen, 
den Standort betreffend, setzen Sie sich bitte frühzeitig mit unserer Fachabtei-
lung in Friedberg – Tel. 06031/82-1231 – in Verbindung.  

Begründung: 

Um die Versorgung der im Plangebiet vorgesehenen Gewerbeflächen 
mit elektrischer Energie zu gewährleisten, ist von Seiten der OVAG die 
Errichtung eines Umspannwerkes innerhalb des Plangebietes vorgese-
hen und nicht die Errichtung zusätzlicher Transformatorenstationen. Für 
das Umspannwerk ist im Bebauungsplan eine Fläche für Versorgungs-
anlagen mit der Zweckbestimmung „Umspannwerk“ planzeichnerisch 
und textlich festgesetzt. 

45.9 Eine Aussage, wie der Anschluss von möglichen Gewerbebetrieben an das 
Netz ausgeführt wird, ist erst möglich, wenn feststeht, welche Leistung an den 
noch festzulegenden Anschlusspunkten benötigt wird. Zur Abstimmung wie ein 
Anschluss ausgeführt werden kann, setzen Sie sich bitte frühzeitig mit der 
Stadtwerke Bad Vilbel und der Fachabteilung in Friedberg – Tel. 06031/82-
1099 (1055 bei Einspeisung) - anschluss@ovag-netz.de – in Verbindung.  

Änderungsvorschlag zu 45.9: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

Siehe Änderungsvorschlag zu 45.8. 

  

45.10 Sollen im Zuge der Baumaßnahme Lichtpunkte versetzt, Stahlrohrmaste der 
Lichtpunkte erneuert oder zusätzliche Lichtpunkte errichtet werden, wenden 
Sie sich bitte frühzeitig an die Stadtwerke Bad Vilbel und die Fachabteilung in 
Friedberg – strassenbeleuchtung@ovag.de.  

In diesem Zusammenhang empfehlen wir generell, auch im Zuge von Straßen-
baumaßnahmen, das Auswechseln von Stahlrohrmasten ab einem gewissen 
Alter und Zustand. 

Die Kosten für eine Auswechslung der Maste, sind zum jetzigen Zeitpunkt, be-
dingt durch Synergieeffekte bei den Tiefbauarbeiten, wesentlich geringer als 
bei einer Auswechslung am Lebensdauerende in ca. 5-10 Jahren. 

Änderungsvorschlag zu 45.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

45.11 Sollte ein externer Ausgleich erforderlich werden, benötigen wir für eine ab-
schließende Stellungnahme die genaue Lage der Ausgleichsfläche sowie An-
gaben über Art der Ersatzmaßnahmen.  

Änderungsvorschlag zu 45.11: 

Der Anregung wird gefolgt.  

Begründung: 

In den Umweltbericht werden Angaben zu Lage und Maßnahmen der 
erforderlichen externen (artenschutzrechtlichen und naturschutzfachli-
chen) Kompensationsflächen aufgenommen. Dieser wird Teil der Unter-
lagen im Rahmen der Beteiligungsverfahren gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 
Abs. 2 BauGB, so dass Gelegenheit zur Stellungnahme bestehen wird. 

 X 
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45.12 Wir bitten zum gegebenen Zeitpunkt um Information über das mit der Planung 
und Projektierung der Erschließung beauftragte Ingenieurbüro, damit unserer-
seits eine termingerechte Umsetzung notwendiger Erweiterungen oder Verän-
derungen des elektrischen Netzes gewährleistet werden kann.  

Änderungsvorschlag zu 45.12: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. Im weiteren Verlauf 
der Planung kann eine Abstimmung mit der OVG Netz GmbH erfolgen. 

  

45.13 Wenn unsere Belange berücksichtigt werden, haben wir keine Einwände gegen 
diese Bauleitplanung. 

Änderungsvorschlag zu 45.13: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

siehe Änderungsvorschläge 45.3 – 45.12 
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 Anlage 
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46. PLEdoc GmbH (05.03.2025) 
46.1 Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von 

uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten Eigentümer 
bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei 
Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), 
Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 

• Uniper Energy Storage GmbH, Düsseldorf: Erdgasspeicher Epe, Eschenfel-
den, Krummhörn 

Zu 46.1: kein Abwägungserfordernis   

46.2 Hinsichtlich der Maßnahmen zum Ausgleich und zum Ersatz der Eingriffsfolgen 
entnehmen wir den Unterlagen, dass die Kompensationsmaßnahmen erst im 
weiteren Verfahren festgelegt werden bzw. keine Erwähnung finden. 

Wir weisen darauf hin, dass durch die Festsetzung planexterner Ausgleichsflä-
chen eine Betroffenheit von uns verwalteter Versorgungseinrichtungen nicht 
auszuschließen ist. Wir bitten um Mitteilung der planexternen Flächen bzw. um 
weitere Beteiligung an diesem Verfahren. 

Änderungsvorschlag zu 46.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Festlegung von planexternen Ausgleichsflächen erfolgt im Rahmen 
der weiteren Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs. Die erforderli-
chen Informationen zu den planexternen Ausgleichsflächen werden in 
die Unterlagen zum Bebauungsplanentwurf eingearbeitet. Die PLEdoc 
GmbH erhält im Rahmen des Beteiligungsverfahrens gem. § 4 (2) 
BauGB die Möglichkeit sich zu den planexternen Ausgleichsflächen zu 
äußern.  

 X 

46.3 Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. 
Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 

Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf im-
mer einer erneuten Abstimmung mit uns. 

Zu 46.3: Der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungs-
erfordernis 
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 Anlage 
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48. Regierungspräsidium Darmstadt (03.04.2025) 
48.1 A. Beabsichtigte Planung 

Mit der Änderung des Bebauungsplanes beabsichtigt die Stadt Bad Vilbel auf 
dem bisher unbebauten Planungsgebiet ein Rechenzentrumcampus zu errich-
ten. Die Fläche ist planungsrechtlich durch den seit 2004 bestehenden Bebau-
ungsplan „Im Schleid“ überplant, der für die betroffene Fläche mehrere Gewer-
begebiete festsetzt. Um einen Rechenzentrumscampus innerhalb des Plange-
bietes zu errichten, ist eine Änderung insbesondere der festgesetzten überbau-
baren Grundstücksflächen, der festgesetzten Ausnutzungskennziffern zum 
Maß der baulichen Nutzung sowie die grünordnerischen Festsetzungen erfor-
derlich.  

Das Plangebiet umfasst eine Gesamtfläche von ca. 13 ha und liegt am nord-
westlichen Rand der Kernstadt Bad Vilbels. Der zu ändernde Teilbereich liegt 
im Nordosten der Planfläche und ist 0,15 ha groß. Hier soll gewerbliche Bauflä-
che festgesetzt werden. 

Zu 48.1: kein Abwägungserfordernis   

48.2 B. Stellungnahme 

I. Abteilung III Regionalplanung, Bauwesen, Wirtschaft, Verkehr 

Dezernat III 31.2 – Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung, Bauwesen  

Hinweis zur Bezeichnung:  

Eine Frühzeitige Beteiligung für „Im Schleid, 5. Änderung“ wurde bereits am 18. 
März 2020 durchgeführt. Hier sollten die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
für die Ansiedlung eines großflächigen Einzelhandels geschaffen werden. 
Diese Planung wurde dann nicht weiterverfolgt. Die aktuelle Frühzeitige Betei-
ligung für die identische Fläche habe ich deshalb intern als erneute Frühzeitige 
Beteiligung zur 5. Änderung „Im Schleid“ benannt. Bitte achten Sie zukünftig 
auf eindeutige Bezeichnungen Ihrer Planungen.  

Änderungsvorschlag zu 48.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die ursprüngliche 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ zur 
Ansiedlung eines Möbelmarktes wurden nicht weiterverfolgt. Der dama-
lige Aufstellungsbeschluss wurde durch die Stadt Bad Vilbel zwischen-
zeitlich aufgehoben. Für das aktuelle Vorhaben wurde ein neuer Auf-
stellungsbeschluss gefasst. Da die ursprünglichen 5. Änderung des Be-
bauungsplans „Im Schleid“ nicht zur Rechtskraft geführt wurde, handelt 
es sich bei dem aktuellen Bebauungsplanänderungsverfahren ebenfalls 
um die 5. Änderung. Das Bezeichnung des Bebauungsplanverfahrens 
ist eindeutig definiert.  

  

48.3 Die vorgesehene Fläche liegt innerhalb einer im Regionalplan Südhessen/Re-
gionalen Flächennutzungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) ausgewiesenen 
„Gewerblichen Baufläche, geplant“ (ca. 9 ha) was der regionalplanerischen Ka-
tegorie „Vorranggebiet Industrie und Gewerbe, geplant“ entspricht sowie in ei-
ner im RPS/RegFNP 2010 ausgewiesenen „Grünfläche-Parkanlage“ (ca. 4 ha) 
was der regionalplanerischen Kategorie „Vorranggebiet Siedlung“ entspricht, 
überlagert von einem „Vorbehaltsgebiet für Grundwasserschutz“ und einem 
„Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“.  

Die bauleitplanerische Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten hat in-
nerhalb der in der Karte dargestellten „Vorranggebiete Industrie und Gewerbe, 

Änderungsvorschlag zu 48.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass nach Angaben des Regierungs-
präsidiums Darmstadt aufgrund des Kartenmaßstabs des Regional-
plans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans 2010 von 
1:100.000 nicht eindeutig festgestellt werden kann, ob tatsächlich ein 
Zielverstoß vorliegt. Die Planung kann daher insgesamt als an die Ziele 

 X 
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Bestand und Planung“ stattzufinden Ziel Z3.4.2-4 (RPS/RegFNP 2010). Die 
Ausweisung eines Rechenzentrums geht mit diesem Ziel konform.  

Die bauleitplanerische Ausweisung von Wohnbau-, gemischten Bauflächen 
und Sonderbauflächen sowie dazugehörenden kleineren gewerblichen Bauflä-
chen hat innerhalb der in der Karte ausgewiesenen „Vorranggebiete Siedlung, 
Bestand und Planung“ stattzufinden. Die „Vorranggebiete Siedlung, Bestand 
und Planung“ beinhalten Kleingartenanlagen, Grünflächen, Verkehrsflächen 
und Flächen für sonstige Infrastruktureinrichtungen und Andere (Ziel 3.4.1-3 
RPS/RegFNP 2010). 

Der überwiegende Teil der Festsetzungen des erneuten Bebauungsplanvorent-
wurfs ist auch an dieses Ziel angepasst. 

Im Nordosten des Plangebietes befindet sich allerdings ein ca. 0,15 ha großer 
Teil des geplanten Gewerbegebietes GE 1 innerhalb der dargestellten „Grün-
fläche – Parkanlage“.  

Ob tatsächlich ein Zielverstoß vorliegt, ist aufgrund des Kartenmaßstabs des 
Regionalplans Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplans von 1:100.000 
nicht eindeutig feststellbar. 

Die Planung kann daher insgesamt als an die Ziele der Raumordnung ange-
passt gelten. 

der Raumordnung angepasst gelten. Die Begründung zum Bebauungs-
plan wird entsprechend ergänzt. 

48.4 II. Abteilung IV/F Umwelt Frankfurt 

Bezüglich der vom Regierungspräsidium Darmstadt - Abteilung Umwelt Frank-
furt - zu vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes mit: 

1. Dezernat IV/F 41.1 – Grundwasser 

Die Bauleitplanung muss wasserwirtschaftliche Belange, d.h. insbesondere 
eine ausreichende Wasserversorgung sowie Grundwasserschutz, angemes-
sen berücksichtigen. Hierzu bietet die Arbeitshilfe „Wasserwirtschaft in der Bau-
leitplanung“ des Hessischen Ministeriums für Landwirtschaft und Umwelt, 
Weinbau, Forsten, Jagd und Heimat (Stand: August 2023) eine Hilfestellung.  

In den Unterlagen sind dazu keine ausreichenden Aussagen enthalten und sind 
daher nachzubessern. Hierzu gebe ich folgende Hinweise: 

Änderungsvorschlag zu 48.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 48.5 bis 48.11. 

  

48.5 a. Wasserversorgung 

Sie haben als planaufstellende Kommune in eigener Verantwortung sicherzu-
stellen, dass die Versorgungssicherheit der öffentlichen Wasserversorgung 
dauerhaft für die künftige Bebauung gewährleistet ist. Bitte legen Sie hierzu die 
Sicherstellung der Wasserversorgung für das geplante Gewerbegebiet dar. 

Änderungsvorschlag zu 48.5: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

 X 
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Konkret ist dabei auf die Errichtung eines Rechenzentrumcampus einzugehen. 
Rechenzentren können je nach eingesetzter Technik einen sehr hohen Was-
serbedarf für Kühlzwecke haben. Im Bebauungsplan sollten daher konkrete 
Vorgaben zur Kühlungstechnik gemacht werden, sodass der Verbrauch von 
Trink- bzw. Brauchwasser so gering wie möglich gehalten wird.  

Der gesamte Wasserbedarf (Trink-, Betriebs-, Löschwasser) ist unter Berück-
sichtigung des Klimawandels zu ermitteln (Jahresmenge und Tagesspitzenbe-
darf). Es ist der Nachweis zu erbringen, dass der gesamte Wasserbedarf mit 
den vorhandenen Wasserrechten sowie den technischen Anlagen, auch unter 
Berücksichtigung des Klimawandels langfristig durch die Stadtwerke Bad Vilbel 
gedeckt werden kann. Bei Fremdbezug von Trink-/Brauchwasser ist zusätzlich 
eine aktuelle Bestätigung der eingeplanten Liefermenge des Fremdversorgers 
vorzulegen. 

Für den Fall einer Wassermangelsituation ist darzulegen, welche Maßnahmen 
dann ergriffen werden. (s. hierzu Muster-Gefahrenabwehrverordnung auf hes-
sen.de) 

Daneben sollen die Möglichkeiten der Nutzung von Niederschlagswasser oder 
anderem Abwasser (insbesondere Grauwasser) zu Brauchwasserzwecken ent-
sprechend dem Nutzungszweck untersucht und dementsprechend ausge-
schöpft werden. Entsprechende Vorgaben zur sparsamen Trinkwasserverwen-
dung und –substitution sind hier noch zu konkretisieren (s. hierzu Muster-Zis-
ternensatzung auf hessen.de). 

Begründung: 

Für das Plangebiet kann die Stadtwerke Bad Vilbel GmbH den geforder-
ten Löschwasserbedarf für den Grundschutz gem. DVGW-Arbeitsblatt 
W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die Öffentliche Trinkwas-
serversorgung“ zur Verfügung stellen. Im konkreten Fall sind dies min-
destens 192 m³/h = 3200 l/Min. bei einem Mindestfließdruck von 1,5 bar. 
Nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 erfasst der Löschbereich sämtli-
che Löschwasserentnahmemöglichkeiten in einem Umkreis von 300 m 
um das Brandobjekt. 

Der Nachweis der gesicherten Trinkwasserversorgung für das Plange-
biet erfolgt durch die Stadtwerke Bad Vilbel GmbH und wird im Rahmen 
der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs in die Begründung zum 
Bebauungsplan eingearbeitet  

Vorgaben zur konkreten Kühlungstechnik sind nicht Regelungsgegen-
stand des Bebauungsplans, sondern der nachfolgenden Bauplanung 
und -ausführung. 

Im Vorentwurf des Bebauungsplans ist bereits die wasserwirtschaftliche 
Festsetzung enthalten, dass das anfallende Niederschlagswasser in 
Zisternen zur Garten- bzw. Freiflächenbewässerung zu sammeln ist.  

Die Nutzung von anderem Abwasser/Grauwasser innerhalb des Plan-
gebietes ist nicht vorgesehen. Sie ist auch nicht aus den Gründen des 
§ 37 Abs. 4 HWG erforderlich.  

Vorgaben zur sparsamen Trinkwasserverwendung und -substitution 
können ebenfalls nicht Gegenstand des Bebauungsplans sein. Eine ent-
sprechende Festsetzung ist mangels bodenrechtlichen Bezugs nicht zu-
lässig.  

48.6 b. Verminderung der Grundwasserneubildung 

Es ist darzulegen, welchen Einfluss das Vorhaben auf die Grundwasserneubil-
dung hat und welche Maßnahmen vorgesehen sind, um eine Verringerung der 
Grundwasserneubildung so gering wie möglich zu halten. Dabei sollte ange-
strebt werden, den vorgesehenen Versiegelungsgrad von 80% zu verringern 
und das anfallende Niederschlagswasser im Planungsgebiet zu belassen. 

Änderungsvorschlag zu 48.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Vorentwurf des Bebauungsplans ist bereits die wasserwirtschaftliche 
Festsetzung enthalten, dass das anfallende Niederschlagswasser in 
Zisternen zur Garten- bzw. Freiflächenbewässerung zu sammeln ist. Die 
Umsetzung dieser wasserwirtschaftlichen Festsetzung wirkt aktiv einer 
Verringerung der Grundwasserneubildung entgegen. 

Die Reduktion des Versiegelungsgrades innerhalb der festgesetzten 
Gewerbegebiete von 0,8 ist aufgrund der geplanten Nutzungen, der 
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Errichtung eines Rechenzentrumscampus und einer Lagerfläche, nicht 
möglich. Mit der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,8 wird dem Ori-
entierungswert nach § 17 BauNVO für Gewerbegebiete gefolgt und eine 
verträgliche städtebauliche Dichte bei gleichzeitig angemessener bauli-
cher Ausnutzung des Plangebietes im Sinne eines sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden gewährleistet. Im Gegenzug werden inner-
halb des Plangebietes rund 26.632 m² Fläche (19,9 % des Plangebie-
tes) als private und öffentliche Grünflächen, die überwiegend unversie-
gelt sind, festgesetzt. Die festgesetzten öffentlichen Grünflächen leisten 
einen wichtigen Beitrag zur Förderung der Grundwasserneubildung in-
nerhalb des Plangebietes.  

Der Bebauungsplan sieht vor, dass PKW-Stellplätze mit wasserdurch-
lässigem Belag herzustellen sind. Zusammen mit der zusätzlichen Nut-
zung von Regenwasser für die Garten- bzw. Freiflächenbewässerung 
wird die wasserwirtschaftliche Gesamtsituation optimiert und die Grund-
wasserneubildung gefördert.  

Die festgesetzte Dachbegrünung gewährleistet zudem, dass ein Teil 
des Dachflächenwassers nicht zum Abfluss kommt, sondern innerhalb 
des Plangebietes verbleibt. 

48.7 c. Versickerung von Niederschlagswasser 

Die Möglichkeit der Versickerung von Niederschlagswasser ist auf Grundlage 
eines hydrologischen Gutachtens zu prüfen. Soweit eine Versickerung von Nie-
derschlagswasser nicht vorgesehen oder möglich ist, ist dies entsprechend zu 
begründen.  

Vorsorglich weise ich darauf hin, dass bei einer Versickerung von Nieder-
schlagswasser die Mächtigkeit des Sickerraums, bezogen auf den mittleren 
höchsten Grundwasserstand (MHGW), mindestens 1 Meter betragen sollte 
(hier eventuell nicht gegeben). Dabei sollte der höchste gemessene Grundwas-
serstand herangezogen werden. Die Klärung der Zulässigkeit einer Versicke-
rung von Niederschlagswassers ist dem entsprechenden Verfahren vorbehal-
ten. 

Änderungsvorschlag zu 48.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der Boden innerhalb des Plangebietes ist durch quartäre Ablagerungen 
einer mächtigen Folge von Lössen und Lösslehmen geprägt. Diese 
stammen aus Windablagerungen der letzten Würm-Eiszeit. Die Mäch-
tigkeit liegt bis etwa 10 m. 

Löss und Lösslehm besitzen eine derart geringe Wasserdurchlässigkeit, 
dass diese für Versickerungseinrichtungen schlecht geeignet sind. Tre-
ten bei einer Versickerung Partikel wie Blütenstaub und -pollen in den 
Boden, was unvermeidbar ist, verschlechtert sich die Eignung noch 
mehr. 

Die gezielte Versickerung von Niederschlagswasser ist innerhalb des 
Plangebietes daher nicht vorgesehen. Stattdessen wird die Sammlung 
von Niederschlagswasser in Zisternen festgesetzt.  

Ein zusätzliches hydrologisches Gutachten ist nicht erforderlich. 
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Der Hinweis auf ein ggf. erforderliches Zulassungsverfahren für die Ver-
sickerung von Niederschlagswasser wird zur Kenntnis genommen. 

48.8 d. Einbindung von Bauwerken ins Grundwasser 

Sofern für das Vorhaben eine Grundwasserhaltung erforderlich wird oder ein 
Aufstauen, Absenken und Umleiten von Grundwasser bewirkt wird, ist hierfür 
ggf. eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die zuständige Wasserbehörde er-
forderlich. Ich bitte Sie, dies als Hinweis in den Textteil des Bebauungsplans 
aufzunehmen. 

Änderungsvorschlag zu 48.8: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans 
aufgenommen. 

 X 

48.9 e. Vermeidung von Vernässungs- und Setzrissschäden 

Zur Vermeidung von Setzrissschäden bzw. Vernässungsschäden sind im Rah-
men der Bauleitplanung grundsätzlich die minimalen und maximalen Grund-
wasserflurabstände zu berücksichtigen. Das Hessische Landesamt für Natur-
schutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) erfasst im Rahmen des Landesgrund-
wasserdienstes an landeseigenen Messstellen regelmäßig den aktuellen 
Grundwasserstand sowie dessen langjährige Entwicklung (s. hierzu Landes-
grundwasserdienst auf hessen.de).  

In kritischen Gebieten (Grundwasserflurabstände zwischen 0 und 3,00 Meter, 
stark schwankende Grundwasserstände, Gebiete, in den bereits Setzrisse bzw. 
Vernässungen an Gebäuden aufgetreten sind) wird dringend angeraten, für das 
betroffene Gebiet eine Untersuchung der gegenwärtigen und der zu erwarten-
den Grundwassersituation in Form eines hydrogeologischen Gutachtens durch-
zuführen. Zur Vermeidung von Setzriss- oder Vernässungsschäden können 
Vorgaben zur maximalen Einbindetiefe von Gebäuden, eine Aufschüttung des 
Geländes oder spezielle Gründungsmaßnahmen hilfreich sein. 

Flächen mit sehr hohen Grundwasserständen (0 bis 3,00 m) sollen gemäß § 9 
Abs. 5 BauGB im Bebauungsplan als vernässungsgefährdete Gebiete gekenn-
zeichnet werden. 

Änderungsvorschlag zu 48.9: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der Boden innerhalb des Plangebietes ist durch quartäre Ablagerungen 
einer mächtigen Folge von Lössen und Lösslehmen geprägt. Diese 
stammen aus Windablagerungen der letzten Würm-Eiszeit. Die Mäch-
tigkeit liegt bis etwa 10 m. Unter den Lössablagerungen liegen fluviatile 
Kiese und Sande der pleistozänen Nidda. 

Innerhalb des Plangebietes ist lediglich in den tief liegenden Kiesen mit 
Grundwasser zu rechnen. Das Plangebiet befindet sich daher nicht in 
einem vernässungsgefährdeten Gebiet. Ein hydrogeologisches Gutach-
ten ist im Rahmen der Bebauungsplanänderung nicht erforderlich. Die 
Auswirkungen des Vorhabens auf das Grundwasser werden, soweit er-
forderlich, im Umweltbericht ermittelt und bewertet.  

  

48.10 f. Grundwassermessstellen und Gewinnungsanlagen 

Alle im Planungsgebiet befindlichen Grundwassermessstellen des Hessischen 
Landesgrundwasserdienstes sollten im Plan- und Textteil des Bauleitplans 
nachrichtlich aufgenommen werden. Gleiches gilt für sonstige vorhandene 
Grundwassermessstellen und -gewinnungsanlagen. 

Änderungsvorschlag zu 48.10: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich nach Angaben des Landes-
grundwasserdienst-Viewers des Hessischen Landesamtes für Natur-
schutz, Umwelt und Geologie keine Grundwassermessstellen und -ge-
winnungsanlagen. 
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48.11 g. Umweltprüfung 

In der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ist auf das Umweltmerkmal 
Grundwasser angemessen einzugehen: Beschreibung und Bewertung des Be-
stands (z.B. Grundwasserflurabstände, Grundwasserneubildung, Verschmut-
zungsempfindlichkeit, Bedeutung des Grundwasservorkommens), Darstellung 
der bau-, anlage- und nutzungsbedingten Auswirkungen (qualitativ und quanti-
tativ) der Planung auf das Grundwasser (z.B. Verminderung der Grundwasser-
neubildung, mögliche Stoffeinträge ins Grundwasser, Versickerung von Nieder-
schlagswasser), Beschreibung der Maßnahmen zur Vermeidung und Vermin-
derung der Auswirkungen. 

Änderungsvorschlag zu 48.11: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Umweltbericht erstellt, der gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB auf das Umweltmerkmal Grundwasser eingeht. 

  

48.12 2. Dezernat IV/F 41.2 – Oberflächengewässer 

Seitens des Dez. 41.2 bestehen keine Bedenken gegenüber dem Vorhaben. 

Zu 48.12: kein Abwägungserfordernis   

48.13 3. Dezernat IV/F 41.3 – Abwasser, Gewässergüte 

Gegen die geplante Bebauungsplanänderung bestehen meinerseits keine 
grundlegenden Bedenken.  

Gem. Ziffer 15.3 der Begründung zur Bebauungsplanänderung gilt für die Ab-
leitung des anfallenden Regenwassers die Auflage, dass die Drosselabfluss-
spende maximal 10 l/ (s x ha) betragen darf. 

Ich weise darauf hin, dass seitens des RP Darmstadt bei der Erschließung von 
neuen Baugebieten im Trennsystem mittlerweile die Forderung einer Drossel-
abflussspende qDr= ca. 3 l/ (s*ha_AE,k) besteht, wobei der Drosselabfluss QDr 
auf die kanalisierte Einzugsgebietsfläche Aek zu beziehen ist und die Jährlich-
keit T=2a beträgt. Dieser hessenweit abgestimmte Ansatz soll dem natürlichen 
Abfluss einer unbebauten Fläche entsprechen. 

Änderungsvorschlag zu 48.13: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Mit der zuständigen Wasserbehörde (Regierungspräsidium Darmstadt, 
Abteilung Umwelt Frankfurt) wurde eine Abstimmung durchgeführt. Da 
in ein bestehendes Kanalnetz eingeleitet wird, welches für die bisher 
geltende Vorgabe der Einleitbeschränkung von 10 l/s*ha ausgelegt ist, 
sind keine Änderungen oder Anpassungen der Drosselmenge erforder-
lich. 

Die Verringerung des Regenwasserabflusses gemäß Generalentwäs-
serungsplan (GEP) von 1984 mit Qr,max = 4.000 l/s, wurde mit dem ak-
tuellen GEP vom November 2017 (mit den gedrosselten Abflüssen aus 
den Neubaugebieten) auf Qr,max = 3.024 l/s nachgewiesen. Hierin wur-
den die zulässigen Drosselabflussspenden mit qr = 10 l/ (s x ha) festge-
legt. 

  

48.14 4. Dezernat IV/F 41.5 – Bodenschutz 

a. Nachsorgender Bodenschutz 

In der Altflächendatei ist derzeit kein Eintrag für das Plangebiet vorhanden. In-
sofern liegen mir keine konkreten Erkenntnisse über mögliche Bodenbelastun-
gen vor.  

Auf Grundstücken mit schädlichen Bodenveränderungen kann die geplante 
Nutzung oder Bebauung ggf. erheblich beeinträchtigt werden. Ihnen als Ge-
meinde wird daher empfohlen, alle zugänglichen Informationen über das 

Änderungsvorschlag zu 48.14: 

Der Anregung wird teilweise gefolgt. 

Begründung: 

Das Thema Altlasten wurde in der Begründung zum Bebauungsplan be-
reits in der ursprünglichen Aufstellung des Bebauungsplans „Im Schleid“ 
vollständig abgearbeitet (siehe Kapitel 16.5 „Altlasten“). Da innerhalb 
des Plangebietes seit der ursprünglichen Aufstellung keine neuen 

 X 
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Grundstück in dieser Hinsicht auszuwerten (z.B. Kenntnisse der früheren Nut-
zung, Luftbilder und Karten aus anderen Archiven, Hinweise aus der Bevölke-
rung, Erkenntnisse über einen unsachgemäßen Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen u.a.). Zusätzliche Kenntnisse zum Vorhandensein von weiteren Alt-
flächen können auch bei der Unteren Bodenschutzbehörde des Wetteraukrei-
ses vorliegen. Werden bei der Auswertung Anhaltspunkte für eine schädliche 
Bodenveränderung bekannt, sind diese gemäß § 4 Abs. 1 Hessisches Altlasten 
und Bodenschutzgesetz (HaltBodSchG) unverzüglich der zuständigen oberen 
Bodenschutzbehörde, dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt 
Frankfurt, Dezernat 41.5 – Bodenschutz, mitzuteilen und mit dieser das weitere 
Vorgehen abzustimmen.  

Ich bitte, folgenden Hinweis in die textlichen Festsetzungen zum Bebauungs-
plan aufzunehmen:  

Bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf 
organoleptische Auffälligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten 
Kenntnisse, die den Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung begrün-
den, sind diese unverzüglich der zuständigen Behörde, dem Regierungspräsi-
dium Darmstadt, Abteilung Umwelt Frank-furt, Dezernat 41.5 – Bodenschutz, 
mitzuteilen. Maßnahmen, die die Feststellung des Sachverhalts oder die Sa-
nierung behindern können, sind bis zur Freigabe durch die zuständige Behörde 
zu unterlassen. Soweit erforderlich ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hin-
zuzuziehen. 

Schädliche Bodenveränderungen im Sinne des § 2 Abs. 3 Bundes-Boden-
schutzgesetz sind Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, 
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den Einzel-
nen oder die Allgemeinheit herbeizuführen.  

Ich bitte die vorhandenen Texte (Begründung, Umweltbericht, textl. Festsetzun-
gen) zu überarbeiten oder zu ergänzen. 

Nutzungen untergebracht wurden, besteht keine Veranlassung für eine 
Aktualisierung der Aussagen zum Thema Altlasten. 

Ein entsprechender Hinweis wird in den Textteil des Bebauungsplans 
und in den Umweltbericht aufgenommen. 

48.15 b. Vorsorgender Bodenschutz 

Die Belange des Schutzgutes Boden werden in dem Vorentwurf zur Begrün-
dung der 5. Änderung des Bebauungsplanes „Im Schleid“ nicht behandelt. 

Ein Umweltbericht liegt nicht vor.  

Das Hessische Altlasten- und Bodenschutzgesetz (HaltBodSchG) gibt auf der 
Grundlage des Bundes-Bodenschutzgesetzes mit § 1 als öffentlich-rechtliche 
Ziele der Vorsorge folgendes vor: 

• Die Vorsorge gegen das Entstehen schadstoffbedingter schädlicher Boden-
veränderungen, 

Änderungsvorschlag zu 48.15: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Umweltbericht erstellt, der gemäß § 2 Abs. 4 
BauGB ist auf das Schutzgut Boden eingeht.  

Der Methodik der erwähnten Hessischen Arbeitshilfe von 2011 wird ge-
folgt.  

 X 
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• den Schutz der Böden vor Erosion, Verdichtung und vor anderen nachteili-
gen Einwirkungen auf die Bodenstruktur, 

• einen sparsamen und schonenden Umgang mit dem Boden, unter ande-
rem durch Begrenzung der Flächeninanspruchnahme und Bodenversiege-
lung auf das notwendige Maß. 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind diese Vorgaben in ausreichendem Maße 
zu würdigen und abzuwägen.  

Auf die „Arbeitshilfe zur Berücksichtigung von Bodenschutzbelangen in der Ab-
wägung und Umweltprüfung nach BauGB in Hessen“ des hessischen Umwelt-
ministeriums vom Februar 2011 und auf die Möglichkeit, über den Bodenviewer 
des HLNUG weitere Informationen zu erhalten, wird verwiesen.  

Aus der Arbeitshilfe lassen sich die nachfolgend aufgeführten bodenbezogenen 
Bausteine für den Umweltbericht ableiten: 

 
Zur Bewertung planungsbedingter Bodenbeeinträchtigungen, möglicher Minde-
rungsmaßnahmen und zur Ermittlung des resultierenden Kompensationsbe-
darfs für das Schutzgut Boden hat das Hessische Landesamt für Naturschutz, 
Umwelt und Geologie (HLNUG) eine Methodik entwickelt. Für Sie als Planauf-
stellungsbehörde soll damit die Beurteilung der Bodenschutzbelange bei der 
Erstellung und Prüfung von Planunterlagen deutlich erleichtert und objektiviert 
werden. Die Anwendung der Methodik trägt dazu bei, die gesetzlichen Anfor-
derungen an den Schutz des Bodens zu erfüllen und Fehler im Planaufstel-
lungs- und Abwägungsverfahren zu vermeiden. 

Das Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Ver-
braucher-schutz (HMUKLV) hat daher allen hessischen Gemeinden und Städ-
ten die Anwendung der Arbeitshilfe „Kompensation des Schutzguts Boden in 
der Bauleitplanung nach BauGB – Arbeitshilfe zur Ermittlung des Kompensati-
onsbedarfs für das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-Pfalz“ sowie die 
dazugehörenden Excel-Tools empfohlen (vgl. Erlass vom 22. Mai 2018 –Gz.: 

Die Ermittlung des resultierenden Kompensationsbedarfs für das 
Schutzgut Boden folgt der Methodik des HLNUG und wurde mit der Un-
teren Naturschutzbehörde des Wetteraukreises abgestimmt. 
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III 8 – 089b 06.03). Diese Dateien können Sie auf der Homepage des HMLU 
herunterladen (https://landwirtschaft.hessen.de/Umwelt/Bodenschutz). 

Das Schutzgut Boden wird nicht in angemessener Weise behandelt. Dieser of-
fensichtliche Mangel ist zu beseitigen.  

Die DIN-Normen 19731, 18915 und 19639 sind bei der Bauausführung wie in 
den textlichen Festsetzungen unter „E Hinweise“ geschrieben zu berücksichti-
gen, d.h. sie sind zu beachten und einzuhalten, da die DIN-Normen Auswirkun-
gen auf die Planung und Durch-führung von Bauvorhaben haben.  

In der Begründung ist neben dem nachsorgenden Bodenschutz auch der vor-
sorgende Bodenschutz anzusprechen. Anderenfalls wäre die Planung infolge 
eines zu unterstellenden Abwägungsmangels später rechtlich angreifbar.  

Aus den genannten Gründen bitte ich die Planunterlagen entsprechend zu 
überarbeiten. 

48.16 5. Dezernat IV/F 42.2 – Abfallwirtschaft West 

Aus abfallrechtlicher Sicht bestehen anhand der vorgelegten Unterlagen gegen 
die 5. Änderung des Bebauungsplanes „Im Schleid“, Stadt Bad Vilbel keine Be-
denken. 

Zu 48.16: kein Abwägungserfordernis   

48.17 6. Dezernat IV/F 43.1 – Immissionsschutz (Energie, Lärmschutz, EMF) 

Im Plangebiet sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Ansied-
lung eines Rechenzentrumscampuses, sowie gewerblicher Lagerflächen für die 
Stadt Bad Vilbel und eines Umspannwerks geschaffen werden. Hierzu ist es 
notwendig Anpassungen an den bisherigen Festsetzungen des Bebauungs-
plans vorzunehmen. Die bisherige Ausweisung als Gewerbegebiet (GE) soll 
bestehen bleiben.  

Um die Realisierbarkeit der genannten Nutzungen und das Konfliktpotential mit 
dem östlich benachbarten Allgemeinen Wohngebiet (WA) hinsichtlich der Lär-
mimmissionen einschätzen zu können, wurde die Machbarkeitsstudie des In-
genieurbüros Genest und Partner (Gutachten Nr. 324P6 G2 vom 12.12.2024) 
durchgeführt. 

Zwar kommt diese zu dem Ergebnis, dass nach aktuellem Planungsstand bei 
Einhaltung der in der Machbarkeitsstudie zugrunde gelegten Ausgangswerte 
(wie z. B. Schallleistungspegel, Abschirmmaße, usw.) und Randbedingungen 
(z.B. Nutzungszeiten, Nutzungsumfang etc.) und der Umsetzung bestimmter 
Schallschutzmaßnahmen (Schalldämpfer und Nachtabsenkung an Kältema-
schinen, Lärmschutzwände auf dem Dach) die Immissionsrichtwerte für die Ta-
ges- und Nachtzeit an allen betrachteten Immissionsorten eingehalten werden, 
allerdings beruhen die Berechnungen auf schalltechnischen Ausgangsdaten 

Änderungsvorschlag zu 48.17: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Machbarkeitsstudie zum Schallschutz beruht auf einer Worst-Case-
Annahme. Daher ist unerheblich, dass sie nicht die Daten der konkret 
geplanten Anlage verwendet. Die Immissionsrichtwert können in jedem 
Fall eingehalten werden. Weitere Ermittlungen oder Festsetzungen sind 
im Rahmen des Bebauungsplans nicht erforderlich, da die immissions-
schutzrechtlichen Vorgaben auf Vorhabenebene ohnehin zu berück-
sichtigen sind und eine Umsetzung des Bebauungsplans möglich ist. 
Der zu erwartende Schallpegel wurde ausreichend ermittelt und berück-
sichtigt. 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren ist der Nachweis zu erbringen, dass auch mit den kon-
kreten Anlagendaten (z. B. verwendete Geräte, Maschinen usw.) die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. Es ist damit zu 
rechnen, dass im Rahmen der Vorhabengenehmigung die notwendigen 
Maßnahmen möglich sind, um die Einhaltung der Immissionsrichtwerte 
der TA Lärm sicherzustellen.  

  

https://landwirtschaft.hessen.de/Umwelt/Bodenschutz
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von vergleichbaren Rechenzentrumsprojekten und nicht auf konkreten Daten 
der geplanten gewerblichen Nutzungen. Deshalb muss im Rahmen der nach-
geschalteten Bau- / bzw. BimSchG-Genehmigungsverfahren nachgewiesen 
werden, dass auch mit den konkreten Anlagendaten (z. B. verwendete Geräte, 
Maschinen usw.) die Immissionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden 
können. 

48.18 Hinsichtlich der Luftimmissionen wurden in den Unterlagen keine Angaben ge-
macht. Durch die Ansiedlung der Rechenzentren mit Notstromdieselmotoren ist 
insbesondere mit Nox als NO2-, Staub- und Geruchsimmissionen, verursacht 
durch die Emissionen der Motoren, zu rechnen. Deshalb muss im weiteren 
Planverfahren oder projektbezogen in den Genehmigungsverfahren zu einzel-
nen potentiellen Vorhaben in Immissionsprognosen der sichere Nachweis er-
bracht werden, dass das Vorhaben mit den angrenzenden Wohnnutzungen 
(insbesondere der Gesundheit des Menschen) vereinbar ist. In diesen Progno-
sen ist der Nachweis zu erbringen, dass keine schädlichen Umwelteinwirkun-
gen zu erwarten sind. Die kann zu Einschränkungen beim Betrieb von Anlagen 
im Plangebiet führen. 

Änderungsvorschlag zu 48.18: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren ist der Nachweis zu erbringen, dass das Vorhaben mit 
den angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. Im Planver-
fahren genügt daher die Prognose, dass der Bebauungsplan voraus-
sichtlich umsetzbar sein wird und die Errichtung der vorgesehenen Vor-
haben nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Immissionsrichtwerte un-
möglich sein wird.  

Im Rahmen des Umweltberichts wurde eine mögliche Belastung durch 
Luftschadstoffe betrachtet. Durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen 
sowie den Betrieb eines Gewerbebetriebs innerhalb des Plangebietes, 
insbesondere eines Rechenzentrums, kann es zum Ausstoß von Luft-
schadstoffen kommen. Es ist aber nicht zu erwarten, dass das Rechen-
zentrum oder eine andere zulässige Nutzung unzumutbare Luftimmissi-
onen oder Elektrosmog ausstoßen und deshalb der Betrieb einge-
schränkt werden muss. Es ist zu erwarten, dass die maßgeblichen An-
forderungen aus der 44. BImSchV sowie der TA Luft eingehalten wer-
den, erforderlichenfalls durch entsprechende Schutzmaßnahmen. Mög-
licherweise zu erwartende Immissionen sind im Übrigen in einem Ge-
werbegebiet zu einem gewissen Grad hinzunehmen. Sie werden über-
wogen durch das allgemeine Interesse, diese Fläche, wie unter ande-
rem im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 
2010 vorgesehen, gewerblich zu nutzen.  

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

  

48.19 Inwieweit die planungsrechtliche Vorgabe der Schornsteinhöhen (Kap. 8.2 der 
Begründung des Bebauungsplans) ausreichend ist, kann nur nach Vorlage ei-
ner Schornsteinhöhenberechung beurteilt werden. 

Änderungsvorschlag zu 48.19: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Begründung: 

Parallel zur Erstellung Bebauungsplanentwurfs wurde durch die iMA 
Richter & Röckle GmbH & Co. KG, Freiburg, eine Schornsteinhöhener-
mittlung durchgeführt. Die Festsetzung zur Schornsteinhöhe erfolgt auf 
der Grundlage dieser Schornsteinhöhenermittlung, jedoch mit einer aus-
reichenden Sicherheit, da die abschließende Schornsteinhöhenberech-
nung erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Ge-
nehmigungsverfahren erfolgt. Nach derzeitigem Planungsstand wird die 
Schornsteinhöhe daher ausreichen. 

48.20 Hinsichtlich der Erschütterungsimmissionen wurde in der o. g. Machbarkeits-
studie angegeben, dass für die Aufstellung der Generatoren eine einfache elas-
tische Lagerung ausreicht, um kritische Körperschalleinwirkungen und Schwin-
gungen zu vermeiden. Die Angaben sind plausibel und nachvollziehbar, eine 
entsprechende Umsetzung der Aufstellungsbedingungen wird als Auflage in 
den nachfolgenden Genehmigungsverfahren aufgenommen. 

Zu 48.20: kein Abwägungserfordernis   

48.21 Hinsichtlich der elektromagnetischen Felder der hier auch geplanten Niederfre-
quenzanlagen (z. B. Umspannwerk, Trafos usw.) wurden bisher keine Angaben 
gemacht. Es wird empfohlen, die Einhaltung der Anforderungen der 26. BIm-
SchV (z. B. Einhaltung der Grenzwerte und des Minimierungsgebots) im Rah-
men des Bebauungsplanverfahrens zu prüfen. Die Prüfung ist spätestens im 
Baugenehmigungsverfahren erforderlich. 

Änderungsvorschlag zu 48.21: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren ist der Nachweis zu erbringen, dass das Vorhaben mit 
den angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. Den möglich-
erweise entstehenden Emissionen kann auf Ebene der Vorhabenzulas-
sung begegnet werden. Es ist nicht damit zu rechnen, dass die maß-
geblichen Vorgaben im Genehmigungsverfahren nicht eingehalten wer-
den können. 

Ein entsprechender Hinweis zur erforderlichen Prüfung der Einhaltung 
der Anforderungen der 26. BImSchV wird in den Textteil des Bebau-
ungsplans aufgenommen. 

 X 

48.22 Gegen die vorgesehenen Anpassungen bestehen keine grundsätzlichen Be-
denken. Eine Aussage zur Genehmigungsfähigkeit der Vorhaben kann aller-
dings erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren erfolgen, da hierzu die Erstellung detaillierter Fachgutachten 
(z. B. detaillierte Schallimmissionsprognose, detaillierte Immissionsprognose 
der Luftschadstoffe, Schornsteinhöhenberechnung, Berechnung 

Zu 48.22: kein Abwägungserfordernis   
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elektrommagnetischer Felder usw.) und die Vorlage weiterer Unterlagen (z. B. 
Nutzungsbeschreibungen, Datenblätter usw.) erforderlich sind. 

48.23 Allgemein:  

Sobald der o. a. Bauleitplan rechtsverbindlich geworden ist, wird um Übersen-
dung einer digitalen Ausfertigung in der bekannt gemachten Fassung an das 
Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt Frankfurt, Gutleutstraße 
114, 60327 Frankfurt am Main, mit folgendem Funktionspostfach: komabwas-
ser-ffm@rpda.hessen.de gebeten. 

Zu 48.23: Der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungs-
erfordernis 

  

48.24 III. Abteilung IV/Wi Umwelt Wiesbaden 

1. Dezernat IV/Wi 44 – Bergaufsicht 

Als Datengrundlage für die Stellungnahme wurden folgende Quellen herange-
zogen: Hinsichtlich der Rohstoffsicherung: Regionalplan Südhessen/Regiona-
ler Flächennutzungsplan (RPS/RegFNP) 2010, Rohstoffsicherungskarte (KRS 
25) des HLNUG; Hinsichtlich der aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe: 
vorliegende und genehmigte Betriebspläne; 

Hinsichtlich des Altbergbaus: bei der Bergaufsicht zu ehemaligen Bergbaube-
trieben vorhandene Informationen (v.a. Rissblätter, Berechtsams- und Be-
triebsakten). Diese liegen jedoch nicht für jeden Betrieb und nicht immer voll-
ständig vor, weshalb die Stellungnahme hinsichtlich des Altbergbaus auf einer 
unvollständigen Datenbasis beruht.  

Anhand dieser Datengrundlage wird zum Vorhaben wie folgt Stellung genom-
men:  

Rohstoffsicherung: Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflächen 
betroffen.  

Aktuelle Betriebe/Konzessionen: Es befinden sich keine aktuell unter Bergauf-
sicht stehenden Betriebe im Planbereich und dessen näherer Umgebung. Das 
Plangebiet wird jedoch von auf Kohlensäure verliehenem Bergwerkseigentum 
überdeckt. Ein entsprechender Hinweis zu Vorsichtsmaßnahmen bei Arbeiten 
unterhalb des Geländeniveaus ist bereits unter Nr. 14 (Bergbau) in den Textli-
chen Festsetzungen enthalten. 

Gefährdungspotential aus früheren bergbaulichen Tätigkeiten: Im Plangebiet ist 
meinen Unterlagen zufolge bisher kein Bergbau umgegangen. 

Dem Vorhaben stehen seitens der Bergaufsicht erneut keine Sachverhalte ent-
gegen. 

Zu 48.24: kein Abwägungserfordernis   
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48.25 IV. Abteilung V - Landwirtschaft, Weinbau, Forsten, Natur- und Verbrau-
cherschutz 

Dezernat V 53.1 – Naturschutz (Planungen und Verfahren)  

Eine Zuständigkeit der oberen Naturschutzbehörde ist gemäß § 43 Abs. 1 des 
Hessischen Gesetzes zum Schutz der Natur und zur Pflege der Landschaft 
(Hessisches Naturschutzgesetz – HeNatG) vom 25. Mai 2023 (GVBl. 2023, S. 
379), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Modernisierung und 
Digitalisierung des Verkündungswesens vom 28. Juni 2023 (GVBl. 2023, S. 
473) nicht gegeben (siehe hierzu auch Ziffer 3.5 des Erlasses des Hessischen 
Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen über die Beteiligung 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB) in städtebauli-
chen Verfahren nach dem Baugesetzbuch (BauGB) vom 11. Dezember 2019 -
StAnz. 52/2019 S. 1373). 

Zu 48.25: kein Abwägungserfordernis   

48.26 C. Hinweise 

Der Kampfmittelräumdienst wurde von uns nicht erneut kontaktiert. Eine Betei-
ligung hat bereits stattgefunden. 

Zu 48.26: kein Abwägungserfordernis   

49. Regierungspräsidium Darmstadt, Kampfmittelräumdienst (24.03.2025) 
49.1 Die Auswertung der beim Kampfmittelräumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder 

hat ergeben, dass sich das in ihrem Lageplan näher bezeichnete Gelände in 
einem Bombenabwurfgebiet und im Bereich von ehemaligen Flakstellungen be-
findet. 

Vom Vorhandensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich 
ausgegangen werden. 

Eine systematische Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) ist daher vor Be-
ginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bauarbeiten und Baugrunduntersuchun-
gen auf den Grundstücksflächen erforderlich, auf denen bodeneingreifende 
Maßnahmen stattfinden. Hierbei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Daten-
aufnahme erfolgen. 

Zu Ihrer eigenen Sicherheit sollten Sie sich bescheinigen lassen, dass die 
Kampfmittelräumarbeiten nach dem neuesten Stand der Technik durchgeführt 
wurden. Der Bescheinigung ist ein Lageplan beizufügen, auf dem die unter-
suchten Flächen dokumentiert sind. Weiterhin ist das verwendete Detektions-
verfahren anzugeben. 

Änderungsvorschlag zu 49.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis ist bereits im Textteil des Bebauungsplans 
enthalten. 

Durch die Firma KMB Kampfmittelbergung GmbH, Laatzen, erfolgte die 
Durchführung einer EDV-gestützten Oberflächendetektion mit anschlie-
ßender punktueller Bergung der Verdachtsmomente für ein Großteil der 
Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“ Es wurden 430.000 m² mit 
EDV-gestützten Sondensystemen detektiert. Während der anschließen-
den Überprüfung der ausgewerteten Verdachtsmomente wurden ver-
mutete Kampfmittel freigelegt, identifiziert, geräumt und dokumentiert. 
Des Weiteren wurden sonstige Störkörper dokumentiert, beseitigt und 
zentral gesammelt. Die Firma KMB Kampfmittelbergung GmbH versi-
chert, dass die kontrollierten Flächen/Massen/Bereiche entsprechend 
dem Stand der Technik und der speziellen Aufgabenstellung und Beauf-
tragung durch den Auftraggeber frei von Bombenblindgängern/Kampf-
mitteln sind.  
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Hierbei konnte jedoch aufgrund mangelnder Zugänglichkeit nicht das 
gesamte Plangebiet überprüft werden. Daher wurde ein entsprechender 
Hinweis aufgenommen, vor Beginn von Abbrucharbeiten, Bauarbeiten 
und Baugrunduntersuchungen eine systematische Untersuchung 
durchzuführen. 

49.2 Wir bitten nach Abschluss der Kampfmittelräumarbeiten um Übersendung mit-
tels E-Mail der Freigabedokumentation und entsprechenden Lageplänen in di-
gitaler Form, gern im ESRI Shape (*.shp) bzw. im Cad Format (*.dxf, *.dwg). 

Wir bitten um Verwendung der geodätischen Bezugsysteme im ETRS 1989 mit 
UTM Zone 32N (EPSG: 25832, EPSG 4647), Gauß-Krüger-Zone 3 (EPSG: 
31467). 

Zu 49.2: der formalen Anforderung wird gefolgt, kein Abwägungs-
erfordernis 

  

49.3 Teilbereiche wurden bereits überprüft. Die untersuchten Flächen (Tiefen-
angaben in Meter) sind im beiliegenden Lageplan grün dargestellt. 

Die Daten der überprüften Flächen mit den angegebenen Freigabetiefen wur-
den von den ausführenden gewerblichen Kampfmittelräumfirmen an den 
KMRD übermittelt und in das KMIS System ohne Vor-Ort-Kontrollen übertra-
gen. 

Zu 49.3: kein Abwägungserfordernis   

49.4 Die Kosten für die Kampfmittelräumung (Aufsuchen, Bergen, Zwischenlagern) 
sind vom Antragsteller/Antragstellerin, Interessenten/Interessentin oder sonsti-
gen Berechtigten (z.B. Eigentümer/Eigentümerin, Investor/Investorin) zu tra-
gen. Die genannten Arbeiten sind daher von diesen selbst bei einer Fachfirma 
in Auftrag zu geben und zu bezahlen. 

Bei der Angebotseinholung oder der Beauftragung einer Fachfirma bitte ich im-
mer das v. g. Aktenzeichen anzugeben und eine Kopie dieser Stellungnahme 
beizufügen. 

Als Anlage übersende ich Ihnen die Allgemeinen Bestimmungen für die Kampf-
mittelräumung im Lande Hessen. 

Da Kampfmittelräumarbeiten im Voraus schwer zu berechnen sind, halte ich 
die Abrechnung der Leistungen nach tatsächlichem Aufwand für unumgänglich. 
Dies ist in jedem Falle Voraussetzung für eine positive Rechnungsprüfung zum 
Zwecke der Kostenerstattung durch den Bund gem. Nr. 3. der Allgemeinen 
Bestimmungen für die Kampfmittelräumung. 

Eine Kopie des Auftrages bitte ich mir zur Kenntnisnahme zuzusenden. 

Änderungsvorschlag zu 49.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplanver-
fahrens. 

  

49.5 Den Abtransport - ggf. auch die Entschärfung - und die Vernichtung der gefun-
denen Kampfmittel wird das Land Hessen -Kampfmittelräumdienst- weiterhin 
auf eigene Kosten übernehmen. 

Zu 49.5: kein Abwägungserfordernis   
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49.6 Sie werden gebeten, diese Stellungnahme in allen Schritten des Bauleit- bzw. 
Planfeststellungsverfahrens zu verwenden, sofern sich keine wesentlichen Flä-
chenänderungen ergeben. 

Zu 49.6: kein Abwägungserfordernis   
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 Anlage 
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51. Regionalverband FrankfurtRheinMain (27.03.2025) 
51.1 Im Rahmen des o. g. Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen 

Voraussetzungen für die Errichtung eines Rechenzentrums am nord-
westlichen Rand von Bad Vilbel geschaffen werden. 

Im Regionalplan Südhessen/Regionalen Flächennutzungsplan 2010 
(RPS/RegFNP 2010) ist der Bereich als „Gewerbliche Baufläche, ge-
plant“ (ca. 10,2 ha), sowie als „Grünfläche Parkanlage“ (ca. 3,0 ha) 
überlagert mit einem „Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ 
und einem „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ darge-
stellt bzw. festgelegt. 

Für den Bereich des Plangebietes war seitens der Stadt Bad Vilbel sei-
nerzeit die Ansiedlung von großflächigem Einzelhandel – Firma Seg-
müller – vorgesehen. Um dies planerisch zu ermöglichen, beantragte 
die Stadt Bad Vilbel eine Änderung der Darstellung des RPS/RegFNP 
2010 (7. Änderung RPS/RegFNP-Änderung der Stadt Bad Vilbel für 
das Gebiet „Im Schleid- West“). Am 11.11.2020 wurde hierzu von der 
Verbandskammer (VK) der Beschluss zur Aufstellung eines RegFNP-
Änderungsverfahrens und am 30.06.2021 der Beschluss zur Offenlage 
gefasst. 

Mittlerweile wird diese Planung von der Stadt Bad Vilbel nicht mehr wei-
ter verfolgt. Sie hat daher den Regionalverband FrankfurtRheinMain am 
26.02.2025 per E-Mail um die Einstellung des RPS/RegFNP-Ände-
rungsverfahrens gebeten (Stadtverordnetenbeschluss vom 
11.02.2025). Der hierfür erforderliche Beschluss zur Aufhebung des 
RPS/RegFNPÄnderungsverfahrens wird der Verbandskammer (VK) 
am 30.04.2025 zum Beschluss vorgelegt. 

Im o. g. Bebauungsplan wird die Fläche nun überwiegend als „Gewer-
begebiet“ (ca. 9,3 ha) sowie „Öffentliche und private Grünfläche“ (ca. 
3,3 ha) festgesetzt. Die Festsetzungen entsprechen damit im Wesent-
lichen den Darstellungen im rechtswirksamen RPS/RegFNP 2010. 

Die geringfügige Abweichung des Bebauungsplanes von den Darstel-
lungen des RPS/RegFNP 2010 am nördlichen Rand von ca. 0,4 ha zu-
sätzlicher G-Fläche (anstatt Grünfläche) sowie im östlichen Bereich von 

Änderungsvorschlag zu 51.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Es wird zur Kenntnis genommen, dass nach Angaben des Regionalver-
bandes FrankfurtRheinMain die Festsetzungen der vorliegenden 5. Än-
derung des Bebauungsplans „Im Schleid“ im Wesentlichen den Darstel-
lungen im rechtswirksamen Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 entsprechen. Die geringfügigen Abweichungen 
des Bebauungsplans von den Darstellungen des Regionalplans Süd-
hessen / Regionalen Flächennutzungsplans 2010 betreffen nicht die 
Grundzüge der Planung. Die Begründung zum Bebauungsplan wird ent-
sprechend ergänzt. 

 X 
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ca. 0,09 ha zusätzlicher Grünfläche (anstatt G-Fläche) betreffen nicht 
die Grundzüge der Planung. 

51.2 Vorbehaltlich der Zustimmung der Verbandskammer zur Aufhebung 
des laufenden RPS/RegFNP-Änderungsverfahrens am 30.04.2025 
wird der Bebauungsplan-Vorentwurf als aus dem RPS/RegFNP 2010 
entwickelt angesehen. 

Änderungsvorschlag zu 51.2: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Der genannte Beschluss wurde am 30.04.2025 gefasst. 

  

51.3 In den Planunterlagen ist bislang nicht dokumentiert, wie die Belange 
des Artenschutzes berücksichtigt werden – sie sollen im weiteren Be-
bauungsplanverfahren ergänzt werden. Eine Stellungnahme zu diesen 
Belangen behalten wir uns daher vor. 

Änderungsvorschlag zu 51.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wird durch das Büro 
ERM, Frankfurt, ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag gemäß Hessi-
schem Leitfaden erstellt. Die Ergebnisse werden in die Begründung des 
Bebauungsplans eingearbeitet und im Rahmen der förmlichen Beteili-
gungsverfahren gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB zur Verfügung 
gestellt. 

 X 

51.4 Im Rahmen unserer Dienstleistungen für Verbandsmitglieder stellen wir 
Ihnen die Daten aus unserer Strategischen Umweltprüfung (SUP) zu 
o.g. Vorhaben zur Verfügung. Bei dem zur Prüfung von uns entwickel-
ten automatisierten Verfahren werden die Auswirkungen von Planungs-
vorhaben auf bestimmte Schutzgüter und ausgewählte Umweltthemen 
überprüft. Die Ergebnisse sind auf kommunaler Ebene möglicherweise 
weiter zu differenzieren. 

Änderungsvorschlag zu 51.4: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wird eine Umweltprü-
fung gem. § 2 Abs. 4 BauGB erstellt. Die Auswirkungen auf die Schutz-
güter werden im Rahmen der Umweltprüfung ermittelt und berücksich-
tigt. Soweit sinnvoll werden dabei bestehende Daten berücksichtigt. 

 X 

51.5 Im Zusammenhang mit dem Hinweis auf den Feldhamsterpopulations-
raum im Datenblatt möchten wir ergänzend darauf hinweisen, dass es 
sich um ein sogenanntes „Altvorkommen“ handelt. Vorkommen ohne 
Nachweis werden nach 5 Jahren als Altvorkommen bezeichnet. 

Änderungsvorschlag zu 51.5: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wird durch das Büro 
ERM, Frankfurt, ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag gemäß Hessi-
schem Leitfaden erstellt. Die Ergebnisse werden in die Begründung des 
Bebauungsplans eingearbeitet. 

Am 21. Juni und am 31. August 2024 wurde die gesamte Fläche auf 
Transsekten im Abstand von ca. 5 Metern begangen und nach den cha-
rakteristischen Bauen des Feldhamsters abgesucht (Methode nach 

 X 
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WEIDLING & STUBBE 1998, zitiert nach REINERS 2023). Dabei konnte 
weder bei den beiden Nachtbegehungen mit der Wärmebildkamera 
noch durch zwei Transsektbegehungen der gesamten Fläche im Juni 
und August, bei der die charakteristischen Baue der Art gesucht wurden, 
Feldhamster (Cricetus cricetus) im Untersuchungsgebiet nachgewiesen 
werden. 

52. Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH (13.03.2025) 
52.1 Vielen Dank für die erneute Beteiligung an der oben genannten Bauleitplanung 

der Stadt Bad Vilbel. 

Wir begrüßen die Idee das Baugebiet Quellenpark und den Planstandort für 
den ÖPNV direkt durch eine Buslinie zu erschließen. 

Für die zukünftigen Bushaltestellen regen wir an, diese neben dem barriere-
freien Ausbau, mit einem Witterungsschutz sowie einer Sitzgelegenheit für die 
wartenden Fahrgäste auszustatten. Die hierfür notwendigen Flächen sollten bei 
der Aufstellung der Bauleitplanung berücksichtigt werden. 

Änderungsvorschlag zu 52.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die geplanten und vorhandenen Bushaltestellen im Baugebiet „Quellen-
park“ befinden sich außerhalb des Geltungsbereiches der 5. Änderung 
des Bebauungsplans „Im Schleid“. 

Die konkrete Ausstattung von Bushaltestellen ist nicht Regelungsgegen-
stand des Bebauungsplans. 

  

52.2 Des Weiteren regen wir an, die Zuwegungen und Straßenquerungen barriere-
frei zu gestalten. 

Hinweise zum barrierefreien Ausbau finden Sie im RMV-Maßnahmenplan „Bar-
rierefreie Haltestellen im Busverkehr“ unter nachfolgendem Link: 

https://www.rmv.de/c/de/informationen-zum-rmv/der-rmv/aufgaben-der-rmv-
gmbh/verkehrs-und-mobilitaetsplanung 

Bitte über den Menüpunkt ‚Maßnahmenplan Barrierefreie Haltestellen im Bus-
verkehr‘ die Datei öffnen. 

Änderungsvorschlag zu 52.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung betrifft die Realisierung der Planung und ist 
nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans. 

  

55. Staatliches Schulamt für den Hochtaunuskreis und den Wetteraukreis (11.03.2025) 
55.1 Bezugnehmend auf die E-Mail vom 26.02.2025 teile ich Ihnen mit, dass keine 

Einwände gegen oder Anregungen zum o. g. Bebauungsplan bestehen. 
Stellungnahme ohne Anregung   

56. Stadtwerke Bad Vilbel GmbH (26.03.2025) 
56.1 Im ausgewiesenen Gebiet der oben genannten Bauleitplanung liegen Wasser-

, Gas- und Stromleitungen der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH. Die Bestands-
pläne Gas und Wasser erhalten Sie in der Anlage.  

Grundsätzlich ist im Bereich der Leitungen besondere Vorsicht geboten. Arbei-
ten im Bereich aller Versorgungsleitungen, auch der Hausanschlüsse, sind im 

Änderungsvorschlag zu 56.1: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Vorfeld anzuzeigen und müssen mit den Stadtwerken im Vorfeld einvernehm-
lich abgestimmt werden.  

Begründung: 

Die im Plangebiet vorhandenen Gas-, Wasser- und Stromleitungen der 
Stadtwerke Bad Vilbel GmbH sind bereits in der Planzeichnung zum Be-
bauungsplan dargestellt. 

Für die Hauptversorgungsleitungen, die sich im Bereich privater Bauflä-
chen befinden, wurde ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der 
OVAG Netz GmbH und der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH mit einem 
Schutzstreifen von rechts und links jeweils 2,50 m Breite, der nicht über-
baut werden darf, festgesetzt. 

56.2 Die folgenden in dem beiliegenden Plan mit rosa markierten Punkte sind zu 
berücksichtigen: 

• Punkt 1: Hauptversorgungsleitungen Gas und Wasser nicht bepflanzen: 

In der geplanten „Landschaftsgestaltungszone 1" liegen Hauptversorgungslei-
tungen Wasser und Gashochdruck. Es ist nicht zulässig Bäume auf den Lei-
tungstrassen zu pflanzen, da diese im Schadensfall das Erreichen der Leitun-
gen verhindern und mit dem Wurzelwerk Leitungen beschädigt werden können. 
Die Landschaftsgestaltungszone 1 ist im markierten Bereich zu entfernen. 

Änderungsvorschlag zu 56.2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Landschaftsgestaltungszone 1 wurde bereits im Rahmen der ur-
sprünglichen Aufstellung des Bebauungsplans „Im Schleid“ in den Be-
reichen entlang der Landesstraße L 3008 und der Bundesstraße B 3 
festgesetzt. Sie ist ein wichtiger Bestandteil des Grünkonzeptes für das 
Baugebiet und zudem Teil der Eingriffs-, Ausgleichsbilanzierung. Die 
Landschaftsgestaltungszone 1 dient vor allem der gestalterischen In-
tegration der Trassen in ihrem innerörtlichen Verlauf und der besseren 
Einbindung der Bauflächen in die angrenzende Landschaft. Eine nach-
trägliche Herausnahme der Landschaftsgestaltungszone ist nicht mög-
lich. 

Darüber hinaus enthält der Bebauungsplan einen Hinweis, nach dem 
bei Bepflanzungsmaßnahmen im Bereich bestehender oder geplanter 
Leitungen Maßnahmen gem. den technischen Anforderungen des je-
weiligen Versorgungsträgers zum Schutz der Leitungen zu treffen sind. 

Sollten sich daher im Rahmen der Realisierung der geplanten Land-
schaftsgestaltungszone Konflikte mit bestehenden Leitungen ergeben, 
können unter Berücksichtigung der einschlägigen Regelwerke (DVGW 
GW 125 (M), 2016, FGSV - Merkblatt Bäume, unterirdische Leitungen 
und Kanäle R2, 2013) Schutzvorkehrungen getroffen werden. 

  

56.3 • Punkt 2: Hausanschlussleitung Wasser innerhalb der Baugrenze: 

Der vorhandene vorverlegte Wasserhausanschluss liegt innerhalb der Bau-
grenzen. Gegebenenfalls ist der Hausanschluss zu kürzen. 

Änderungsvorschlag zu 56.3: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Begründung: 

Der Hinweis ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, son-
dern der nachfolgenden Bauplanung und -ausführung. Die Kürzung des 
Hausanschlusses muss nicht im Bebauungsplanverfahren berücksich-
tigt werden, sondern kann im Rahmen der Vorhabengenehmigung er-
folgen.  

56.4 Wenn die Belange der Stadtwerke Bad Vilbel GmbH berücksichtigt werden be-
stehen sonst keine Bedenken gegen die vorgelegten Unterlagen 

Zu 56.4: kein Abwägungserfordernis   
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 Anlage 1 
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 Anlage 2 
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 Anlage 3 
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57. Vodafone Hessen GmbH & Co. KG (06.03.2025) 
57.1 Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 26.02.2025. 

Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen 
geplante Baumaßnahme keine Einwände geltend macht. Im Planbereich befin-
den sich keine Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Eine Neu-
verlegung von Telekommunikationsanlagen ist unsererseits derzeit nicht ge-
plant. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei 
immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, Baufeldfrei-
machung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum weiteren Vorgehen, 
dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften trotz der Fusion hier noch 
separat Stellung nehmen. Demnach gelten weiterhin die bisherigen Kommuni-
kationswege. Wir bitten dies für die nächsten Monate zu bedenken und zu ent-
schuldigen. 

Stellungnahme ohne Anregung   

58. Handelsverband Hessen Süd e.V. (03.04.2025) 

58.1 Wir bedanken uns für die Möglichkeit der Stellungnahme. Ausweislich der Be-
gründung sind in den Gewerbegebieten Einzelhandelsbetriebe nicht zulässig. 
Der Einzelhandel ist nicht tangiert. Im Übrigen haben wir keine grundsätzlichen 
rechtlichen Bedenken. 

Stellungnahme ohne Anregung   

62. Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe (ZOV) (03.03.2025) 
62.1 Ich nehme Bezug auf die o.g. Bauleitplanung und Teile Ihnen mit, dass seitens 

des Zweckverband Oberhessische Versorgungsbetriebe (ZOV) keine Beden-
ken gegenüber der von der Stadt Bad Vilbel beabsichtigten Maßnahme beste-
hen, da keine Anlagen des ZOV im räumlichen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes vorhanden sind. 

Wie bereits mitgeteilt, beschränkt sich der Zuständigkeitsbereich des ZOV auf 
das Stadtgebiet Nidda (Kanal) und das Gemeindegebiet von Hirzenhain (Was-
ser + Kanal). 

Stellungnahme ohne Anregung   

64. Bürger 1 (12.03.2025) 
64.1 Mit dem Vorhaben erkläre ich mich nicht einverstanden. Meinen Einspruch ge-

gen das Vorhaben basiert auf dem Vorentwurf vom 20.12.2024, den Unterlagen 
zur Schallmessung und der Landschaftsanalyse. 

Änderungsvorschlag zu 64.1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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Schallschutz 

Lärmbelastung im Bereich der Wohnbebauung 

In dem Gutachten Nr. 324P6 G2 wird angegeben, dass die Dezibel-Belastung 
durch das Rechenzentrum auf der GE 1, der Lagerfläche GE 2 und dem Um-
spannwerk tagsüber in der Nähe des Messpunktes zwischen 45 - 50 dB liegen 
wird. Tagsüber wird hier mit einer Zeit von 6 - 22 Uhr definiert. In der Berech-
nung wird davon ausgegangen, dass der dort prognostizierte maximale Wert 
von 50 dB tagsüber theoretisch um 1 dB unterschritten wird. Außerhalb dieser 
Zeit werden die Werte durch Schalldämpfer auf circa 30 dB reduziert. 

Bei hypothetischen Berechnungen wird aus nachvollziehbaren Gründen in der 
Regel mit bestmöglichen und standardisierten Annahmen gearbeitet. Diese An-
nahmen müssen aber in der Realität nicht zwangsläufig auch eintreten. Daher 
ist die geschilderte Varianz von 1 dB als deutlich zu gering einzustufen, da 
Schwankungsbreiten (Wetter, Wind) eine deutlich höhere akustische Belastung 
zur Folge haben können. So ist beispielsweise aktuell der Straßenverkehr auf 
der B3 je nach Wetterlage und Uhrzeit stärker zu hören oder auch schwächer. 

Begründung: 

Der Unterschied der Schallimmissionspegel zwischen tags und nachts 
ergibt sich aus den unterschiedlichen Betriebszuständen der Anlagen 
und nicht durch „Schalldämpfer“. Nachts sind die im Dauerbetrieb be-
findlichen Kühlanlagen relevant, tags ist zusätzlich mit zeitweiligem Be-
trieb der Notstromaggregate und Fahrzeugverkehr zu rechnen. 

Schallimmissionsprognosen werden immer unter Berücksichtigung ei-
ner Worst-Case-Betrachtung durchgeführt. Beispielsweise liegt der 
Schallausbreitungsrechnung ein Volllastbetrieb aller Kühl- und Lüf-
tungsanlagen zugrunde, der praktisch eigentlich nie erreicht wird, da 
hierbei auch Sicherheiten in der Anlagenplanung Berücksichtigung fin-
den. Weiterhin wird eine Schallausbreitungsrechnung immer unter 
schallausbreitungsgünstigen Verhältnissen (Mitwind) vorgenommen. 
Dies ist in der TA Lärm so festgelegt. Auf Grundlage der Schallberech-
nung ist daher nicht davon auszugehen, dass das auf Grund des Be-
bauungsplans zulässige Vorhaben zu unzumutbaren Beeinträchtigun-
gen führen wird. Vielmehr werden die Immissionsrichtwerte mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auch bei ungünstigen Windverhältnissen eingehal-
ten.  

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass auch mit den konkre-
ten Anlagendaten (z. B. verwendete Geräte, Maschinen usw.) die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. 

64.2 Einen wesentlichen Teil zur kalkulierten Schallimmission trägt hierbei die La-
gerfläche auf GE 2 bei, die am Entstehungsort einen Lärmpegel von mindes-
tens 70 dB verursacht und so mutmaßlich nicht unerheblich zur Gesamtbelas-
tung von circa 50 dB am Messpunkt beiträgt. 

Hier stellt sich also die Frage, ob der angedachte nächtliche Betrieb der Schall-
dämpfer durchgängig erfolgen sollte, um den Wert der Schallimmissionen mög-
lichst gering zu halten. Zudem ist zu prüfen, welche Maßnahmen in GE 2 vor-
genommen werden können und müssen, um den prognostizierten Lärm dieses 
Gebildes bestmöglich zu reduzieren. 

Änderungsvorschlag zu 64.2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Auch für die Fläche des Gewerbegebietes GE2 wurde im Sinne einer 
Worst-Case-Betrachtung zunächst ein sehr grober schalltechnischer 
Ansatz zugrunde gelegt, da zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebau-
ungsplans von einer Nutzung als Lagerfläche für die Stadt Bad Vilbel 
ausgegangen wird. Selbst unter Zugrundelegung einer Worst-Case-Be-
trachtung werden die maßgeblichen Immissionsrichtwerte an der Wohn-
bebauung eingehalten. Welche Maßnahmen konkret umgesetzt werden 
müssen, dass es durch die Nutzung dieser Fläche nicht zu „schädlichen 
Umwelteinwirkungen“ kommt, muss im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens festgelegt werden. Aus den aktuell vorliegenden ersten Ab-
schätzungen können daher keine detaillierten Rückschlüsse gezogen 
werden. Ein nächtlicher Betrieb von Schalldämpfern ist, wie oben bereits 
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dargelegt, nicht vorgesehen. Die geringere Schallbelastung nachts 
ergibt sich aus unterschiedlichen zu erwartenden Nutzungen.  

Zu beachten ist, dass der prognostizierte Lärm nicht „bestmöglich“ zu 
reduzieren ist, sondern auf Ebene der Vorhabenzulassung die Einhal-
tung der gesetzlichen Richtwerte nachzuweisen ist. Hier ist nicht ersicht-
lich, dass dies nicht gelingen könnte.  

64.3 Fläche GE 2 

Unklar ist indes, was genau diese Immission in GE 2 verursachen soll, da das 
Gebiet lediglich als zweistöckige Lagerfläche mit einer Höhe von 16 Metern 
ausgewiesen wird. Da aber eine Berechnung der Schallimmission erfolgte, 
sollte zum aktuellen Zeitpunkt bereits geklärt sein, was genau an der Stelle im 
Bereich GE 2 vorgesehen ist und was konkret geplant wird, um die Belastung 
der Immission bestmöglich zu reduzieren und in der Folge auch eine Reduzie-
rung der Schallimmissionen am Messpunkt zu erreichen, um den theoretischen 
Schallwert nicht nur um 1 dB zu unterschreiten. 

Änderungsvorschlag zu 64.3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Gerade weil die konkrete Nutzung noch nicht feststeht, wurde für die 
Fläche des Gewerbegebietes GE2 zunächst ein sehr grober schalltech-
nischer Ansatz zugrunde gelegt, da zum Zeitpunkt der Aufstellung des 
Bebauungsplans von einer Nutzung als Lagerfläche für die Stadt Bad 
Vilbel ausgegangen wird. Welche Maßnahmen konkret umgesetzt wer-
den müssen, dass es durch die Nutzung dieser Fläche nicht zu „schäd-
lichen Umwelteinwirkungen“ kommt, muss im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens festgelegt werden. Aus den aktuell vorliegenden ers-
ten Abschätzungen können daher keine detaillierten Rückschlüsse ge-
zogen werden. Auch unter Zugrundelegung einer Ausschöpfung dieser 
zulässigen Nutzung werden die maßgeblichen Immissionsrichtwerte 
eingehalten. Konkrete Schallschutzmaßnahmen werden soweit erfor-
derlich auf Ebene der Vorhabengenehmigung festgelegt. Auch hier ist 
jedoch darauf hinzuweisen, dass der Maßstab keine „bestmögliche“ Re-
duktion der Schallimmissionen ist. Gerade in einem Gewerbegebiet ist 
mit einer gewissen Schallbelastung zu rechnen, die die gesetzlichen An-
forderungen einhalten muss. Schon bisher war auf der Fläche eine ge-
werbliche Nutzung gemäß Bebauungsplan zulässig. Es steht nicht zu 
erwarten, dass sich die nun geplante Erweiterung der gewerblichen Nut-
zungsmöglichkeiten durch Neugestaltung insbesondere der Baufenster 
und stärkere Berücksichtigung der für ein Rechenzentrum notwendigen 
Planungsgrundlagen nicht im Einklang mit immissionsschutzrechtlichen 
Vorgaben umsetzen ließe. 

  

64.4 Aktuelle Lagerfläche im Bau-/Wohngebiet 

Des Weiteren würde mit dieser neuen Lagerfläche eine weitere, zweite Lager-
fläche im Gebiet entstehen. Die erste Lagerfläche besteht bereits im Nord-öst-
lichen Gebiet neben dem Gebäude der Stadtwerke Bad Vilbel, circa 50 – 100 
Meter von der Wohnbebauung entfernt, nach der Sackgasse in der Siemens-
straße. 

Änderungsvorschlag zu 64.4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Der Befürchtung, dass sich bereits vorhandene Schallimmissionen auf-
addieren, kann entgegengehalten werden, dass die schalltechnische 
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Eine weitere Lagerfläche würde dazu führen, dass das Wohngebiet teilweise 
durch Schallimmissionen der beiden Lagerflächen umschlossen würde. 

Hier ist zu prüfen, welche Immissionen die bestehende Lagerfläche verursacht 
und ob deren Verlagerung an einen anderen Ort einen Beitrag dazu erbringen 
kann, die Lärmbelastung im Wohngebiet wieder zu reduzieren. Zudem ist frag-
lich, ob an dieser Stelle eine gewerbliche Ansiedlung mit den bestehenden 
Schallimmissionen in unmittelbarere Nähe zu einem Wohngebiet überhaupt 
weiterhin zu dulden ist. 

Auslegung aus diesem Grund 6 dB unter Immissionsrichtwert erfolgt, 
was genau diesen Umstand berücksichtigt, dass eventuell schalltechni-
sche Vorbelastungen vorhanden sind. 

Die Vorbelastung durch andere Lärmimmissionen ebenso wie die Ein-
haltung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte in dem Wohngebiet 
wird im Rahmen der Vorhabengenehmigung berücksichtigt werden. Im 
Rahmen der Vorhabengenehmigung wird sichergestellt werden, dass 
die Wohnnutzung keinen unzumutbaren Immissionen ausgesetzt ist. 
Eine „Umzingelung“ durch lärmintensive Nutzungen wird dabei berück-
sichtigt, indem die jeweiligen Belastungen summiert werden.  

Eine Verlagerung der bestehenden Lagerfläche ist nicht Gegenstand 
dieses Bebauungsplanverfahrens. Sie ist auch nicht erforderlich, da die 
Einhaltung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte auch möglich ist, 
wenn die Lagerfläche an ihrem bisherigen Ort verbleibt.  

Das Nebeneinander von gewerblicher und Wohnnutzung im Gebiet 
Krebsschere/Im Schleid ist bereits im Regionalplan Südhessen / Regio-
nalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellt und gehört zu der planeri-
schen Konzeption. Eine gewerbliche Ansiedlung in unmittelbarer Nähe 
zu einem Wohngebiet ist daher gerade vorgesehen und zumutbar, so-
weit die jeweiligen Immissionsrichtwerte eingehalten werden. 

64.5 Landschaftsbildanalyse, Referenz 0755961 

Wirkzone WZ 1 

Die Wirkung innerhalb Wirkzone 1 (WZ 1), d.h. die Wirkung auf die unmittelbare 
Umgebung unter 200 Meter Entfernung, wurde nicht begutachtet. Das Gutach-
ten ist demnach zur Bewertung des unmittelbaren Einflusses des Vorhabens 
auf die umliegende Bebauung ungeeignet. Warum überhaupt keine Analyse für 
die Auswirkungen der geplanten Bebauung innerhalb des unmittelbaren Wir-
kungsradius von 200 Meter vorliegt, ist nicht nachvollziehbar und wird in dem 
Gutachten nur allgemein damit thematisiert, dass Bauvorhaben in der Größe 
auch insbesondere außerhalb der WZ 1 wirken. Diese pauschale Einlassung 
reicht sicherlich nicht aus, um kein Gutachten für die Wirkzone 1 erstellen zu 
müssen. 

Änderungsvorschlag zu 64.5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Wirkung auf die unmittelbare Umgebung (Wirkzone 1) wurde in der 
Landschaftsbildanalyse betrachtet (vgl Tabelle 5.2 in der Landschafts-
bildanalyse). 

Die Landschaftsbildanalyse stellt ein Verfahren zur Ermittlung und Be-
wertung des Landschaftsbildes nach Anlage 1 zur Ausgleichsabgaben-
verordnung (AAV) 1995 dar. Das Verfahren dient der Ermittlung einer 
Ausgleichsabgabe, stellt jedoch nicht die alleinige Entscheidungsgrund-
lage für die Zulässigkeit des Eingriffs dar. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des 
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geplanten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde.  

64.6 Einfluss der Bebauung auf das unmittelbare Umfeld 

Es sollen zwei sehr große Gebäudekomplexe mit einer Gesamtlänge von circa 
270 Metern, einer Breite von 140 Metern (inklusive jeweils 60 Meter für die 
Energiezentrale), einer Höhe von circa 50 Metern inklusive 36 Schornsteinen 
entstehen. Dies führt in mehreren Wahrnehmungsebenen zu einer äußert er-
heblichen, negativen Veränderung des näheren Umfeldes. Allein die immense 
Anzahl von 36 Schornsteinen vermittelt den Charakter in einem industriellen 
Mischgebiet zu wohnen. 

Änderungsvorschlag zu 64.6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich.  

Parallel zur Erstellung des Bebauungsplanentwurfs wurde durch die iMA 
Richter & Röckle GmbH & Co. KG, Freiburg, eine Schornsteinhöhener-
mittlung durchgeführt. Die Festsetzung zur Schornsteinhöhe erfolgt auf 
der Grundlage dieser Schornsteinhöhenermittlung, jedoch mit einer aus-
reichenden Sicherheit, da die abschließende Schornsteinhöhenberech-
nung erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Ge-
nehmigungsverfahren erfolgt. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Die Festlegung der konkreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens. Der Bebauungsplan gibt hierfür 
den planungsrechtlichen Rahmen vor. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, 

 X 
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getrennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Tren-
nungsgebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung ge-
tragen. Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde lie-
genden städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht 
berührt. Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen 
Grundgedanken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung 
der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt.  

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde.  

Mit einer erheblichen negativen Veränderung des näheren Umfeldes 
des Wohngebietes „Im Schleid“ ist nicht zu rechnen. 

64.7 Es bestünde durchaus die Möglichkeit die Baukörper durch eine Anpassung 
der gewählten Architektur und Bauweise harmonischer in das Landschaftsbild 
einzufügen. Passende Beispiele, dass die Baukörper auch weniger brachial 
und nicht so aggressiv-invasiv gestaltet werden können, finden sich durch eine 

Änderungsvorschlag zu 64.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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einfache Recherche. Beispiel: OF-News > Neu Isenburg > Ersten Rechenzent-
rum in Neu-Isenburg geplant. Artikel vom 12. Dezember 2023. 

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Die konkrete Gestaltung des Baukörpers sowie die Festlegung der kon-
kreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rahmen der Vorhabenge-
nehmigung. Der Bebauungsplan gibt hierfür den planungsrechtlichen 
Rahmen vor. 

Zur Thematik des Landschaftsbildes siehe Änderungsvorschlag zu 64.6. 

Das Rechenzentrum in Neu-Isenburg ist nicht Regelungsgegenstand 
des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 

64.8 Wesentliche Veränderung des Wohngebietes/Kompensation 

Der Charakter des angrenzenden, reinen Wohngebietes würde durch das Bau-
vorhaben erheblich verändert. Vielmehr ist zu erwarten, dass die Bebauung au-
ßerordentlich, negativen Einfluss auf den Bodenwert, den Bodenrichtwert und 
somit auf den Marktwert der anliegenden Wohnbebauung mit seinen einzelnen 
Wohnungen haben würde. 

Änderungsvorschlag zu 64.8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbebauung „Im Schleid“ ent-
stehen durch die Planung keine auszugleichenden Vermögensschäden. 
Spekulationen zur Wertminderung der Grundstücke sind nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. 
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Bei dem angrenzenden Wohngebiet „Im Schleid“ handelt es sich um ein 
Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO und nicht um ein Reines 
Wohngebiet gem. § 3 BauNVO. 

Von einer erheblichen negativen Veränderung des Charakters des an-
grenzenden Wohngebietes „Im Schleid“ kann nicht gesprochen werden. 

64.9 Fraglich ist, ob die Ausweisung dieses Baugebietes als Gewerbegebiet hier 
noch korrekt tituliert ist, da allein die Masse an Schornsteinen den Eindruck 
eine [sic] industriellen Gebietes vermitteln würde. Das angrenzende Wohnge-
biet stünde visuell durch das Vorhaben unter so extremen Einfluss, dass zu 
prüfen wäre, ob sich dadurch der Charakter des Wohngebietes zumindest teil-
weise zu einem gewerblichen Mischgebiet verändern würde. 

Änderungsvorschlag zu 64.9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei einem Rechenzentrum handelt es sich um eine gewerbliche Nut-
zung und nicht um eine industrielle Nutzung. Die für den angestrebten 
Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromaggregate be-
dürfen zwar v einer Genehmigung nach § 4 BImSchG. Allerdings ist da-
von auszugehen, dass angesichts der geringen Betriebsdauer, die auf 
Testläufe mit sehr geringem zeitlichem Aufwand sowie die wenigen 
Fälle eines Ausfalls des Stromnetzes beschränkt ist, keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen oder sonstigen Belästigungen entstehen werden. 
Vor diesem Hintergrund ist auch im Gewerbegebiet der Betrieb der Not-
stromaggregate zulässig. Denn aus der Genehmigungspflichtigkeit nach 
§ 4 BImSchG folgt nicht zwingend eine von den Notstromaggregaten 
ausgehende erhebliche Belästigung. Vielmehr ist insbesondere wegen 
der im Verhältnis zum Betrieb typischer Anlagen i.S.d. Nr. 1.1 des An-
hangs 1 der 4. BImSchV atypischen Betriebsweise der Notstromaggre-
gate für das Rechenzentrum von keiner erheblichen Belästigung auszu-
gehen. Anders als sonstige Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, 
Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas werden die Not-
stromgeneratoren nicht dauernd, sondern zeitlich nur äußerst limitiert 
bei Ausfall der sonstigen Stromversorgung betrieben, in aller Regel 
auch nicht alle Einzelgeneratoren gleichzeitig.  

Nach dem Betriebskonzept von Notstromaggregaten wären alle Gene-
ratoren nur im Falle eines Notfallbetriebs gleichzeitig in Betrieb. Das ist 
nach fachlicher Einschätzung nur äußerst selten der Fall. Stromausfälle 
beschränken sich in Deutschland jährlich auf statistisch ca. 12 bis 13 
Minuten pro Endverbraucher und auf äußerst seltene Ereignisse höhe-
rer Gewalt wie extreme Naturkatastrophen. Der Notstrombetrieb der Ag-
gregate fällt daher im Rahmen des gesamten Betriebs des Rechenzent-
rums kaum ins Gewicht.  
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Die rein visuelle Veränderung eines Gebäudes mit Schornsteinen be-
gründet dabei nicht das Vorliegen eines Industriegebietes nach § 9 
BauNVO und eines erheblich belästigenden Gewerbebetriebs.  

In der Gesamtschau kann somit keine erhebliche Belästigung festge-
stellt werden. Folglich handelt es sich bei einem Rechenzentrum mit 
Notstromgeneratoren um nicht erheblich belästigende Anlagen, die im 
Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO zulässig sind. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die Änderung des Charakters des angrenzenden Wohngebietes „Im 
Schleid“ zu einem „gewerblichen Mischgebiet“ erfolgt nicht.  

64.10 Daher ist ein Gutachten zu erstellen, das den Einfluss der geplanten Bauwerke 
auf die unmittelbar angrenzende Wohnbebauung darstellt und die Faktoren Bo-
denwert, Bodenrichtwert und Kompensationsleistung beinhaltet. 

Änderungsvorschlag zu 64.10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die nachbarlichen Belange werden im Rahmen der Abwägung ange-
messen berücksichtigt. Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbe-
bauung „Im Schleid“ entstehen durch die Planung keine auszugleichen-
den Vermögensschäden. 

§ 39 BauGB regelt, dass Eigentümer […], die im berechtigten Vertrauen 
auf den Bestand eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans Vorberei-
tungen für die Verwirklichung von Nutzungsmöglichkeiten getroffen ha-
ben, die sich aus dem Bebauungsplan ergeben, angemessene Entschä-
digung in Geld verlangen können, soweit die Aufwendungen durch die 
Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Bebauungsplans an Wert 
verlieren. § 39 BauGB begründet hierbei jedoch keinen allgemeinen 
Schutz des Vertrauens, sondern beschränkt ihn auf solche Festsetzun-
gen, die sich auf das betreffende Grundstück selbst beziehen und auf 
Aufwendungen in Bezug auf dieses Grundstück (EZBK/Runkel, 139. EL 
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August 2020, BauGB § 39 Rn. 8). Es genügt nicht, dass der Eigentümer 
auf den Fortbestand des Bebauungsplans im Allgemeinen vertraut hat. 
Nach dem Gesetz muss sich das Vertrauen auf den Bestand (also Fort-
bestand) der bisherigen, sein Grundstück betreffenden Festsetzungen 
beziehen (EZBK/Runkel, 139. EL August 2020, BauGB § 39 Rn. 12). 
Die an das Plangebiet angrenzende Wohnbebauung „Im Schleid“ ist von 
der Änderung des Bebauungsplans nicht betroffen. 

§ 42 BauGB sieht eine planungsschadensrechtliche Entschädigung für 
Vermögensnachteile aufgrund von planungsrechtlichen Eingriffen in die 
zulässige Nutzung eines Grundstücks vor (EZBK/Runkel, 139. EL Au-
gust 2020, BauGB § 42 Rn. 1). Für die an das Plangebiet angrenzenden 
Wohngrundstücke „Im Schleid“ erfolgen jedoch keine planungsrechtli-
chen Eingriffe in die zulässige Nutzung der Grundstücke. 

Spekulationen zur Wertminderung der Grundstücke sind nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. 

Die Erstellung eines entsprechenden Gutachtens ist auf Bebauungspla-
nebene nicht erforderlich. 

64.11 Dass grundsätzlich auch eine Bewertung der Kompensation möglich und erfor-
derlich ist, wird bereits durch die vorliegende Landschaftsbildanalyse (Referenz 
0755961) offensichtlich. Hier wird eine Kompensationszahlung durch den land-
schaftlichen Eingriff kalkuliert und fällig 

Daraus sollte folglich resultieren können, dass auch Kompensationszahlungen, 
zumindest für die Eigentümer der 96 Wohneinheiten zu erbringen wären, die 
unmittelbar von dem zur Realisierung angedachten Bauvorhaben betroffen wä-
ren. 

Änderungsvorschlag zu 64.11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  
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Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 

Die Ersatzgeldzahlung für den Eingriff in das Landschaftsbild ist zu un-
terscheiden von einem hier nicht vorliegenden Eingriff in private Rechte. 
Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbebauung „Im Schleid“ ent-
stehen durch die Planung keine auszugleichenden Vermögensschäden 
(siehe Änderungsvorschlag zu 64.10). 

64.12 Vorentwurf vom 20. Dezember 2024 

Allgemein 

Nach aktueller Planung sind im Bereich GE 1 zwei Gebäude mit einer Höhe 
von 32,50 Meter zuzüglich Schornsteinen mit einer Höhe von jeweils 17,50 Me-
ter vorgesehen. Insgesamt erreichen die Gebäude somit jeweils eine Höhe von 
50 Metern. Von der Grundfläche des Grundstücks sollen knapp 69 Prozent 
überbaut werden dürfen. Hierbei sollen 221.758 m² Geschossfläche auf maxi-
mal 5 Geschossen entstehen dürfen. Als private Grünfläche (innerhalb des 
Plangebietes unbebaute Fläche) werden 5.753 m² angegeben. 

Änderungsvorschlag zu 64.12: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Der Bebauungsplan gibt den planungsrechtlichen Rahmen für die Rea-
lisierung des Projektes vor. 

  

64.13 Verschattung, Schattenbildung und Fernblick 

Durch die angedachte Höhe der Bauwerke, würde es insbesondere im Herbst 
bis in den Frühsommer ab den späten Nachmitttagstunden bis Sonnenunter-
gang in erheblichem Ausmaße zur Verschattung nahezu aller unmittelbar an-
grenzenden Wohnbauten kommen.  

Änderungsvorschlag zu 64.13: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Im Rahmen der Objektplanung des geplanten Rechenzentrumscampus 
wurde eine Verschattungsstudie erstellt. Diese zeigt für die Planungsva-
rianten auf, dass eine Verschattung der östlich angrenzenden Wohnbe-
bauung selbst bei tiefstehender Sonne ausgeschlossen werden kann. 
Die entsprechenden Ergebnisse der Verschattungsstudie werden in der 
Begründung zum Bebauungsplan ergänzt.  

Die Belange der Belüftung und Lichtzufuhr und damit die Wohnqualität 
der bestehenden Nachbarbebauung werden durch die vorliegende 

 X 
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Bebauungsplanänderung nicht negativ beeinträchtigt. Ungeachtet der 
Ergebnisse der Verschattungsstudie wird die ausreichende Belichtung, 
Belüftung und Besonnung von Nachbargrundstücken in aller Regel 
durch die Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflächenrege-
lung sichergestellt. (vgl. OVG Münster (2. Senat), Urteil vom 30.05.2017 
- 2 A 130/16)  

64.14 Zudem würde durch die Höhe der Gebäude ein erheblicher Eingriff in mein Ei-
gentumsrecht vorgenommen, da der aktuell weitestgehend ungestörte Fern-
blick in den Westen/Feldberg nahezu vollständig verbaut würde. Aktuell haben 
wir von unserer Terrasse eine Fernsicht von circa 30 Kilometer bis in den 
Taunus. Durch die aktuelle Planung würde dieser Blick im Wesentlichen auf 
circa 200 Meter bis zur Fassade des Rechenzentrums, Gebäude 1, reduziert 
werden. 

Änderungsvorschlag zu 64.14: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Grundsätzlich besteht kein Recht des Nachbarn auf eine unverbaubare 
Aussicht. Das Oberverwaltungsgericht Sachsen führt in seinem Urteil 
vom 15.05.2018 (Az.: 1 C 13/17) dazu folgendes aus: 

„Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts […] ist 
grundsätzlich weder das Interesse eines Grundstückseigentümers 
an der Erhaltung einer von seinem Grundstück aus gegebenen 
freien Aussicht abwägungsrelevant noch sein Interesse daran, eine 
Ortsrandlage zu bewahren. […] 

Jeder Grundstückseigentümer muss grundsätzlich damit rechnen, 
dass durch Bautätigkeit auf Nachbargrundstücken seine Aussicht 
beschränkt wird. Das gilt auch für den Fall, dass mit dem Wegfall 
der Aussicht Auswirkungen auf den Verkehrswert zu erwarten sein 
sollten (BVerwG, Beschl. v. 9. Februar 1995 - 4 NB 17.94 -, juris Rn. 
11 f.). Eine bestehende ungehinderte Aussicht und der Erhalt der 
Ortsrandlage sind in der Regel lediglich eine Chance, die grund-
sätzlich keinen bauplanungsrechtlichen Schutz genießt.“ 

Dabei wurden die nachbarlichen Interessen an der Erhaltung der bishe-
rigen Festsetzungen im Rahmen dieser Abwägung berücksichtigt. Die 
Interessen der Nachbarschaft an der Erhaltung der ursprünglichen Fest-
setzung treten daher hinter die Interessen der planungsrechtlichen Er-
möglichung eines Rechenzentrumscampus als legitimes Ziel zur Förde-
rung der Digitalisierung zurück. 

  

64.15 Zudem wäre damit zu rechnen, dass es in der erwähnten Zeit ab den Nachmit-
tagen bis zum Abend bei Sonnenschein ständig zu einem Wechsel zwischen 
Schattenwurf und Sonneneinstrahlung käme, sobald die Sonne im Bereich der 
Schornsteine eintauchen würde. Dieser ständige Licht-Schatten Wechsel 
würde eine erhebliche Belastung darstellen. 

Änderungsvorschlag zu 64.15: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 64.13 
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64.16 Änderung der bebaubaren Fläche 

Zu klären ist auch, warum entgegen der vorherigen Festsetzung der GRZ in 
Höhe von 0,6 in Zusammenhang mit der Planung eines Möbelhauses, nun auf 
0,8 für die Rechenzentren festgesetzt werden soll. Ebenso ist nicht nachvoll-
ziehbar auf welcher Grundlage die Geschossfläche ebenso von der ehemaligen 
Planung des Gebietes abweichen darf. Bei der Planung des Möbelhauses 
wurde mit einer Geschossfläche von circa 60.000 m² (Verkaufsfläche/Lager) 
gerechnet. Nun soll die Planung enorme 160.000 m² großzügiger ausfallen und 
somit auf 221.758 m² anwachsen dürfen (zuzüglich GE 2 mit 14.752 m²). Das 
entspricht einer Steigerung auf 400 Prozent der ursprünglichen Planung und ist 
daher in diesem Ausmaß in keinem Fall akzeptabel. 

Änderungsvorschlag zu 64.16: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die ursprüngliche 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ für die 
Errichtung eines Möbelmarktes ist nie rechtswirksam geworden. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen. Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung ist 
im Hinblick auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden als städ-
tebaulich verträglich zu bewerten und entspricht dem planerischen Wil-
len der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. Die Grund- 
und die Geschossflächenzahlen halten die nach § 17 BauNVO gültigen 
Orientierungswerte für Gewerbegebiete ein bzw. unterschreiten diese 
teilweise. Es besteht zudem kein Gebot des Plangebers, eine in einem 
alten Bebauungsplan einmal aufgestellte Grund- und Geschossflächen-
zahl weiterhin einzuhalten. Für diese erhöhte Beanspruchung der Flä-
chen sind neue Gutachten erstellt worden, die als Grundlage der Abwä-
gung sicherstellen, dass die betroffenen nachbarlichen Belange durch 
ein größeres Gewerbe und insbesondere ein Rechenzentrum ausrei-
chend berücksichtigt werden. Die Interessen der Nachbarschaft an der 
Erhaltung der ursprünglichen Festsetzungen treten daher hinter die In-
teressen des Planungsziels, zur flächendeckenden Digitalisierung und 
Bereitstellung von durch – von öffentlichen wie privaten Nutzern zuneh-
mend nachgefragten – Rechenzentren nutzbaren Flächen beizutragen. 
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64.17 Änderung bei der Höhe der Baukörper 

Auch bei der Festsetzung auf die Höhe der Gebäude wurde eine erhebliche 
Verschlechterung für die umliegenden Anwohner formuliert. Beide Gebäude 
dürfen mit den entsprechenden Schornsteinen eine Höhe von 50 Metern errei-
chen. In der Planung des Möbelhauses war die Höhe des Lagers mit 28 Meter 
+ technischem Aufbau angegeben. Der Verkaufsraum wurde mit einer Höhe 
von 19,50 Meter geplant. Das bedeutet im Umkehrschluss, dass die aktuell ge-
plante Bebauung in manchen Bereichen fast doppelt so hoch ausfallen würde, 
respektive sich um den Faktor 2,5 erhöht. 

Änderungsvorschlag zu 64.17: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die ursprüngliche 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ für die 
Errichtung eines Möbelmarktes ist nie rechtswirksam geworden.  

Im rechtskräftigen Bebauungsplan „Im Schleid“ werden Gebäudehöhen 
bis zu 18,0 m zugelassen. Eine Gebäudehöhe von 50 m ist über die 5. 
Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ nicht zulässig. Die maxi-
male Gebäudehöhe beträgt innerhalb des Gewerbegebietes GE 1 32,5 
m. Ausschließlich untergeordnete technische Anlagen und Schornsteine 
dürfen diese Höhe in einem kleinen Teilbereich der überbaubaren 
Grundstücksfläche um auf bis zu 50 m überschreiten. Eine 2,5 fache 
Erhöhung ist demnach nicht generell zutreffend. 

Darüber hinaus wird auf die Ausführungen im Änderungsvorschlag zu 
64.16 zur Planungshoheit verwiesen. 

  

64.18 Warum zudem mit einer so enormen Anzahl an 36 Schornsteinen zu rechnen 
sein soll, kann aus den Unterlagen nicht entnommen werden. Was allerdings 
klar ist, dass in dem Baugebiet Krebsschere ein weiteres Rechenzentrum ge-
baut werden soll. Dieses soll anstatt der ehemals dafür vorgesehenen 12 
Schornsteine nun mit noch dreien realisiert werden. Zudem ist die Stockwerks-
begrenzung dort auf 3 festgelegt. In dem aktuellen Antrag für den Rechenzent-
rumscampus wird die Stockwerksanzahl mit 5 angegeben. In dem Antrag für 
das andere Rechenzentrum ist die Höhebegrenzung des Bauwerkes auf 22,50 
Meter (plus 7,50 Meter Schornsteine) angegeben. Also insgesamt maximal 30 
Meter. Die neuen Rechenzentren sollen hingegen jeweils 50 Meter hoch wer-
den dürfen.  

Wenn offensichtlich eine Reduzierung der Anzahl von Schornsteinen in konkre-
ten Fall von 12 auf drei möglich ist, warum soll das dann in dem aktuellen Vor-
haben nicht auch möglich sein? Die Reduzierung der Schornsteine bei dem 
bereits genehmigten Vorhaben wird damit begründet, dass dies erst möglich 
war, weil man diese Schornsteine dort 30 Meter hoch bauen kann. Wenn also 
eine Korrelation zwischen der Höhe und der Anzahl der Schornsteine zu geben 
scheint, müsste dies für die neuen beiden Rechenzentren bedeuten, dass man 
die Anzahl der Schornsteine allein schon aufgrund ihrer enormen Höhe von 50 
Meter um deutlich mehr als 75 Prozent reduzieren könnte. Schließlich war dies 
auch bei dem benachbarten Rechenzentrum möglich. Vielmehr müsste die Re-
duzierung der Schornsteine noch erheblicher ausfallen, da die aktuelle Planung 
keine Höhe von 30 Metern, sondern die Höhe von 50 Metern je Schornstein 

Änderungsvorschlag zu 64.18: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Die Festlegung der konkreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rah-
men der Bauplanung. Der Bebauungsplan gibt hierfür den planungs-
rechtlichen Rahmen vor. 

Parallel zur Erstellung Bebauungsplanentwurfs wurde durch die iMA 
Richter & Röckle GmbH & Co. KG, Freiburg, eine Schornsteinhöhener-
mittlung durchgeführt. Die Festsetzung zur Schornsteinhöhe erfolgt auf 
der Grundlage dieser Schornsteinhöhenermittlung, jedoch mit einer aus-
reichenden Sicherheit, da die abschließende Schornsteinhöhe-
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vorsieht. Warum also wird eine so hohe Anzahl an 36 Schornsteinen beantragt, 
wenn es planerisch wohl auch deutlich weniger sein können? 

nberechnung erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BIm-
SchG-Genehmigungsverfahren erfolgt.  

Das Rechenzentrum, das in dem Baugebiet „Krebsschere“ errichtet wer-
den soll, ist nicht Regelungsgegenstand des vorliegenden Bebauungs-
planverfahrens. 

64.19 Es ist zudem nicht erkennbar, warum die Stockwerkszahl nicht auch wie in dem 
benachbarten Bauvorhaben des Rechenzentrums - auf drei begrenzt werden 
kann. Schließlich liegt das andere Baugebiet in einem Gewerbegebiet ohne an-
grenzende Wohnbebauung. So bestünde beispielsweise zudem durchaus auch 
die Möglichkeit durch Tiefbaumaßnahmen die Höhe des Bauwerkes stärker zu 
begrenzen. 

Änderungsvorschlag zu 64.19: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen. Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung ist 
im Hinblick auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden als städ-
tebaulich verträglich zu bewerten und entspricht dem planerischen Wil-
len der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. 

In der Abwägung der betroffenen Belange ist die Festsetzung eines an-
deren Plangebietes nicht zu berücksichtigen. Es lässt sich daraus kein 
Anspruch auf gleichartige Festsetzungen herleiten. Die konkreten Fest-
setzungen dieses Bebauungsplans entsprechen in Abwägung aller zu 
berücksichtigenden Belange dem zulässigen Maß und dem planeri-
schen Willen der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. Ins-
besondere werden die Interessen der Nachbarschaft berücksichtigt. 
Diese Interessen müssen nach umfassender Abwägung mit den Inte-
ressen an der Schaffung eines Technologiestandorts der Zukunft im 
Rahmen der Digitalisierung zurücktreten. Zur besseren Eingliederung in 
die Landschaft und zur Reduzierung der Auswirkungen auf die Nach-
barschaft wird z.B das Maß der baulichen Nutzung optisch reduziert 
durch Festsetzung einer Fassadenbegrünung. 

  

64.20 Warum werden trotz der größeren Sensibilität und Notwendigkeit der Rück-
sichtnahme auf die umliegende Wohnbebauung, diese Grenzen des erträgli-
chen im Rechenzentrumcampus deutlich überschritten und dadurch eine er-
hebliche Belastung der Anwohner billigend in Kauf genommen? 

Änderungsvorschlag zu 64.20: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 64.6 bis 64.19. 

  

64.21 Immissionen und Elektrosmog 

Es ist aktuell völlig unklar, welche Schadstoffimmissionen durch den Betrieb 
der Gebäude und der Schornsteine auf die anliegende Wohnbebauung und 

Änderungsvorschlag zu 64.21: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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darüber hinaus zu erwarten sein wird. Auch hierfür fehlt eine Immissionsprog-
nose für Staub, Staubinhaltsstoffe und Luftschadstoffe. Wie sich der Rechen-
zentrumcampus auf die Belastung durch Elektrosmog auswirken wird, ist indes 
auch nicht geklärt. 

Begründung: 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. 

Im weiteren Planverfahren genügt die Prognose, dass der Bebauungs-
plan voraussichtlich umsetzbar sein wird und die Errichtung der vorge-
sehenen Vorhaben nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Immissions-
richtwerte unmöglich sein wird. 

Im Rahmen des Umweltberichts wurde eine mögliche Belastung durch 
Luftschadstoffe betrachtet. Durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen 
sowie den Betrieb eines Gewerbebetriebs innerhalb des Plangebietes, 
insbesondere eines Rechenzentrums, kann es zum Ausstoß von Luft-
schadstoffen kommen. Es ist aber nicht zu erwarten, dass das Rechen-
zentrum oder eine andere zulässige Nutzung unzumutbare Luftimmissi-
onen oder Elektrosmog ausstoßen und deshalb der Betrieb einge-
schränkt werden muss. Es ist zu erwarten, dass die maßgeblichen An-
forderungen aus der 44. BImSchV sowie der TA Luft eingehalten wer-
den, erforderlichenfalls durch entsprechende Schutzmaßnahmen. Mög-
licherweise zu erwartende Immissionen sind im Übrigen in einem Ge-
werbegebiet zu einem gewissen Grad hinzunehmen. Sie werden über-
wogen durch das allgemeine Interesse, diese Fläche, wie unter ande-
rem im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 
2010 vorgesehen, gewerblich zu nutzen. 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

64.22 Umspannwerk 

Das im Baugebiet angedachte Umspannwerk wird sicherlich irgendwie an das 
Stromnetz angeschlossen werden müssen. Aus den Unterlagen ist in keiner 
Weise zu erkennen, wie dieser Anschluss erfolgen soll. Ist geplant die Zuleitung 
unterirdisch zu realisieren, sollen im Gebiet weitere Strommasten gebaut wer-
den; in welcher Höhe, in welcher Anzahl? 

Änderungsvorschlag zu 64.22: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Bebauungsplan ist die Festsetzung enthalten, dass die Verlegung 
von Versorgungsleitungen unterirdisch zu erfolgen hat. Strommasten 
sollen nicht gebaut werden.  

Für die Errichtung eines Rechenzentrumscampus bestehen Netzan-
schlussvereinbarungen mit dem Netzbetreiber Avacon Netz GmbH. Zwi-
schen dem Netzanschlusspunkt der Avacon Netz GmbH und dem ge-
planten Rechenzentrumscampus „Im Schleid“ wird ein Kabel errichtet. 
Das betreffende Kabel wird von der ovag Netz GmbH betrieben. 
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Durch die Zusammenarbeit mit diesen beiden etablierten und erfahre-
nen Netzbetreibern wird sichergestellt, dass sämtliche technische, si-
cherheitsrelevante und umweltbezogene Standards eingehalten wer-
den. Es bestehen keinerlei Auswirkungen auf die Stromversorgung der 
Anwohner, da das Netz des geplanten Rechenzentrumscampus voll-
ständig von dem Netz der Wohnbebauung der Baugebiete „Krebs-
schere“ und „Im Schleid“ entkoppelt ist. 

64.23 Abbildung im Vorentwurf 

Im Vorentwurf ist auf Seite 19 (Abbildung 15) zu erkennen, dass beide Baukör-
per gleich groß sind. Auf der Abbildung 16 weichen die Größen der Baukörper 
jedoch erkennbar ab. Es wird auch angegeben, dass die Länge der Baukörper 
abweichend ist. Folglich ist die Abbildung 15 irreführend. Wohlmöglich wurde 
das Baufenster des zweiten Baukörpers nachträglich noch einmal vergrößert, 
die Planungsübersicht dafür aber nicht angepasst. Der Vorentwurf ist daher 
fehlerhaft. 

Änderungsvorschlag zu 64.23: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Bei dem Stand des Masterplans, 
der dem Bebauungsplanvorentwurf zu Grunde liegt, handelt es sich um 
einen unverbindlichen Planungsstand. Der Bebauungsplan gibt den pla-
nungsrechtlichen Rahmen für die Realisierung des Projektes vor. Das 
Projekt wird sich in diesem planungsrechtlichen Rahmen halten.  

Der Bebauungsplanvorentwurf ist nicht fehlerhaft. 

  

64.24 Fassadenbegrünung und Photovoltaik 

In dem Antrag wird angegeben, dass Photovoltaikanlagen an den Fassaden 
angebracht werden dürfen. Es ist zu klären, ob dies auch an der Ostfassade 
der Gebäude geplant ist und dadurch die Begrünung der Fassade reduziert 
wird, bzw. mit Sonnenspiegelungen in das benachbarte Wohngebiet zu rech-
nen ist. 

Änderungsvorschlag zu 64.24: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Die Festsetzung zur Fassadenbegrünung wird dahingehend geändert, 
dass der Vorrang zur Nutzung der Fassadenfläche der Ostfassaden für 
energieeffiziente Maßnahmen aus der Festsetzung gestrichen wird, so 
dass die Ostfassaden zwingend gemäß der getroffenen Festsetzung zu 
begrünen sind.  

 X 

64.25 Auch ist nicht klar, warum nicht festgesetzt wird, dass die Ostfassaden mög-
lichst vollständig zu begrünen sind. Dass dies möglich ist, sieht man an dem 
oben erwähnten, vergleichbaren Referenzobjekt in Neu-Isenburg. Dem planen-
den Architektenbüro TTSP HWP Consultants GmbH dürften passendere Alter-
nativen durch eigene Projekte hinlänglich bekannt sein. 

Änderungsvorschlag zu 64.25: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Festsetzung zur Fassadenbegrünung wird dahingehend geändert, 
dass der Vorrang zur Nutzung der Fassadenfläche der Ostfassaden für 
energieeffiziente Maßnahmen aus der Festsetzung gestrichen wird, so 
dass die Ostfassaden zwingend gemäß der getroffenen Festsetzung zu 
begrünen sind.  

 X 
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Das Rechenzentrum in Neu-Isenburg ist nicht Regelungsgegenstand 
des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 

64.26 Auswirkungen auf die Tierwelt 

Ist nachweislich überprüft und begutachtet worden, welchen Schaden das an-
gedachte Vorhaben für die umliegende Natur haben wird und ich welcher Form 
es sich auf den natürlichen Lebensraum der dort lebenden Tiere auswirken 
würde? Auf und von der Fläche leben mittlerweile eine Vielzahl an unterschied-
lichen Tieren. Welche Tiere wären mittelbar und welche unmittelbar bedroht, 
werden verdrängt oder unter Umständen getötet? 

Änderungsvorschlag zu 64.26: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag nach Hes-
sischem Leitfaden erstellt. In diesem werden die Auswirkungen des 
durch den Bebauungsplan zugelassenen Vorhabens auf die Natur so-
wie die dort lebenden Tiere und ihren Lebensraum im gesetzlich vorge-
sehenen Umfang untersucht. Die Ergebnisse werden in die Begründung 
des Bebauungsplans eingearbeitet, sobald sie vorliegen. Auf der Grund-
lage des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages werden artenschutz-
rechtliche Maßnahmen definiert und soweit möglich im Bebauungsplan 
festgesetzt.  

 X 

64.27 Wie wird die Versiegelung der Fläche kompensiert? Änderungsvorschlag zu 64.27: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Hinsichtlich der Kompensation des Eingriffs in Natur und Boden werden 
im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs eine Bilanzie-
rung des naturschutzrechtlichen Eingriffs sowie eine Bilanzierung des 
Eingriffs in das Schutzgut Boden durchgeführt und dabei der derzeit 
rechtskräftige Planungszustand (rechtskräftiger Bebauungsplan „Im 
Schleid“ aus dem Jahr 2004) mit der vorliegenden 5. Änderung vergli-
chen. Die Ergebnisse werden in den Umweltbericht und in den Grünord-
nungsplan zum Bebauungsplan eingearbeitet. Soweit im Vergleich zum 
rechtskräftigen Bebauungsplan aus dem Jahr 2004 zusätzliche Ein-
griffe, insbesondere eine größere versiegelte Fläche, zu erwarten sind, 
werden diese soweit möglich ausgeglichen.  

 X 

64.28 Ist belegt, dass durch die Maßnahme in keinem Fall bedrohte Tierarten betrof-
fen sind? 

Änderungsvorschlag zu 64.28: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag nach Hes-
sischem Leitfaden erstellt. In diesem werden die Auswirkungen des 

 X 
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durch den Bebauungsplan zugelassenen Vorhabens auf die Natur so-
wie die dort lebenden Tiere im gesetzlich vorgesehenen Umfang unter-
sucht. Die Ergebnisse werden in die Begründung des Bebauungsplans 
eingearbeitet sobald sie vorliegen. Auf der Grundlage des Artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrages werden artenschutzrechtliche Maßnahmen 
definiert und soweit möglich im Bebauungsplan festgesetzt. 

64.29 Parkanlage/öffentliche Grünfläche 

Die Entwicklung der Parkanlage wird sehr grob umrissen. Klar ist, dass einige 
Sträucher und Bäume gepflanzt werden sollen. Unklar hingegen ist, welcher 
Nutzung die weitere, nicht bepflanzte Fläche zukommen soll. Diese wird mit 
einem Bolzplatz, Liegewiese und/oder Festplatz angegeben. Hier stellt sich die 
Frage, welche Flächennutzung nun konkret geplant ist. 

Änderungsvorschlag zu 64.29: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die zentrale öffentliche Parkanlage des Baugebietes „Quellenpark“ soll 
der Entwicklung von flächenhaften Biotopen und der Verbesserung der 
landschaftsökologischen Struktur im Sinne der barrierefreien Vernet-
zung des Stadtgebietes mit dem Umland dienen. Fuß- und Radwege 
sollen hier die Erreichbarkeit der offenen Landschaft für die Erholungs-
suchenden gewährleisten und stellen eine durchgängige Verbindung bis 
nach Dortelweil-West dar. Für Kinder sollen durch Geländemodellierung 
je nach Alter Spielflächen in naturnaher Umgebung entstehen. Im Park 
sind aber auch große Grünlandflächen geplant, die einerseits intensiv 
gepflegt werden, um als Bolzflächen oder als Liege- bzw. Festwiesen zu 
fungieren. Andererseits sollen aber auch Extensivrasenflächen zur bio-
logisch-ökologischen Bereicherung des Lebensraumes entwickelt wer-
den. 

Insgesamt wird die Anlage eines vielfältigen Mosaiks aus Grünstruktu-
ren angestrebt, die sowohl den Menschen Freizeit- und Erholungsmög-
lichkeiten als auch Tieren und Pflanzen unterschiedliche Lebensraum-
funktionen bietet. 

Die konkrete Ausgestaltung der öffentlichen Parkanlage ist nicht Rege-
lungsgegenstand des Bebauungsplans, sondern der nachfolgenden 
Freiraumplanung. 

  

64.30 Wie entwickelt sich aufgrund der angedachten Nutzung der Geräuschpegel in 
der Wohngegend und werden die die allgemeinen Verwaltungsvorschriften des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes eingehalten? Das ist alles nicht erkennbar. 

Änderungsvorschlag zu 64.30: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Bewertung der Immissionen, die auf die angrenzende Wohnbebau-
ung durch die konkreten Nutzungen der öffentlichen Parkanlage einwir-
ken, hat im Rahmen der Freiraumplanung zu erfolgen, wenn die konkre-
ten Nutzungen feststehen. Unabhängig davon, ob die konkrete Nutzung 
genehmigungspflichtig ist, muss sie die maßgeblichen 
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Immissionsrichtwerte einhalten. Unzumutbare Einwirkungen auf die 
Wohnbebauung sind daher nicht zu erwarten.  

64.31 Um die Anwohner von weiteren Schallimmissionen zu schützen, könnte der an-
gedachte Festplatz/Bolzplatz auch durchaus auf der privaten Grünfläche des 
Rechenzentrums entstehen. Schließlich hat sich die Stad Bad Vilbel auch ein 
Stück des Grundstücks zur Realisierung einer Lagermöglichkeit gesichert. Wa-
rum sollte dann nicht im östlichen Teil der Grundstücks (gegenüber des Spiel-
platzes) ein Teil der privaten Grünfläche für einen zu definierenden öffentlichen 
Zweck (z.B. Fest-/Bolzplatz) geplant werden dürfen? 

Das hätte den Vorteil, dass auf der aktuellen öffentlichen Grünfläche zum Bei-
spiel eine Wasserstelle (natürlicher Teich) hergestellt werden könnte. Denn ge-
rade an Wasserstellen mangelt es im sogenannten Quellenpark im erheblichen 
Umfang. 

Änderungsvorschlag zu 64.31: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die privaten Grünflächen im nördlichen Bereich des Plangebietes die-
nen insbesondere der Eingrünung des Plangebietes in die freie Land-
schaft. Eine öffentliche Nutzung dieser im Privatbesitz befindlichen Flä-
chen ist nicht vorgesehen, zumal für die öffentliche Naherholung ein 
rund 80 – 100 m breiter öffentlicher Park zur Verfügung steht. 

Die Bewertung der Immissionen, die auf die angrenzende Wohnbebau-
ung durch die konkreten Nutzungen der öffentlichen Parkanlage einwir-
ken, hat im Rahmen der Freiraumplanung zu erfolgen, wenn die konkre-
ten Nutzungen feststehen. 

Die konkrete Ausgestaltung der öffentlichen Parkanlage, etwa durch 
Wasserstellen, ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, 
sondern der nachfolgenden Freiraumplanung. 

  

64.32 Fehlende Rücksichtnahme und Unverhältnismäßigkeit 

Nach meinem Ermessen wird mit dem geplanten Vorhaben das Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit und Angemessenheit verletzt. Es gilt der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz und das nachbarschaftliche Rücksichtnahmegebot. Ich fühle 
mich durch das Vorhaben individuell und qualifiziert negativ betroffen. Das Vor-
haben ist in der aktuell geplanten Version aus einer Vielzahl an Gründen unzu-
mutbar, dass Abwägungsgebot scheint missachtet worden zu sein und stellt 
durch die Summe der geplanten Maßnahmen eine erhebliche Verschlechte-
rung für das angrenzende Wohnumfeld und deren Bewohner dar. 

Änderungsvorschlag zu 64.32: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 64.1 bis 64.31.  

Die Belange der Nachbarn wurden ermittelt und berücksichtigt. Sie müs-
sen aber gegenüber den Belangen des Gewerbegebiets in gewissem 
Umfang zurückstehen. Der Bebauungsplan wird lediglich so angepasst, 
dass eine schon bisher durch einen bestehenden Bebauungsplan zuge-
lassene gewerbliche Nutzungsmöglichkeit auch für ein Rechenzentrum 
möglich ist. Es gibt aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung einen 
erheblichen Bedarf an Rechenzentrumskapazitäten. Das Plangebiet 
eignet sich hierfür gut. Nachbarliche Belange, insbesondere der Schutz 
vor schädlichen Immissionen, werden durch die Planung berücksichtigt 
bzw. sind auf Ebene der Vorhabenzulassung bzw. -durchführung zu be-
achten.  

  

64.33 Des Weiteren werden meine Eigentumsrechte durch die geplante Höhe der 
Baukörper, respektive den Wegfall der Fernsicht, beschnitten. 

Änderungsvorschlag zu 64.33: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  
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Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 64.6, 64.7, 64.13, 64.14, 64.15, 64.17 
und 64.19. 

Im Übrigen war auch schon bisher eine gewerbliche Nutzung im Plan-
gebiet zulässig, die die Fernsicht hätte einschränken können. Abgese-
hen davon ist ein uneingeschränkter oder der bisher bestehende Aus-
blick von einem Grundstück oder auf ein Grundstück rechtlich nicht ge-
schützt. 

64.34 Zudem sind eine Vielzahl an Fragen durch die verfügbaren Unterlagen/(fehlen-
den) Gutachten noch nicht beantwortet. Daher lehne ich das Vorhaben in der 
aktuell geplanten Dimension und Planung vollständig ab. 

Änderungsvorschlag zu 64.34: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wird 
der Öffentlichkeit der ausgearbeitete Bebauungsplanentwurf inklusive 
aller erforderlichen Fachgutachten zur Einsichtnahme und erneuten 
Stellungnahme zur Verfügung gestellt.  

  

65. Bürger 2 (17.03.2025) 
65.1 Hiermit erhalten Sie - fristgemäß - meine Stellungnahme zum Bauvorhaben im 

Rahmen des Bürgerbeteiligungsverfahrens. 

1. Schallschutzgutachten 

1.a. 

Meines Erachtens fehlt die Berücksichtung [sic] des Faktors "Windrichtung" im 
Schallschutzgutachten. So wird im Gutachten stets von einem meteorologi-
schen Korrekturfaktor von "0.0" ausgegangen. Jeder Anwohner oder Spazier-
gänger auf dem Feldweg kann bestätigen, dass vom Feldberg her - also direkt 
vom neuen Rechenzentrum auf das Wohngebiet einwirkend - ein starker Wind 
weht. Dieser weht mit Konstanz fast ganzjährig. Wie kann es sein, dass dieser 
wichtige Faktor nicht berücksichtigt worden ist? Gem. meinen eigenen - laien-
haften - Recherchen wirkt sich die Windrichtung auf jeden Fall auf die Schal-
lausbreitung aus. Daher bitte ich um Klärung, warum dieser Wert ("C met") bei 
0.0 (also keiner Korrektur) angenommen worden ist. 

Änderungsvorschlag zu 65.1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Eine Schallausbreitungsrechnung wird immer und als vorsorglicher An-
satz unter schallausbreitungsgünstigen Verhältnissen (Mitwind) vorge-
nommen. Dies ist in der TA Lärm so festgelegt. Die meteorologische 
Korrektur ist grundsätzlich ein Abschlag auf die berechneten Schal-
limmissionspegel, was zu niedrigeren prognostizierten Pegeln führt. 
Dieser Abschlag berücksichtigt je nach Lage zwischen Geräuschquellen 
und Immissionsort unter Betrachtung der lokalen Windstatistik, dass 
nicht immer Mitwind herrscht. Bei Schallimmissionsprognosen wird 
diese Korrektur auf einen sogenannten „Langzeit-Mittelungspegel“ im 
Sinne eine Absicherung der Ergebnisse meist nicht zum Ansatz ge-
bracht. Dies ist auch hier geschehen. Somit liegen die Untersuchungs-
ergebnisse auf einer für die Betroffenen „sicheren Seite“. 

  

65.2 1.b. 

Plant der Betreiber oder die Stadt - gerne auch auf dem Eigentum der Stadt - 
den Einbau von Sensoren zur Langfristbeobachtung der Schallemissionen? 

Änderungsvorschlag zu 65.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Diese modernen Messanlagen sollten mittlerweile nicht allzu teuer sein und 
könnten einen langfristigen Einblick in die Emission des Schalls geben. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebau-
ungsplanverfahrens.  

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren ist der Nachweis zu erbringen, dass das Vorhaben mit 
den angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. Dabei ist eine 
Worst-Case-Betrachtung anzusetzen. 

65.3 1.c 

Da es sich um ein Hyperscale-Rechenzentrum handelt, das eine hohe Last ver-
arbeiten kann (wir sprechen hier von 160 MW) können die wenigen Daten der 
Messeinrichtung aus 1.b. sicherlich direkt verarbeitet und auf einer Website mit 
Livedaten veröffentlicht werden. Einmal richtig installiert und geeicht, erspart 
dies dann im Nachgang teure Sachverständige, die sehr viel Geld kosten. Das 
wäre m.W. ein Unikum und würde für sehr viel Transparenz bei den Bürgern 
sorgen, denn man kann jederzeit den aktuellen Schallwert an bestimmten Stel-
len beobachten und mit dem Schallschutzgutachten vergleichen. Das wäre 
sehr modern gedacht. Ich denke nicht, dass irgendwelche Datenschutzgründe 
dagegen sprechen würden, da das emittierende Gebäude keinen Datenschutz 
genießt. 

Änderungsvorschlag zu 65.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebau-
ungsplanverfahrens.  

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren ist der Nachweis zu erbringen, dass das Vorhaben mit 
den angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. Dabei ist eine 
Worst-Case-Betrachtung anzusetzen. 

  

65.4 1.d. 

Plant der Betreiber oder die Stadt eine Hotline einzurichten, über die sich die 
Bürger melden können, sofern Probleme in Sachen Schallbelastung auftreten? 

Änderungsvorschlag zu 65.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebau-
ungsplanverfahrens. Siehe auch Änderungsvorschlag zu 65.2. 

  

65.5 2. Allgemeines 

2.a. Gemäß EnEfG muss es ein Konzept für die Nutzung der Abwärme geben. 
Dieses liegt m.W. nicht vor bzw. ist nicht Teil der Unterlagen, die an die Bürger-
schaft verteilt worden sind. Wird Abwärme anfallen? 

Wenn ja, welche Konzepte liegen vor um die Abwärme zu nutzen? 

Änderungsvorschlag zu 65.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein Konzept für die Nutzung der Abwärme ist nicht Regelungsgegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens, sondern betrifft die Realisierung 
der Planung. 

Der Investor wird bereits in der Planungs-, Entwicklungs- und Bauphase 
seines Rechenzentrumcampus alle notwendigen technischen 
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Voraussetzungen schaffen, um künftig Abwärme für die Stadt Bad Vilbel 
bereitstellen zu können.  Damit wird der Investor vollumfänglich die An-
forderungen des Energieeffizienzgesetzes erfüllen, das für Rechenzen-
tren mit Inbetriebnahme ab dem 1. Juli 2026 die Bereitstellung eines 
erheblichen Anteils ihrer Abwärme an Gemeinden oder lokale Wärme-
netzbetreiber vorschreibt. Die Nutzung von Rechenzentrumsabwärme 
leistet einen wichtigen Beitrag zur Reduzierung des Energieverbrauchs 
und zur Minderung von CO₂-Emissionen. 

Dementsprechend steht der Investor auch in anderen Gemeinden, in 
denen der Ausbau von Rechenzentren voranschreitet, im intensiven 
Austausch – etwa durch die Bereitstellung relevanter Informationen und 
die Unterstützung bei der Erstellung von Machbarkeitsstudien –, um dort 
künftig Abwärme bereitstellen zu können. Auf diese Weise unterstützt 
der Investor die Kommunen bei der Erfüllung ihres gesetzlichen Auf-
trags zur klimaneutralen Wärmeversorgung bis 2045 gemäß dem Wär-
meplanungsgesetz. 

65.6 Ist gedacht, das anliegende Wohngebiet kostengünstig (und als Teil einer Kom-
pensation für den Eingriff in das Landschaftsbild / Schallemission) mit Fern-
wärme zu versorgen? 

Änderungsvorschlag zu 65.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Versorgung des anliegenden Wohngebietes mit Fernwärme ist nicht 
Regelungsgegenstand des vorliegenden Bebauungsplans.  

  

66. Bürger 3 (23.03.2025) 
66.1 Mit dem Vorhaben erklären wir uns nicht einverstanden. Unser Einspruch ge-

gen das Vorhaben basiert auf dem Vorentwurf vom 20.12.2024, den Unterlagen 
zur Schallmessung und der Landschaftsanalyse. 

Schallschutz im Bereich der Wohnbebauung 

In dem Gutachten Nr. 324P6 G2 wird angegeben, dass die Dezibel-Belastung 
durch das Rechenzentrum auf der GE 1, der Lagerfläche GE 2 und dem Um-
spannwerk tagsüber in der Nähe des Messpunktes zwischen 45-50 dB liegen 
wird. Tagsüber wird hier mit einer Zeit von 6 - 22 Uhr definiert. In der Berech-
nung wird davon ausgegangen, dass der dort prognostizierte maximale Wert 
von 50 dB tagsüber theoretisch um 1 dB unterschritten wird. Außerhalb dieser 
Zeit werden die Werte durch Schalldämpfer auf circa 30 dB reduziert. 

Bei hypothetischen Berechnungen wird aus nachvollziehbaren Gründen in der 
Regel mit bestmöglichen und standardisierten Annahmen gearbeitet. Diese An-
nahmen müssen aber in der Realität nicht zwangsläufig auch eintreten. Daher 

Änderungsvorschlag zu 66.1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Der Unterschied der Schallimmissionspegel zwischen tags und nachts 
ergibt sich aus den unterschiedlichen Betriebszuständen der Anlagen 
und nicht durch „Schalldämpfer“. Nachts sind die im Dauerbetrieb be-
findlichen Kühlanlagen relevant, tags ist zusätzlich mit zeitweiligem Be-
trieb der Notstromaggregate und Fahrzeugverkehr zu rechnen. 

Schallimmissionsprognosen werden immer unter Berücksichtigung ei-
ner Worst-Case-Betrachtung durchgeführt. Beispielsweise liegt der 
Schallausbreitungsrechnung ein Volllastbetrieb aller Kühl- und Lüf-
tungsanlagen zugrunde, der praktisch eigentlich nie erreicht wird, da 
hierbei auch Sicherheiten in der Anlagenplanung Berücksichtigung fin-
den. Weiterhin wird eine Schallausbreitungsrechnung immer unter 
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ist die geschilderte Varianz von 1 dB als deutlich zu gering einzustufen, da 
Schwankungsbreiten (Wetter, Wind) eine deutlich höhere akustische Belastung 
zur Folge haben können. So ist beispielsweise aktuell der Straßenverkehr auf 
der B3 je nach Wetterlage und Uhrzeit stärker zu hören oder auch schwächer. 

Die Frage ist also, wie sich der Lärmpegel durch Umwelteinflüsse entwickeln 
würde und ob dadurch mit einer noch höheren Belastung zu rechnen wäre. 

schallausbreitungsgünstigen Verhältnissen (Mitwind) vorgenommen. 
Dies ist in der TA Lärm so festgelegt. Auf Grundlage der Schallberech-
nung ist daher nicht davon auszugehen, dass das auf Grund des Be-
bauungsplans zulässige Vorhaben zu unzumutbaren Beeinträchtigun-
gen führen wird. Vielmehr werden die Immissionsrichtwerte mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auch bei ungünstigen Windverhältnissen eingehal-
ten.  

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass auch mit den konkre-
ten Anlagendaten (z. B. verwendete Geräte, Maschinen usw.) die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. 

66.2 Zudem stellt sich die Frage, ob der prognostizierte Schallwert, trotz Einhaltung 
der gesetzlichen Grenzwerte, eine gesundheitliche Belastung darstellen kann. 

Änderungsvorschlag zu 66.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die TA Lärm sorgt als Umsetzungsverordnung zum BImSchG dafür, 
dass „schädliche Umwelteinwirkungen“ im Sinne des Gesetzes vermie-
den werden. Die Schwelle für gesundheitliche Beeinträchtigungen durch 
Lärm liegt (u.a. gemäß einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts) bei 
60 dB(A) in der Nacht und 70 dB(A) tagsüber. Diese Werte liegen deut-
lich über den nach der TA Lärm zulässigen Werten. Auch die Werte der 
TA Lärm werden hier eingehalten. Die Werte, ab denen eine Gesund-
heitsgefährdung zu erwarten ist, werden hier bei weitem nicht erreicht. 

  

66.3 Luftverschmutzung 

Wir befürchten, dass die Luftverschmutzung durch den Betrieb der Schorn-
steine erheblich zunehmen würde und eventuell auch ein gesundheitliches Ri-
siko für die Anwohner in Kauf genommen wird auch wenn die technischen Stan-
dards hierbei berücksichtig werden. 

Es ist aktuell völlig unklar, welche Schadstoffimmissionen durch den Betrieb 
der Gebäude und der Schornsteine auf die anliegende Wohnbebauung und 
darüber hinaus zu erwarten sein wird. Auch hierfür fehlt eine Immissionsprog-
nose für Staub, Staubinhaltsstoffe und Luftschadstoffe. 

Änderungsvorschlag zu 66.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. 

Im Bebauungsplanverfahren genügt die Prognose, dass der Bebau-
ungsplan voraussichtlich umsetzbar sein wird und die Errichtung der 
vorgesehenen Vorhaben nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Immis-
sionsrichtwerte unmöglich sein wird. Dies ist hier der Fall. 

Im Rahmen des Umweltberichts wurde eine mögliche Belastung durch 
Luftschadstoffe betrachtet. Durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen 
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sowie den Betrieb eines Gewerbebetriebs innerhalb des Plangebietes, 
insbesondere eines Rechenzentrums, kann es zum Ausstoß von Luft-
schadstoffen kommen. Es ist aber nicht zu erwarten, dass das Rechen-
zentrum oder eine andere zulässige Nutzung unzumutbare Luftimmissi-
onen oder Elektrosmog ausstoßen und deshalb der Betrieb einge-
schränkt werden muss. Es ist zu erwarten, dass die maßgeblichen An-
forderungen aus der 44. BImSchV sowie der TA Luft eingehalten wer-
den. Möglicherweise zu erwartende Immissionen sind im Übrigen in ei-
nem Gewerbegebiet zu einem gewissen Grad hinzunehmen. Sie wer-
den überwogen durch das allgemeine Interesse, diese Fläche, wie unter 
anderem im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungs-
plan 2010 vorgesehen, gewerblich zu nutzen. Die Einhaltung der für die 
benachbarte Wohnbebauung maßgeblichen Immissionsrichtwerte ist im 
Übrigen bei der Umsetzung des Bebauungsplans zu beachten, wäre da-
her – soweit für das Vorhaben ein Genehmigungsverfahren durchzufüh-
ren ist – in diesem zu prüfen und nachzuweisen. 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

66.4 Wie sich der Rechenzentrumcampus auf die Belastung durch Elektrosmog aus-
wirken wird, ist indes auch nicht geklärt. 

Änderungsvorschlag zu 66.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. 

Im weiteren Planverfahren genügt die Prognose, dass der Bebauungs-
plan voraussichtlich umsetzbar sein wird und die Errichtung der vorge-
sehenen Vorhaben nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Immissions-
richtwerte unmöglich sein wird. Den möglicherweise entstehenden 
Emissionen kann auf Ebene der Vorhabenzulassung begegnet bzw. 
muss bei Umsetzung der Planung berücksichtigt werden. 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

  

66.5 Kann also definitiv jederzeit ausgeschlossen werden, dass durch den Betrieb 
des Rechenzentrums eine Verschlechterung der Luft- und Lebensqualität ein-
treten kann? 

Änderungsvorschlag zu 66.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Begründung: 

Mögliche Luft- und Lärmemissionen des zugelassenen Vorhabens wer-
den bereits auf Planebene berücksichtigt und durch verschiedene Fest-
setzungen verringert. Dazu gehört unter anderem der Grünzug, der das 
Gewerbegebiet von dem Wohngebiet trennt.  

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. Eine Ver-
schlechterung der Luftqualität gegenüber dem jetzigen Zustand ist je-
doch hinzunehmen, solange sie die maßgeblichen Grenzwerte nicht 
übersteigt. 

66.6 Einfluss der Bebauung auf das unmittelbare Umfeld 

Es sollen zwei sehr große Gebäudekomplexe mit einer Gesamtlänge von circa 
270 Metern, einer Breite von 140 Metern (inklusive jeweils 60 Meter für die 
Energiezentrale), einer Höhe von circa 50 Metern inklusive 36 Schornsteinen 
entstehen. Dies führt in mehreren Wahrnehmungsebenen zu einer äußert er-
heblichen, negativen Veränderung des näheren Wohnumfeldes. Allein die im-
mense Anzahl von 36 Schornsteinen vermittelt den Charakter in einem indust-
riellen Mischgebiet zu wohnen. 

Änderungsvorschlag zu 66.6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich.  

Parallel zur Erstellung des Bebauungsplanentwurfs wurde durch die iMA 
Richter & Röckle GmbH & Co. KG, Freiburg, eine Schornsteinhöhener-
mittlung durchgeführt. Die Festsetzung zur Schornsteinhöhe erfolgt auf 
der Grundlage dieser Schornsteinhöhenermittlung, jedoch mit einer aus-
reichenden Sicherheit, da die abschließende Schornsteinhöhenberech-
nung erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Ge-
nehmigungsverfahren erfolgt. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Die Festlegung der konkreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens. Der Bebauungsplan gibt hierfür 
den planungsrechtlichen Rahmen vor. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
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des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt.  

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde.  

Mit einer erheblichen negativen Veränderung des näheren Umfeldes 
des Wohngebietes „Im Schleid“ ist nicht zu rechnen. 
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66.7 Durch die angedachte Höhe der Bauwerke, würde es insbesondere im Herbst 
bis in den Frühsommer ab den späten Nachmitttagstunden bis Sonnenunter-
gang in erheblichem Ausmaße zur Verschattung nahezu aller unmittelbar an-
grenzenden Wohnbauten und der Grünflächen kommen. 

Änderungsvorschlag zu 66.7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Im Rahmen der Objektplanung des geplanten Rechenzentrumscampus 
wurde eine Verschattungsstudie erstellt. Diese zeigt für die Planungsva-
rianten auf, dass eine Verschattung der östlich angrenzenden Wohnbe-
bauung selbst bei tiefstehender Sonne ausgeschlossen werden kann. 
Die entsprechenden Ergebnisse der Verschattungsstudie werden in der 
Begründung zum Bebauungsplan ergänzt.  

Die Belange der Belüftung und Lichtzufuhr und damit die Wohnqualität 
der bestehenden Nachbarbebauung werden durch die vorliegende Be-
bauungsplanänderung nicht negativ beeinträchtigt. Ungeachtet der Er-
gebnisse der Verschattungsstudie wird die ausreichende Belichtung, 
Belüftung und Besonnung von Nachbargrundstücken in aller Regel 
durch die Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflächenrege-
lung sichergestellt. (vgl. OVG Münster (2. Senat), Urteil vom 30.05.2017 
- 2 A 130/16) 

  

66.8 Der Charakter des angrenzenden, reinen Wohngebietes würde durch das Bau-
vorhaben erheblich verändert. Vielmehr ist zu erwarten, dass die Bebauung au-
ßerordentlich, negativen Einfluss auf den Bodenwert, den Bodenrichtwert und 
somit auf den Marktwert der anliegenden Wohnbebauung mit seinen einzelnen 
Wohnungen haben würde. 

Änderungsvorschlag zu 66.8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbebauung „Im Schleid“ ent-
stehen durch die Planung keine auszugleichenden Vermögensschäden. 
Spekulationen zur Wertminderung der Grundstücke sind nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. 
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Bei dem angrenzenden Wohngebiet „Im Schleid“ handelt es sich um ein 
Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO und nicht um ein Reines 
Wohngebiet gem. § 3 BauNVO. 

Von einer erheblichen negativen Veränderung des Charakters des an-
grenzenden Wohngebietes „Im Schleid“ kann nicht gesprochen werden. 

66.9 Dass grundsätzlich auch eine Bewertung der Kompensation möglich und erfor-
derlich ist, wird bereits durch die vorliegende Landschaftsbildanalyse (Referenz 
0755961) offensichtlich. Hier wird eine Kompensationszahlung durch den land-
schaftlichen Eingriff kalkuliert und fällig. 

Daraus sollte folglich resultieren können, dass auch Kompensationszahlungen, 
zumindest für die Anwohner und Eigentümer zu erbringen wären, die unmittel-
bar von dem zur Realisierung angedachten Bauvorhaben betroffen wären. 

Änderungsvorschlag zu 66.9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 

Die Ersatzgeldzahlung für den Eingriff in das Landschaftsbild ist zu un-
terscheiden von einem hier nicht vorliegenden Eingriff in private Rechte. 
Die nachbarlichen Belange werden im Rahmen der Abwägung ange-
messen berücksichtigt. Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbe-
bauung „Im Schleid“ entstehen durch die Planung keine auszugleichen-
den Vermögensschäden. 
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§ 39 BauGB regelt, dass Eigentümer […], die im berechtigten Vertrauen 
auf den Bestand eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans Vorberei-
tungen für die Verwirklichung von Nutzungsmöglichkeiten getroffen ha-
ben, die sich aus dem Bebauungsplan ergeben, angemessene Entschä-
digung in Geld verlangen können, soweit die Aufwendungen durch die 
Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Bebauungsplans an Wert 
verlieren. § 39 BauGB begründet hierbei jedoch keinen allgemeinen 
Schutz des Vertrauens, sondern beschränkt ihn auf solche Festsetzun-
gen, die sich auf das betreffende Grundstück selbst beziehen und auf 
Aufwendungen in Bezug auf dieses Grundstück (EZBK/Runkel, 139. EL 
August 2020, BauGB § 39 Rn. 8). Es genügt nicht, dass der Eigentümer 
auf den Fortbestand des Bebauungsplans im Allgemeinen vertraut hat. 
Nach dem Gesetz muss sich das Vertrauen auf den Bestand (also Fort-
bestand) der bisherigen, sein Grundstück betreffenden Festsetzungen 
beziehen (EZBK/Runkel, 139. EL August 2020, BauGB § 39 Rn. 12). 
Die an das Plangebiet angrenzende Wohnbebauung „Im Schleid“ ist von 
der Änderung des Bebauungsplans nicht betroffen. 

§ 42 BauGB sieht eine planungsschadensrechtliche Entschädigung für 
Vermögensnachteile aufgrund von planungsrechtlichen Eingriffen in die 
zulässige Nutzung eines Grundstücks vor (EZBK/Runkel, 139. EL Au-
gust 2020, BauGB § 42 Rn. 1). Für die an das Plangebiet angrenzenden 
Wohngrundstücke „Im Schleid“ erfolgen jedoch keine planungsrechtli-
chen Eingriffe in die zulässige Nutzung der Grundstücke. 

66.10 Umspannwerk neben dem Spielplatz 

Es fehlt eine Risikobewertung aus der hervorgehen sollte, welche Risiken 
(Emissionen, Elektrosmog, Brand etc.) mit dem Betrieb eines Umspannwerkes 
verbunden sind, wenn es sich vergleichsweise nah an einer öffentlichen Grün-
fläche, einem Spielplatz und anderen (öffentlichen) Einrichtungen befinden soll. 

Änderungsvorschlag zu 66.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis zur erforderlichen Prüfung der Einhaltung 
der Anforderungen der 26. BImSchV in Bezug auf das Umspannwerk 
wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenommen. 

Ein erhöhtes Brandrisiko für den Spielplatz durch das geplante Um-
spannwerk ist nicht gegeben.  

Für das Plangebiet kann die Stadtwerke Bad Vilbel GmbH den geforder-
ten Löschwasserbedarf für den Grundschutz gem. DVGW-Arbeitsblatt 
W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die Öffentliche Trinkwas-
serversorgung“ zur Verfügung stellen. Im konkreten Fall sind dies min-
destens 192 m³/h = 3200 l/Min. bei einem Mindestfließdruck von 1,5 bar. 
Nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 erfasst der Löschbereich 

 X 
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sämtliche Löschwasserentnahmemöglichkeiten in einem Umkreis von 
300 m um das Brandobjekt. 

66.11 Fehlende Verhältnismäßigkeit 

Nach unserem Ermessen wird mit dem geplanten Vorhaben das Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit und Angemessenheit verletzt. Es gilt der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz und das nachbarschaftliche Rücksichtnahmegebot. Wir fühlen 
uns durch die aktuelle Ausgestaltung des Vorhabens jeweils individuell und 
qualifiziert negativ betroffen. 

Änderungsvorschlag zu 66.11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 66.1 bis 66.10.  

Die Belange der Nachbarn wurden ermittelt und berücksichtigt. Sie müs-
sen aber gegenüber den Belangen des Gewerbegebiets in gewissem 
Umfang zurückstehen. Der Bebauungsplan wird lediglich so angepasst, 
dass eine schon bisher durch einen bestehenden Bebauungsplan zuge-
lassene gewerbliche Nutzungsmöglichkeit auch für ein Rechenzentrum 
möglich ist. Es gibt aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung einen 
erheblichen Bedarf an Rechenzentrumskapazitäten. Das Plangebiet 
eignet sich hierfür gut. Nachbarliche Belange, insbesondere der Schutz 
vor schädlichen Immissionen, werden durch die Planung berücksichtigt 
bzw. sind auf Ebene der Vorhabenzulassung bzw. -durchführung zu be-
achten. 

  

67. Bürger 4 (27.03.2025) 
67.1 Mit dem beiligenden [sic] Schreiben erklären wir uns als direkt betroffene An-

wohner „im Schleid“ [sic] mit dem oben genannten Vorhaben nicht einverstan-
den. 

Wir sind Eigentümer zweier Wohnungen in der Siemensstrasse [sic] und wer-
den durch die geplante Baumassnahme [sic] erheblich benachteiligt: als Eigen-
tümer im Wert der Immobilie und fuer [sic] die Wohnqualität unserer Mieter. 

Wir fühlen uns durch die aktuelle Ausgestaltung des Vorhabens jeweils indivi-
duell und qualifiziert negativ betroffen. Nähere Details entnehmen Sie bitte dem 
Schreiben anbei. 

Änderungsvorschlag zu 67.1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 67.2 bis 67.14 

  

67.2 Mit dem Schreiben erklären wir uns als direkt betroffenen Anwohner „im 
Schleid“ mit dem oben genannten Vorhaben nicht einverstanden.  

Harmonisierung mit der bisherigen Stadtentwicklung 

Der Bau des Rechenzentrums im Baugebiet "Im Schleid" wirft Fragen auf, ob 
es mit der bisherigen Stadtentwicklung harmoniert, da Bad Vilbel als lebens-
werter Vorort für Familien gilt. Trotz der im Plan erwähnten Maßnahmen wird 
der Bau aufgrund der zusätzlichen Verkehrsbelastung, der Veränderungen im 

Änderungsvorschlag zu 67.2: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen 
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Landschaftsbild und der industriell geprägten Bebauung (mit 36 Schonsteinen) 
von Anwohnern als nicht vollständig harmonisch empfunden. 

Notstromgeneratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstrom-
generatoren ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich. 
Parallel zur Erstellung Bebauungsplanentwurfs wurde durch die iMA 
Richter & Röckle GmbH & Co. KG, Freiburg, eine Schornsteinhöhener-
mittlung durchgeführt. Die Festsetzung zur Schornsteinhöhe erfolgt auf 
der Grundlage dieser Schornsteinhöhenermittlung, jedoch mit einer aus-
reichenden Sicherheit, da die abschließende Schornsteinhöhenberech-
nung erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Ge-
nehmigungsverfahren erfolgt. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Die Festlegung der konkreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rah-
men der Bauplanung. Der Bebauungsplan gibt hierfür den planungs-
rechtlichen Rahmen vor. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt.  

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
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ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 

Bei einem Rechenzentrum handelt es sich um eine gewerbliche Nut-
zung und nicht um eine industrielle Nutzung. Die Ausweisung eines Ge-
werbegebietes gem. § 8 BauNVO ist korrekt. Die Ausweisung eines In-
dustriegebietes gem. § 9 BauNVO ist auch unter der Berücksichtigung 
des konkreten Vorhabens inklusive der Errichtung von Notstromgenera-
toren nicht erforderlich. 

Im Rahmen der städtebaulichen Entwicklung des südlich an das Plan-
gebiet angrenzenden Baugebietes „Krebsschere“ wurden in den ver-
gangenen Jahren umfassende und weiträumige Verkehrsuntersuchun-
gen durchgeführt. Hierbei wurden alle bekannten Entwicklungsvorhaben 
im Umfeld berücksichtigt. Dies betraf auch das vorliegende Plangebiet 
der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Bis zur Verkehrsun-
tersuchung vom April 2024, die zur 13. Änderung des Bebauungsplans 
„Krebsschere“ durchgeführt wurde, allerdings noch vor dem Hintergrund 
der Ansiedlung eines Möbelhauses innerhalb des Plangebietes. Das 
hierzu prognostizierte Fahrtenaufkommen lag bei insgesamt 2.800 Kfz-
Fahrten an einem Normalwerktag. Der Normalwerktag bzw. die werk-
tägliche Spitzenstunde wird bei verkehrstechnischen Nachweisen und 
der Dimensionierung von Verkehrsanlagen als bemessungsrelevant zu-
grunde gelegt.  

Darüber hinaus wurden auch die Spitzenzeiten eines Möbelmarktes am 
Freitag und Samstag überprüft. Die Verkehrsuntersuchungen kamen 
dabei jeweils zu dem Ergebnis, dass die Knotenpunkte im Zuge der 
‚Nordumgehung‘ (L 3008) die für den Prognosezeitraum bis 2035 zu er-
wartenden Verkehrsbelastungen in mindestens „ausreichender“ Weise 
(QSV = D) aufnehmen und abwickeln können und dass die verkehrliche 
Erschließung der Plangebiete, einschließlich des Bebauungsplans der 
5. Änderung „Im Schleid“, gesichert ist. 

Dies galt für das Verkehrsaufkommen durch den ehemals geplanten 
Möbelmarkt mit werktäglich rund 2.800 Kfz-Fahrten. Die aktuelle Ver-
kehrsuntersuchung zum Bebauungsplan vom Dezember 2024 zeigt, 
dass künftig durch die Entwicklung eines Rechenzentrumscampus ein 
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deutlich geringeres Fahrtenaufkommen zu erwarten ist. Dieses wurde 
mit rund 400 Kfz-Fahrten, jeweils 200 im Ziel- und im Quellverkehr, prog-
nostiziert und liegt somit bei rund 14% der ursprünglichen Verkehrs-
menge. Folgerichtig ergeben die Berechnungsergebnisse auch etwas 
verbesserte Verkehrsabläufe, die an der Plangebietsanbindung sowie 
am Übergang zur B3 bei „befriedigend“ (QSV = C) liegt.  

Die Ergebnisse der vorgenannten Verkehrsuntersuchungen bestätigen 
zusammenfassend, dass auch größere Schwankungen in den Ver-
kehrsbelastungen, auch wenn diese regelhaft nicht zur Dimensionierung 
und zum Nachweis herangezogen werden, vom bestehenden Verkehrs-
netz aufgenommen und abgewickelt werden können. 

67.3 Wir als Familien haben große Bedenken, dass die industrielle Nutzung das 
wohnliche Ambiente beeinflusst. Die Errichtung von Industrieanlagen steht 
nicht im Einklang mit der familienfreundlichen Ausrichtung des Gebiets und 
kann zukünftige Entwicklungen in einem traditionellen Vorort gefährden. Dies 
steht im möglichen Widerspruch zur bisherigen Nutzung als Wohngebiet mit 
Spielplatz, Grundschule und Familienzentrum. 

Änderungsvorschlag zu 67.3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei einem Rechenzentrum handelt es sich um eine gewerbliche Nut-
zung und nicht um eine industrielle Nutzung. Die Ausweisung eines Ge-
werbegebietes gem. § 8 BauNVO ist korrekt. Die Ausweisung eines In-
dustriegebietes gem. § 9 BauNVO ist nicht erforderlich. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die Änderung des Charakters des angrenzenden Wohngebietes „Im 
Schleid“ durch das geplante Vorhaben erfolgt nicht. 

Die Anwohner haben kein darüberhinausgehendes Recht darauf, dass 
sich die Umgebung ihres Wohngebiets nicht ändert. Insbesondere der 
„familienfreundliche“ Charakter des Gebiets wurde zwar berücksichtigt, 
seine Beeinträchtigung ist jedoch hinzunehmen. 
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67.4 Schallschutz im Bereich der Wohnbebauung 

In dem Gutachten Nr. 324P6 G2 wird angegeben, dass die Dezibel-Belastung 
durch das Rechenzentrum auf der GE 1, der Lagerfläche GE 2 und dem Um-
spannwerk tagsüber in der Nähe des Messpunktes zwischen 45-50 dB liegen 
wird. Tagsüber wird hier mit einer Zeit von 6 - 22 Uhr definiert. In der Berech-
nung wird davon ausgegangen, dass der dort prognostizierte maximale Wert 
von 50 dB tagsüber theoretisch um 1 dB unterschritten wird. Außerhalb dieser 
Zeit werden die Werte durch Schalldämpfer auf circa 30 dB reduziert. 

Bei hypothetischen Berechnungen wird aus nachvollziehbaren Gründen in der 
Regel mit bestmöglichen und standardisierten Annahmen gearbeitet. Diese An-
nahmen müssen aber in der Realität nicht zwangsläufig auch eintreten. Daher 
ist die geschilderte Varianz von 1 dB als deutlich zu gering einzustufen, da 
Schwankungsbreiten (Wetter, Wind) eine deutlich höhere akustische Belastung 
zur Folge haben können. So ist beispielsweise aktuell der Straßenverkehr auf 
der B3 je nach Wetterlage und Uhrzeit stärker zu hören oder auch schwächer. 

Die Frage ist also, wie sich der Lärmpegel durch Umwelteinflüsse entwickeln 
würde und ob dadurch mit einer noch höheren Belastung zu rechnen wäre. 

Änderungsvorschlag zu 67.4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Der Unterschied der Schallimmissionspegel zwischen tags und nachts 
ergibt sich aus den unterschiedlichen Betriebszuständen der Anlagen 
und nicht durch „Schalldämpfer“. Nachts sind die im Dauerbetrieb be-
findlichen Kühlanlagen relevant, tags ist zusätzlich mit zeitweiligem Be-
trieb der Notstromaggregate und Fahrzeugverkehr zu rechnen. 

Schallimmissionsprognosen werden immer unter Berücksichtigung ei-
ner Worst-Case-Betrachtung durchgeführt. Beispielsweise liegt der 
Schallausbreitungsrechnung ein Volllastbetrieb aller Kühl- und Lüf-
tungsanlagen zugrunde, der praktisch eigentlich nie erreicht wird, da 
hierbei auch Sicherheiten in der Anlagenplanung Berücksichtigung fin-
den. Weiterhin wird eine Schallausbreitungsrechnung immer unter 
schallausbreitungsgünstigen Verhältnissen (Mitwind) vorgenommen. 
Dies ist in der TA Lärm so festgelegt. Auf Grundlage der Schallberech-
nung ist daher nicht davon auszugehen, dass das auf Grund des Be-
bauungsplans zulässige Vorhaben zu unzumutbaren Beeinträchtigun-
gen führen wird. Vielmehr werden die Immissionsrichtwerte mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auch bei ungünstigen Windverhältnissen eingehal-
ten.  

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass auch mit den konkre-
ten Anlagendaten (z. B. verwendete Geräte, Maschinen usw.) die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. 

  

67.5 Zudem stellt sich die Frage, ob der prognostizierte Schallwert, trotz Einhaltung 
der gesetzlichen Grenzwerte, eine gesundheitliche Belastung darstellen kann. 

Änderungsvorschlag zu 67.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die TA Lärm sorgt als Umsetzungsverordnung zum BImSchG dafür, 
dass „schädliche Umwelteinwirkungen“ im Sinne des Gesetzes vermie-
den werden. Die Schwelle für gesundheitliche Beeinträchtigungen durch 
Lärm liegt (u.a. gemäß einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts) bei 
60 dB(A) in der Nacht und 70 dB(A) tagsüber. Diese Werte liegen deut-
lich über den nach der TA Lärm zulässigen Werten. Auch die Werte der 
TA Lärm werden hier eingehalten. Die Werte, ab denen eine Gesund-
heitsgefährdung zu erwarten ist, werden hier bei weitem nicht erreicht. 

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – 5. Änderung Bebauungsplan „Im Schleid“, Änderungsvorschläge zur frühzeitigen Beteiligung gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 93 

  

Nr. Stellungnahme Änderungsvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

67.6 Luftverschmutzung 

Wir befürchten, dass die Luftverschmutzung durch den Betrieb der Schorn-
steine erheblich zunehmen würde und eventuell auch ein gesundheitliches Ri-
siko für die Anwohner in Kauf genommen wird auch wenn die technischen Stan-
dards hierbei berücksichtig werden. Es ist aktuell völlig unklar, welche Schad-
stoffimmissionen durch den Betrieb der Gebäude und der Schornsteine auf die 
anliegende Wohnbebauung und darüber hinaus zu erwarten sein wird.  

Auch hierfür fehlt eine Immissionsprognose für Staub, Staubinhaltsstoffe und 
Luftschadstoffe. 

Änderungsvorschlag zu 67.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. 

Im Bebauungsplanverfahren genügt die Prognose, dass der Bebau-
ungsplan voraussichtlich umsetzbar sein wird und die Errichtung der 
vorgesehenen Vorhaben nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Immis-
sionsrichtwerte unmöglich sein wird. Dies ist hier der Fall. 

Im Rahmen des Umweltberichts wurde eine mögliche Belastung durch 
Luftschadstoffe betrachtet. Durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen 
sowie den Betrieb eines Gewerbebetriebs innerhalb des Plangebietes, 
insbesondere eines Rechenzentrums, kann es zum Ausstoß von Luft-
schadstoffen kommen. Es ist aber nicht zu erwarten, dass das Rechen-
zentrum oder eine andere zulässige Nutzung unzumutbare Luftimmissi-
onen oder Elektrosmog ausstoßen und deshalb der Betrieb einge-
schränkt werden muss. Es ist zu erwarten, dass die maßgeblichen An-
forderungen aus der 44. BImSchV sowie der TA Luft eingehalten wer-
den. Möglicherweise zu erwartende Immissionen sind im Übrigen in ei-
nem Gewerbegebiet zu einem gewissen Grad hinzunehmen. Sie wer-
den überwogen durch das allgemeine Interesse, diese Fläche, wie unter 
anderem im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungs-
plan 2010 vorgesehen, gewerblich zu nutzen. Die Einhaltung der für die 
benachbarte Wohnbebauung maßgeblichen Immissionsrichtwerte ist im 
Übrigen bei der Umsetzung des Bebauungsplans zu beachten, wäre da-
her – soweit für das Vorhaben ein Genehmigungsverfahren durchzufüh-
ren ist – in diesem zu prüfen und nachzuweisen. 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

  

67.7 Wie sich der Rechenzentrumcampus auf die Belastung durch Elektrosmog aus-
wirken wird, ist indes auch nicht geklärt. 

Änderungsvorschlag zu 67.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
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angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. 

Im weiteren Planverfahren genügt die Prognose, dass der Bebauungs-
plan voraussichtlich umsetzbar sein wird und die Errichtung der vorge-
sehenen Vorhaben nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Immissions-
richtwerte unmöglich sein wird. Den möglicherweise entstehenden 
Emissionen kann auf Ebene der Vorhabenzulassung begegnet bzw. 
muss bei Umsetzung der Planung berücksichtigt werden. 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

67.8 Kann also definitiv jederzeit ausgeschlossen werden, dass durch den Betrieb 
des Rechenzentrums eine Verschlechterung der Luft- und Lebensqualität ein-
treten kann? 

Änderungsvorschlag zu 67.8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Mögliche Luft- und Lärmemissionen des zugelassenen Vorhabens wer-
den bereits auf Planebene berücksichtigt und durch verschiedene Fest-
setzungen verringert. Dazu gehört unter anderem der Grünzug, der das 
Gewerbegebiet von dem Wohngebiet trennt.  

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. Eine Ver-
schlechterung der Luftqualität gegenüber dem jetzigen Zustand ist je-
doch hinzunehmen, solange sie die maßgeblichen Grenzwerte nicht 
übersteigt. 

  

67.9 Einfluss der Bebauung auf das unmittelbare Umfeld 

Es sollen zwei sehr große Gebäudekomplexe mit einer Gesamtlänge von circa 
270 Metern, einer Breite von 140 Metern (inklusive jeweils 60 Meter für die 
Energiezentrale), einer Höhe von circa 50 Metern inklusive 36 Schornsteinen 
entstehen. Dies führt in mehreren Wahrnehmungsebenen zu einer äußert er-
heblichen, negativen Veränderung des näheren Wohnumfeldes. Allein die im-
mense Anzahl von 36 Schornsteinen vermittelt den Charakter in einem indust-
riellen Mischgebiet zu wohnen. 

Änderungsvorschlag zu 67.9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich.  
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Parallel zur Erstellung des Bebauungsplanentwurfs wurde durch die iMA 
Richter & Röckle GmbH & Co. KG, Freiburg, eine Schornsteinhöhener-
mittlung durchgeführt. Die Festsetzung zur Schornsteinhöhe erfolgt auf 
der Grundlage dieser Schornsteinhöhenermittlung, jedoch mit einer aus-
reichenden Sicherheit, da die abschließende Schornsteinhöhenberech-
nung erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Ge-
nehmigungsverfahren erfolgt. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Die Festlegung der konkreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens. Der Bebauungsplan gibt hierfür 
den planungsrechtlichen Rahmen vor. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt.  

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des 
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geplanten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde.  

Mit einer erheblichen negativen Veränderung des näheren Umfeldes 
des Wohngebietes „Im Schleid“ ist nicht zu rechnen. 

67.10 Durch die angedachte Höhe der Bauwerke, würde es insbesondere im Herbst 
bis in den Frühsommer ab den späten Nachmitttagstunden bis Sonnenunter-
gang in erheblichem Ausmaße zur Verschattung nahezu aller unmittelbar an-
grenzenden Wohnbauten und der Grünflächen kommen. 

Änderungsvorschlag zu 67.10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Im Rahmen der Objektplanung des geplanten Rechenzentrumscampus 
wurde eine Verschattungsstudie erstellt. Diese zeigt für die Planungsva-
rianten auf, dass eine Verschattung der östlich angrenzenden Wohnbe-
bauung selbst bei tiefstehender Sonne ausgeschlossen werden kann. 
Die entsprechenden Ergebnisse der Verschattungsstudie werden in der 
Begründung zum Bebauungsplan ergänzt.  

Die Belange der Belüftung und Lichtzufuhr und damit die Wohnqualität 
der bestehenden Nachbarbebauung werden durch die vorliegende Be-
bauungsplanänderung nicht negativ beeinträchtigt. Ungeachtet der Er-
gebnisse der Verschattungsstudie wird die ausreichende Belichtung, 
Belüftung und Besonnung von Nachbargrundstücken in aller Regel 
durch die Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflächenrege-
lung sichergestellt. (vgl. OVG Münster (2. Senat), Urteil vom 30.05.2017 
- 2 A 130/16) 

  

67.11 Der Charakter des angrenzenden, reinen Wohngebietes würde durch das Bau-
vorhaben erheblich verändert. Vielmehr ist zu erwarten, dass die Bebauung au-
ßerordentlich, negativen Einfluss auf den Bodenwert, den Bodenrichtwert und 
somit auf den Marktwert der anliegenden Wohnbebauung mit seinen einzelnen 
Wohnungen haben würde. 

Änderungsvorschlag zu 67.11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes 
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städtebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellen-
park“ ist seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbege-
bieten, getrennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem 
Trennungsgebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung 
getragen. Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde 
liegenden städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung 
nicht berührt. Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen 
Grundgedanken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung 
der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbebauung „Im Schleid“ ent-
stehen durch die Planung keine auszugleichenden Vermögensschäden. 
Spekulationen zur Wertminderung der Grundstücke sind nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. 

Bei dem angrenzenden Wohngebiet „Im Schleid“ handelt es sich um ein 
Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO und nicht um ein Reines 
Wohngebiet gem. § 3 BauNVO. 

Von einer erheblichen negativen Veränderung des Charakters des an-
grenzenden Wohngebietes „Im Schleid“ kann nicht gesprochen werden. 

67.12 Dass grundsätzlich auch eine Bewertung der Kompensation möglich und erfor-
derlich ist, wird bereits durch die vorliegende Landschaftsbildanalyse (Referenz 
0755961) offensichtlich. Hier wird eine Kompensationszahlung durch den land-
schaftlichen Eingriff kalkuliert und fällig. 

Daraus sollte folglich resultieren können, dass auch Kompensationszahlungen, 
zumindest für die Anwohner und Eigentümer zu erbringen wären, die unmittel-
bar von dem zur Realisierung angedachten Bauvorhaben betroffen wären. 

Änderungsvorschlag zu 67.12: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  
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Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 

Die Ersatzgeldzahlung für den Eingriff in das Landschaftsbild ist zu un-
terscheiden von einem hier nicht vorliegenden Eingriff in private Rechte. 
Die nachbarlichen Belange werden im Rahmen der Abwägung ange-
messen berücksichtigt. Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbe-
bauung „Im Schleid“ entstehen durch die Planung keine auszugleichen-
den Vermögensschäden. 

§ 39 BauGB regelt, dass Eigentümer […], die im berechtigten Vertrauen 
auf den Bestand eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans Vorberei-
tungen für die Verwirklichung von Nutzungsmöglichkeiten getroffen ha-
ben, die sich aus dem Bebauungsplan ergeben, angemessene Entschä-
digung in Geld verlangen können, soweit die Aufwendungen durch die 
Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Bebauungsplans an Wert 
verlieren. § 39 BauGB begründet hierbei jedoch keinen allgemeinen 
Schutz des Vertrauens, sondern beschränkt ihn auf solche Festsetzun-
gen, die sich auf das betreffende Grundstück selbst beziehen und auf 
Aufwendungen in Bezug auf dieses Grundstück (EZBK/Runkel, 139. EL 
August 2020, BauGB § 39 Rn. 8). Es genügt nicht, dass der Eigentümer 
auf den Fortbestand des Bebauungsplans im Allgemeinen vertraut hat. 
Nach dem Gesetz muss sich das Vertrauen auf den Bestand (also Fort-
bestand) der bisherigen, sein Grundstück betreffenden Festsetzungen 
beziehen (EZBK/Runkel, 139. EL August 2020, BauGB § 39 Rn. 12). 
Die an das Plangebiet angrenzende Wohnbebauung „Im Schleid“ ist von 
der Änderung des Bebauungsplans nicht betroffen. 

§ 42 BauGB sieht eine planungsschadensrechtliche Entschädigung für 
Vermögensnachteile aufgrund von planungsrechtlichen Eingriffen in die 
zulässige Nutzung eines Grundstücks vor (EZBK/Runkel, 139. EL Au-
gust 2020, BauGB § 42 Rn. 1). Für die an das Plangebiet angrenzenden 
Wohngrundstücke „Im Schleid“ erfolgen jedoch keine planungsrechtli-
chen Eingriffe in die zulässige Nutzung der Grundstücke. 

67.13 Umspannwerk neben dem Spielplatz 

Es fehlt eine Risikobewertung aus der hervorgehen sollte, welche Risiken 
(Emissionen, Elektrosmog, Brand etc.) mit dem Betrieb eines Umspannwerkes 

Änderungsvorschlag zu 67.13: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

 X 
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verbunden sind, wenn es sich vergleichsweise nah an einer öffentlichen Grün-
fläche, einem Spielplatz und anderen (öffentlichen) Einrichtungen befinden soll. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis zur erforderlichen Prüfung der Einhaltung 
der Anforderungen der 26. BImSchV in Bezug auf das Umspannwerk 
wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenommen. 

Ein erhöhtes Brandrisiko für den Spielplatz durch das geplante Um-
spannwerk ist nicht gegeben.  

Für das Plangebiet kann die Stadtwerke Bad Vilbel GmbH den geforder-
ten Löschwasserbedarf für den Grundschutz gem. DVGW-Arbeitsblatt 
W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die Öffentliche Trinkwas-
serversorgung“ zur Verfügung stellen. Im konkreten Fall sind dies min-
destens 192 m³/h = 3200 l/Min. bei einem Mindestfließdruck von 1,5 bar. 
Nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 erfasst der Löschbereich sämtli-
che Löschwasserentnahmemöglichkeiten in einem Umkreis von 300 m 
um das Brandobjekt. 

67.14 Fehlende Verhältnismäßigkeit 

Nach unserem Ermessen wird mit dem geplanten Vorhaben das Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit und Angemessenheit verletzt. Es gilt der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz und das nachbarschaftliche Rücksichtnahmegebot. Wir fühlen 
uns durch die aktuelle Ausgestaltung des Vorhabens jeweils individuell und 
qualifiziert negativ betroffen. 

Änderungsvorschlag zu 67.14: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 67.1 bis 67.13.  

Die Belange der Nachbarn wurden ermittelt und berücksichtigt. Sie müs-
sen aber gegenüber den Belangen des Gewerbegebiets in gewissem 
Umfang zurückstehen. Der Bebauungsplan wird lediglich so angepasst, 
dass eine schon bisher durch einen bestehenden Bebauungsplan zuge-
lassene gewerbliche Nutzungsmöglichkeit auch für ein Rechenzentrum 
möglich ist. Es gibt aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung einen 
erheblichen Bedarf an Rechenzentrumskapazitäten. Das Plangebiet 
eignet sich hierfür gut. Nachbarliche Belange, insbesondere der Schutz 
vor schädlichen Immissionen, werden durch die Planung berücksichtigt 
bzw. sind auf Ebene der Vorhabenzulassung bzw. -durchführung zu be-
achten. 

  

68. Bürger 5 - 7 (31.03.2025), Bürger 8 - 9 (01.04.2025), Bürger 10 - 14 (02.04.2025), Bürger 15 – 16 und 19 - 30 (03.04.2025), Bürger 31 – 35 (04.04.2025), 
Bürger 38 (07.04.2025) 

68.1 In Bezug auf die öffentliche Bekanntmachung vom 11.02.2025 zur frühzeitigen 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen der 5. Ände-
rung des Bebauungsplans "Im Schleid" nehme ich hiermit form- und fristgerecht 
Stellung. Ziel dieses Schreibens ist es, auf wesentliche rechtliche, städtebauli-
che, umweltbezogene und verfahrensbezogene Bedenken hinzuweisen, die 

Änderungsvorschlag zu 68.1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  
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aus Sicht der Unterzeichnenden die Genehmigungsfähigkeit und Zulässigkeit 
des geplanten Vorhabens in Frage stellen und mindestens eine vollumfängliche 
Neubewertung, gegebenenfalls die Verwerfung des Vorhabens, rechtfertigen. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 68.2 bis 68.26. 

68.2 1. Verletzung der städtebaulichen Entwicklungsziele und mangelnde Ge-
bietsverträglichkeit 

Die Stadt Bad Vilbel hat in den letzten zehn Jahren, seit 2015, eine intensive 
Wohnbauentwicklung vorangetrieben, wodurch das ursprünglich gewerblich 
geprägte Gebiet zunehmend in ein faktisches Wohngebiet übergeleitet wurde. 
Die Schaffung neuer Wohnquartiere in direkter Umgebung des Plangebiets hat 
zu einem grundlegenden Strukturwandel geführt, der bei der Bewertung der 
Zulässigkeit neuer Bauprojekte zwingend zu berücksichtigen ist.  

Die aktuell geplante Errichtung eines hochmodernen Rechenzentrumscampus 
mit Notstromgeneratoren und Schornsteinanlagen, Umspannwerk und intensi-
ven Versorgungs- sowie Logistikverkehren widerspricht dem Entwicklungsziel 
einer ruhigen, familienfreundlichen Wohnlage. 

Die Einordnung als "Gewerbegebiet" gem. § 8 BauNVO ist daher nicht mehr 
angemessen und widerspricht §1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB (Wahrung der Wohnbe-
dürfnisse der Bevölkerung). Ein solcher Strukturbruch ist städtebaulich unver-
hältnismäßig und wird der gelebten Realität nicht gerecht. 

Änderungsvorschlag zu 68.2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei einem Rechenzentrum handelt es sich um eine gewerbliche Nut-
zung und nicht um eine industrielle Nutzung. Die für den angestrebten 
Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromaggregate be-
dürfen zwar einer Genehmigung nach § 4 BImSchG. Allerdings ist da-
von auszugehen, dass angesichts der geringen Betriebsdauer, die auf 
Testläufe mit sehr geringem zeitlichem Aufwand sowie die wenigen 
Fälle eines Ausfalls des Stromnetzes beschränkt ist, keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen oder sonstigen Belästigungen entstehen werden. 
Vor diesem Hintergrund ist auch im Gewerbegebiet der Betrieb der Not-
stromaggregate zulässig. Denn aus der Genehmigungspflichtigkeit nach 
§ 4 BImSchG folgt nicht zwingend eine von den Notstromaggregaten 
ausgehende erhebliche Belästigung. Vielmehr ist insbesondere wegen 
der im Verhältnis zum Betrieb typischer Anlagen i.S.d. Nr. 1.1 des An-
hangs 1 der 4. BImSchV atypischen Betriebsweise der Notstromaggre-
gate für das Rechenzentrum von keiner erheblichen Belästigung auszu-
gehen. Anders als sonstige Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, 
Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas werden die Not-
stromgeneratoren nicht dauernd, sondern zeitlich nur äußerst limitiert 
bei Ausfall der sonstigen Stromversorgung betrieben, in aller Regel 
auch nicht alle Einzelgeneratoren gleichzeitig. 

Nach dem Betriebskonzept von Notstromaggregaten wären alle Gene-
ratoren nur im Falle eines Notfallbetriebs gleichzeitig in Betrieb. Das ist 
nach fachlicher Einschätzung nur äußerst selten der Fall. Stromausfälle 
beschränken sich in Deutschland jährlich auf statistisch ca. 12 bis 13 
Minuten pro Endverbraucher und auf äußerst seltene Ereignisse höhe-
rer Gewalt wie extreme Naturkatastrophen. Der Notstrombetrieb der Ag-
gregate fällt daher im Rahmen des gesamten Betriebs des Rechenzent-
rums kaum ins Gewicht.  

Die rein visuelle Veränderung eines Gebäudes mit Schornsteinen be-
gründet dabei nicht das Vorliegen eines Industriegebietes nach § 9 
BauNVO und eines erheblich belästigenden Gewerbebetriebs.  
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In der Gesamtschau kann somit keine erhebliche Belästigung festge-
stellt werden. Folglich handelt es sich bei einem Rechenzentrum mit 
Notstromgeneratoren um nicht erheblich belästigende Anlagen, die im 
Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO zulässig sind. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die Errichtung eines Rechenzentrumscampus innerhalb des Plangebie-
tes ist auch unter Berücksichtigung der östlich befindlichen Wohnbebau-
ung, die von dem Rechenzentrumscampus durch einen 80 – 100 m brei-
ten öffentlichen Grünzug getrennt ist, als städtebaulich verträglich und 
verhältnismäßig zu beurteilen. Ein Strukturbruch liegt nicht vor. 

Ebenso wird den Belangen nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB an die allge-
meinen Anforderungen an gesunde Wohnbedürfnisse ausreichend 
Rechnung getragen. Die Verträglichkeit der Nutzungen ist sichergestellt. 
Insbesondere kommt das Schallgutachten des Büros Werner Genest 
und Partner Ingenieurgesellschaft mbH zu dem Ergebnis, dass nach ak-
tuell geplantem Planungsstand und bei Einhaltung der Schallschutz-
maßnahmen die Immissionsrichtwerte im Tag- und Nachtzeitraum an 
allen Immissionsorten eingehalten werden. Auch relevante Erschütte-
rungseinwirkungen sind nicht zu erwarten. 

68.3 2. Schutz des angrenzenden Spielplatzes – besonders schutzwürdige 
Nutzung 

In unmittelbarer Nähe des Plangebiets befindet sich ein öffentlicher Spielplatz, 
der Teil der familienfreundlichen Infrastruktur der jüngsten Neubaugebiete ist. 
Spielplätze stellen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB und § 22 BImSchG beson-
ders schutzbedürftige Aufenthaltsbereiche dar – insbesondere für Kinder. Die 
Nähe zu einem großflächigen, 24/7 betriebenen Rechenzentrum mit techni-
scher Infrastruktur, Notstromanlagen, Lieferverkehr und Emissionen 

Änderungsvorschlag zu 68.3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Für das Plangebiet ist bereits jetzt ein Gewerbegebiet ausgewiesen. 
Dies war bei Errichtung des Spielplatzes bekannt. Durch die nun geän-
derten Festsetzungen sind keine erheblichen zusätzlichen negativen 
Auswirkungen zu erwarten. Zudem ist ein Spielplatz nicht grundsätzlich 
schutzwürdiger als die Wohnbebauung. 
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widerspricht den Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse und sichere 
Aufenthaltsräume für Kinder. 

• Wir fordern eine explizite immissionsschutzrechtliche Prüfung der Auswir-
kungen auf den Spielplatz. Sollte diese fehlen oder unzureichend erfolgen, 
ist das Verfahren in diesem Punkt angreifbar. 

Das Schallgutachten des Büros Werner Genest und Partner Ingenieur-
gesellschaft mbH kommt zu dem Ergebnis, dass am östlich des Plange-
bietes befindlichen Spielplatz der Vorgabewert der TA Lärm für den Ta-
geszeitraum eines „Allgemeinen Wohngebiets (WA)“ nicht erreicht wird. 
Eine maßgeblich Beeinträchtigung durch Geräuschimmissionen ist nach 
sachverständiger Einschätzung damit nicht zu erwarten.. 

68.4 3. Unverhältnismäßige Ausdehnung im Vergleich zu früheren Projekten 
(Möbelhaus Segmüller) 

Das frühere Bauvorhaben auf dem Gelände – das Möbelhaus Segmüller – 
wurde trotz bereits erteilter Genehmigung nicht realisiert. Die Gründe lagen u.a. 
in einem langwierigen wettbewerbsrechtlichen Verfahren mit einer Nachbar-
stadt. Entscheidend ist jedoch: Das Projekt war erheblich kleiner als der nun 
geplante Rechenzentrumscampus und wurde genehmigt, bevor (ca [sic] 2010, 
damit 5 Jahre vor der Wohnbauentwicklung) die heute bestehenden Wohnge-
biete entstanden. Schon damals bestanden städtebauliche Bedenken – sie gel-
ten heute umso mehr. Es wäre unvertretbar, ein weit größeres Projekt mit hö-
herer Umwelt- und Verkehrsbelastung in einem mittlerweile stark verdichteten 
Wohnumfeld zu genehmigen. 

Änderungsvorschlag zu 68.4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen.Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung ist 
im Hinblick auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden als städ-
tebaulich verträglich zu bewerten und entspricht dem planerischen Wil-
len der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit.  

Ausweislich der Verkehrsuntersuchung des Büros IMB-Plan GmbH ist 
eine deutlich niedrigere Verkehrsbelastungen durch das konkrete Vor-
haben der Errichtung eines Rechenzentrums zu erwarten als durch ein 
Möbelhaus. Auch durch andere zulässige Nutzungen im Plangebiet wer-
den keine Mehrverkehre erwartet als für die durch den bisherigen Be-
bauungsplan zulässigen Vorhaben. Insbesondere ist die Nutzung durch 
Einzelhandelsbetriebe, Vergnügungsstätten und Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke mit typischerweise ho-
hem Publikumsverkehr nun durch die Festsetzungen dieses Bebau-
ungsplans ausgeschlossen. 

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – 5. Änderung Bebauungsplan „Im Schleid“, Änderungsvorschläge zur frühzeitigen Beteiligung gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 103 

  

Nr. Stellungnahme Änderungsvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

Nach dem Umweltbericht sind keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen auf die Schutzgüter zu erwarten u.a ist gegenüber anderen Ge-
werben bei Rechenzentren sogar positiv hervorzuheben, dass der 
Stromverbrauch des Rechenzentrums nach den Anforderungen des 
EnEfG ab dem 1. Januar 2027 bilanziell zu 100 Prozent durch erneuer-
bare Energien abgedeckt wird. 

Die ursprüngliche 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ für die 
Errichtung eines Möbelmarktes ist nie rechtswirksam geworden. 

68.5 4. Eingriff in das Landschaftsbild – unzureichende Kompensation 

Gemäß Landschaftsbildanalyse (S. 1–11) liegt das Plangebiet in einem natur-
räumlich sensiblen Bereich. Eingriffe in das Landschaftsbild unterliegen gemäß 
§ 14 BNatSchG der Ausgleichspflicht. Die im Vorentwurf vorgesehenen Kom-
pensationsmaßnahmen (Landschaftsgestaltungszonen LGZ) erscheinen je-
doch weder qualitativ noch räumlich geeignet, um die erheblichen optischen 
und ökologischen Auswirkungen der geplanten Großanlagen (Rechenzentren, 
Schornsteine, Umspannwerk) wirksam zu kompensieren. 

• Wir fordern die Einholung eines externen Gegengutachtens zur Angemes-
senheit der Kompensation. 

Änderungsvorschlag zu 68.5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Landschaftsbildanalyse stellt ein Verfahren zur Ermittlung und Be-
wertung des Landschaftsbildes nach Anlage 1 zur Ausgleichsabgaben-
verordnung (AAV) 1995 dar. Das Verfahren dient der Ermittlung einer 
Ausgleichsabgabe, stellt jedoch nicht die alleinige Entscheidungsgrund-
lage für die Zulässigkeit des Eingriffs dar. 

Nach den Ergebnissen der Landschaftsbildanalyse führt das geplante 
Rechenzentrum insgesamt zu einer mittleren Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 
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68.6 5. Lärmemissionen – Diskrepanz zwischen Planung und Betrieb 

Die schalltechnische Machbarkeitsstudie geht von der Einhaltung der TA Lärm 
aus – jedoch nur unter idealisierten Annahmen, etwa zur gleichmäßigen Be-
triebsweise, gedämpften Nachtbelastung, Verwendung lärmmindernder Tech-
nik und fehlender Störfälle. Das Bauvorhaben umfasst jedoch dieselbetriebene 
Generatoren, Lüftungsaggregate und Kühlanlagen, deren tatsächlicher Betrieb 
von den Annahmen der Studie stark abweichen kann. 

• Die Studie und das Bauvorhaben stimmen in wesentlichen Betriebsdetails 
nicht überein. Dies stellt die Validität der Emissionsprognose infrage. 

Änderungsvorschlag zu 68.6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die schalltechnischen Untersuchungen erfolgen nicht anhand „ideali-
sierter Annahmen“, sondern nach denkbar ungünstigen Betriebsverhält-
nissen, um auch für alle denkbaren Lastfälle ausreichende Betriebssi-
cherheit zu erhalten. Unter anderem sind die Kühlanlagen aus schall-
technischer Sicht so ausgelegt, dass diese bei einer angenommenen 
maximalen Außenlufttemperatur die erforderliche Kühlleistung erbrin-
gen. Da bei der Auslegung auch anlagentechnische Sicherheiten (Re-
dundanzen) vorgesehen werden, ist im Regelfall von einem Teillastbe-
trieb der Anlagen auszugehen, was nochmals zu deutlich niedrigeren 
Schallimmissionspegel führt. Der Nachweis für ein Genehmigungsver-
fahren berücksichtigt aber einen im Regelfall nicht oder nur in Ausnah-
mefällen zu erwartenden Volllastbetrieb aller Anlagen. Die Ergebnisse 
liegen somit auf der „sicheren Seite“. 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass auch mit den konkre-
ten Anlagendaten (z. B. verwendete Geräte, Maschinen usw.) die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. 

Die dennoch entstehenden Immissionen sind in einem Gewerbegebiet 
bzw. in seiner unmittelbaren Nähe hinzunehmen, um die Ansiedelung 
von Gewerbebetrieben zu ermöglichen.  

  

68.7 6. Verkehrliche Erschließung und unrealistische Prognosen 

Die Verkehrsuntersuchung geht von 2.800 zusätzlichen Kfz-Fahrten/Tag aus – 
bei idealer, gleichmäßiger Verteilung. Berücksichtigt werden jedoch weder sai-
sonale Schwankungen noch Stoßzeiten durch Lkw-Anlieferungen, Schicht-
wechsel noch Wartungsverkehr. Auch Notfall- oder Ausweichszenarien sind 
nicht berücksichtigt. 

• Wir fordern eine realitätsnahe Neubewertung der Verkehrsbelastung und 
ein begleitendes Mobilitätskonzept. 

Änderungsvorschlag zu 68.7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der städtebaulichen Entwicklung des südlich an das Plan-
gebiet angrenzenden Baugebietes „Krebsschere“ wurden in den ver-
gangenen Jahren umfassende und weiträumige Verkehrsuntersuchun-
gen durchgeführt. Hierbei wurden alle bekannten Entwicklungsvorhaben 
im Umfeld berücksichtigt. Dies betraf auch das vorliegende Plangebiet 
der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Bis zur Verkehrsun-
tersuchung vom April 2024, die zur 13. Änderung des Bebauungsplans 
„Krebsschere“ durchgeführt wurde, allerdings noch vor dem Hintergrund 
der Ansiedlung eines Möbelhauses innerhalb des Plangebietes. Das 
hierzu prognostizierte Fahrtenaufkommen lag bei insgesamt 2.800 Kfz-
Fahrten an einem Normalwerktag. Der Normalwerktag bzw. die 
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werktägliche Spitzenstunde wird bei verkehrstechnischen Nachweisen 
und der Dimensionierung von Verkehrsanlagen als bemessungsrele-
vant zugrunde gelegt.  

Darüber hinaus wurden auch die Spitzenzeiten eines Möbelmarktes am 
Freitag und Samstag überprüft. Die Verkehrsuntersuchungen kamen 
dabei jeweils zu dem Ergebnis, dass die Knotenpunkte im Zuge der 
‚Nordumgehung‘ (L 3008) die für den Prognosezeitraum bis 2035 zu er-
wartenden Verkehrsbelastungen in mindestens „ausreichender“ Weise 
(QSV = D) aufnehmen und abwickeln können und dass die verkehrliche 
Erschließung der Plangebiete, einschließlich des Bebauungsplans der 
5. Änderung „Im Schleid“, gesichert ist. 

Dies galt für das Verkehrsaufkommen durch den ehemals geplanten 
Möbelmarkt mit werktäglich rund 2.800 Kfz-Fahrten. Die aktuelle Ver-
kehrsuntersuchung zum Bebauungsplan vom Dezember 2024 zeigt, 
dass künftig durch die Entwicklung eines Rechenzentrumscampus ein 
deutlich geringeres Fahrtenaufkommen zu erwarten ist. Dieses wurde 
mit rund 400 Kfz-Fahrten, jeweils 200 im Ziel- und im Quellverkehr, prog-
nostiziert und liegt somit bei rund 14% der ursprünglichen Verkehrs-
menge. Folgerichtig ergeben die Berechnungsergebnisse auch etwas 
verbesserte Verkehrsabläufe, die an der Plangebietsanbindung sowie 
am Übergang zur B3 bei „befriedigend“ (QSV = C) liegt.  

Die Ergebnisse der vorgenannten Verkehrsuntersuchungen bestätigen 
zusammenfassend, dass auch größere Schwankungen in den Ver-
kehrsbelastungen, auch wenn diese regelhaft nicht zur Dimensionierung 
und zum Nachweis herangezogen werden, vom bestehenden Verkehrs-
netz aufgenommen und abgewickelt werden können. Aus diesen Grün-
den ist weder eine Neubewertung noch ein begleitendes Mobilitätskon-
zept erforderlich. Auswirkungen auf den Bebauungsplan sind hiermit 
nicht verbunden. 

68.8 7. Kritische Infrastruktur – BImSchG-pflichtige Anlagenteile 

Mit dem geplanten Umspannwerk und der Vielzahl an Notstromgeneratoren 
entstehen potenziell genehmigungspflichtige Anlagen gem. Bundesimmissi-
onsschutzgesetz (BImSchG). Dies betrifft insbesondere Emissionen (Abgase, 
Lärm), Brandschutz sowie die Notfallplanung bei Stromausfällen. 

Änderungsvorschlag zu 68.8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, 
sondern der nachfolgenden Genehmigungsplanung. 

Die Erforderlichkeit eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG ist 
bekannt. Mögliche Konflikte durch das geplante Umspannwerk und der 
Notstromgeneratoren können im Rahmen des baurechtlichen und im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens bewältigt werden. 
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Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

68.9 • Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nach § 7 UVPG einzufor-
dern. Alternativ sind klare Stellungnahmen der zuständigen Behörden (z. 
B. Regierungspräsidium, Umweltamt) einzuholen. 

Änderungsvorschlag zu 68.9: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Umweltbericht gem. BauGB erstellt. Wenn 
später für die Umsetzung des Vorhabens eine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) gesetzlich gefordert ist, wird diese durchgeführt. 

  

68.10 8. Starkregenereignisse, Versiegelung und Gewässergefährdung 

Am 2. Mai 2024 kam es im Bereich Siemensstraße […] in Bad Vilbel infolge 
eines Starkregenereignisses zu einer Überflutung des Wohnhauses. Dieses Er-
eignis hat deutlich gemacht, dass das bestehende Entwässerungssystem be-
reits jetzt überlastet ist. Eine zusätzliche Versiegelung von mehr als 10 Hektar 
Fläche durch das geplante Vorhaben wird das Risiko weiterer Überschwem-
mungen massiv erhöhen. 

Wir stellen daher in Frage, ob die Stadt Bad Vilbel überhaupt ausreichende 
hydraulische und wasserwirtschaftliche Maßnahmen ergriffen hat, um das ge-
samte neu entwickelte Wohngebiet als "geeignet" für eine dauerhafte Wohn-
nutzung auszuweisen.  

Änderungsvorschlag zu 68.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das bereits errichtete Wohngebiet im Bereich der Siemensstraße der 
Stadt Bad Vilbel befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs der 5. 
Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Hydraulische und wasser-
wirtschaftliche Maßnahmen, die das Wohngebiet betreffen, sind nicht 
Regelungsgegenstand der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im 
Schleid“. 

  

68.11 Die Karten des Hessischen Landesamts für Naturschutz, Umwelt und Geologie 
(HLNUG) weisen das Areal als potenzielles Starkregenrisikogebiet aus. 

• Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Stadt zur Starkregenvorsorge? 

Änderungsvorschlag zu 68.11: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Innerhalb des Plangebietes wird das erforderliche Regenrückhaltevolu-
men statt für das mindestens erforderliche 5-jährliche Regenereignis für 
ein 10-jährliches Regenereignis ausgelegt. 

Damit wird eine Sicherheit gegenüber dem mindestens erforderlichen 
Regenrückhaltevolumen von gut 23 % erreicht. 

Der Regenwasserkanal in der Landesstraße L 3008 hat bei dem 3-jähr-
lichen Bemessungsregen in allen Kanalhaltungen mind. eine 30%ige 
Reserve in der Vollfüllleistung. 

  

68.12 • Wurde im Rahmen der ursprünglichen Planung und Genehmigung des 
Wohngebiets ein Gesamtkonzept zur „Eignung“ des Areals vorgelegt und 
genehmigt?  

Änderungsvorschlag zu 68.12: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Begründung: 

Das bereits errichtete Wohngebiet im Bereich der Siemensstraße der 
Stadt Bad Vilbel befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs der 5. 
Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Hydraulische und wasser-
wirtschaftliche Maßnahmen, die das Wohngebiet betreffen, sind nicht 
Regelungsgegenstand der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im 
Schleid“. 

Der Regenwasserkanal in der Siemensstraße hat bei dem 3-jährlichen 
Bemessungsregen in allen Kanalhaltungen mind. eine 25%ige Reserve 
in der Vollfüllleistung. Weiterhin hat auch der weiterführende Kanal in 
der L 3008 hat eine mindestens 35%ige Reserve in der Vollfüllleistung. 

68.13 • In wieweit wurde im Hinblick auf zukünftige Entwicklungen, wie die Erwei-
terung durch das geplante Rechenzentrum, berücksichtigt? 

Änderungsvorschlag zu 68.13: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das Baugebiet „Im Schleid“ wurde schon im Generalentwässerungsplan 
der Stadt Bad Vilbel von 1984, unabhängig von der Art der Bebauung, 
berücksichtigt. Zudem findet das Baugebiet „Im Schleid“ im aktuellen 
Generalentwässerungsplan von November 2017 mit der geplanten Nut-
zung eines Gewerbegebietes und der bestehenden Nutzung eines 
Wohngebietes Berücksichtigung.  

  

68.14 • Wird das zusätzliche Retentionsvolumen nachgewiesen? Änderungsvorschlag zu 68.14: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Das Volumen für eine Regenrückhaltung mit gedrosseltem Abfluss wird 
für ein 10-jährliches Regenereignis ausgelegt. Der Nachweis erfolgt 
nach DWA-A 117 mit den aktuell gültigen Niederschlagsdaten nach 
KOSTRA-DWD 2020, 4.2.1. 

  

68.15 • Gibt es ein ganzheitliches Wassermanagementkonzept? Änderungsvorschlag zu 68.15: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Für das gesamte Einzugsgebiet der Stadt Bad Vilbel wurde in den Jah-
ren 2013 bis 2024 der Generalentwässerungsplan überarbeitet. 
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Der hydraulische Nachweis für das Baugebiet „Im Schleid“ wurde im No-
vember 2017 erarbeitet. Die Entwässerung des Plangebiets entspricht 
den Vorgaben des Generalentwässerungsplans.  

68.16 Ohne diese Nachweise ist eine Genehmigung des Bebauungsplans nicht nur 
unverantwortlich, sondern rechtlich angreifbar. 

Änderungsvorschlag zu 68.16: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 68.11 bis 68.15. 

  

68.17 9. Unzureichende Öffentlichkeitsbeteiligung und Verfahrenszweifel 

Die Auslegung der Planunterlagen erfolgt primär über digitale Plattformen. Da-
mit wird ein erheblicher Teil der Bevölkerung – insbesondere ältere Menschen, 
Menschen ohne Internetzugang oder technisches Verständnis – faktisch von 
der Beteiligung ausgeschlossen. Dies widerspricht dem Sinn des § 3 BauGB 
und dem Grundsatz der niederschwelligen, inklusiven Beteiligung. 

Änderungsvorschlag zu 68.17: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Wie der amtlichen Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-
teiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu entnehmen ist, wurde der Vorent-
wurf des Bebauungsplans, bestehend aus Planzeichnung, textlichen 
Festsetzungen, Begründung, Landschaftsbildanalyse, Machbarkeitsstu-
die zum Schallschutz, Verkehrsuntersuchung und Verkehrsuntersu-
chung zur 13. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ im Internet 
veröffentlicht und zusätzlich im Rathaus der Stadt Bad Vilbel zu jeder-
manns Einsichtnahme während den Dienststunden (Montag bis Mitt-
woch von 7.00 – 15.30 Uhr, Donnerstag von 07.00 bis 17.30 und Freitag 
von 7.00 bis 12.00 Uhr) öffentlich ausgelegt. Die frühzeitige Beteiligung 
wurde ordnungsgemäß nach den einschlägigen Vorschriften des Bau-
gesetzbuches durchgeführt.  

  

68.18 Zudem sind Zweifel an der umfassenden Information der Stadtverordnetenver-
sammlung über die tatsächliche Tragweite und langfristigen Folgen des Vorha-
bens angebracht. Die komplexe Aktenlage mit zahlreichen Gutachten ist für 
Laien schwer zugänglich. Damit liegt ein formeller Mangel in der Ausgestaltung 
der Beteiligung vor. 

Änderungsvorschlag zu 68.18: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Neben der Einsichtnahme der Unterlagen zum Vorentwurf des Bebau-
ungsplans, bestehend aus Planzeichnung, textlichen Festsetzungen, 
Begründung, Landschaftsbildanalyse, Machbarkeitsstudie zum Schall-
schutz, Verkehrsuntersuchung und Verkehrsuntersuchung zur 13. Än-
derung des Bebauungsplans „Krebsschere“, wurden die Unterlagen im 
Rahmen der Sitzungen des Ortsbeirates Kernstadt am 28.01.2025 und 
des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses am 04.02.2025 den Gre-
mienmitgliedern ausführlich vorgestellt und Rückfragen beantwortet. Die 
umfassende Information der politischen Mandatsträger zu den Unterla-
gen des Bebauungsplanvorentwurfs hat stattgefunden. Ein formaler 
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Mangel im Hinblick auf die Beteiligung der politischen Mandatsträger 
liegt nicht vor.  

68.19 • Wir fordern eine Fristverlängerung, barrierefreie Informationsveranstaltun-
gen sowie die umfassende Aufklärung der Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger. 

Änderungsvorschlag zu 68.19: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die betroffene Öffentlichkeit hat im Rahmen des noch durchzuführen-
den Beteiligungsverfahrens gem. § 3 Abs. 2 BauGB erneut die Möglich-
keit, sich zu der vorliegenden Bebauungsplanänderung zu äußern. 

Eine Fristverlängerung zur Durchführung der frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde als nicht erforderlich er-
achtet, zumal im Rahmen der Veröffentlichungsfrist umfangreiche Stel-
lungnahmen von Seiten der Öffentlichkeit eingereicht wurden. Die an-
gesetzte Frist von einem Monat für die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteili-
gung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wird als angemessen und ausreichend 
beurteilt. Das Baugesetzbuch enthält keine Vorgabe für den Beteili-
gungszeitraum zur Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, auch ergibt sich 
aus dem Baugesetzbuch keine Erforderlichkeit zur Durchführung barri-
erefreier Informationsveranstaltungen. Die Verfahrensvorschriften des § 
3 Abs. 1 BauGB wurden vollumfänglich eingehalten. Vielmehr spricht 
der Umstand, dass der Gesetzgeber auch für die verpflichtende Öffent-
lichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB grundsätzlich einen Monat 
für die öffentliche Auslegung vorgesehen hat, für die Angemessenheit 
der gewählten Frist für die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Die Entscheidungsträger wurden, wie in den Änderungsvorschlägen zu 
68.17 und 68.18 erläutert, umfassend aufgeklärt.  

  

68.20 10. Datenschutzrechtliche Bedenken gemäß DSGVO 

Die Abgabe von Stellungnahmen erfordert die Preisgabe personenbezogener 
Daten, welche durch die Stadt Bad Vilbel und ein externes privates Planungs-
büro (Planergruppe ROB GmbH) verarbeitet werden. Es ist nicht ersichtlich, ob 
hierfür eine explizite, dokumentierte Einwilligung eingeholt wird. Zudem ist un-
klar, ob anonymisierte Einwendungen gleichwertig behandelt werden. 

• Wir fordern die Möglichkeit der anonymisierten Stellungnahme sowie eine 
transparente Darstellung des Verarbeitungsrahmens gemäß Art. 6 
DSGVO. 

Änderungsvorschlag zu 68.20: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Zuge der amtlichen Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
sowie der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung wurden umfangrei-
che Datenschutzhinweise in Bezug auf die Abgabe von Stellungnahmen 
gegeben. Die personenbezogenen Daten werden gemäß Artikel 6 Abs. 
1c und 1e der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens von der Stadt und dem mit der Auswertung der 
Stellungnahmen beauftragten Planungsbüro für die gesetzlich bestimm-
ten Dokumentationspflichten und für die Informationspflicht gegenüber 
den betroffenen Personen genutzt. Über die der betroffenen Person 
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zustehenden Rechte gemäß DGVO wurde im Rahmen der Bekanntma-
chung ebenso aufgeklärt.  

Im Rahmen der amtlichen Bekanntmachung wurde ebenso darauf hin-
gewiesen, dass Personen, welche eine Stellungnahme einreichen, mit 
der Abgabe der Stellungnahme der Verarbeitung aller von ihnen ange-
gebenen personenbezogenen Daten - dazu zählen insbesondere Vor- 
und Nachname, Anschrift, Telefonnummer, Mobilfunknummer, E-Mail-
Adresse – zustimmen. Jedem Einwender steht dabei frei, keine Anga-
ben zu personenbezogenen Daten zu machen oder von den in der Be-
kanntmachung erläuterten Rechten des Betroffenen gemäß DGVO Ge-
brauch zu machen.  

Anonymisierte Einwendungen werden gleichwertig behandelt. Gemäß § 
1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentli-
chen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen. Im Rahmen des Abwägungsgebotes ist dabei unbeachtlich, 
ob Stellungnahmen anonymisiert eingehen oder personenbezogene 
Daten angegeben werden.  

Gemäß § 4b BauGB wurde die Verfahrensdurchführung einem Dritten 
übertragen.  

68.21 Forderung 

Auf Basis der obigen Einwendungen fordern wir: 

1. Die sofortige Aussetzung des Aufstellungsverfahrens gemäß § 2 BauGB 
bis zur vollumfänglichen Klärung der vorgebrachten rechtlichen und fachli-
chen Bedenken; 

Änderungsvorschlag zu 68.21: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 68.2 bis 68.20. 

  

68.22 2. Eine öffentliche Anhörung gemäß § 4a Abs. 1 BauGB zur Diskussion aller 
Einwendungen; 

Änderungsvorschlag zu 68.22: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

§ 4a Abs. 1 BauGB sieht keine öffentliche Anhörung vor. 

Im Übrigen siehe Änderungsvorschlag zu 68.17. 

  

68.23 3. Eine Überarbeitung des Bebauungsplans mit Rücknahme der großflächi-
gen Infrastrukturflächen zugunsten kleinteiliger, wohnverträglicher Nut-
zung; 

Änderungsvorschlag zu 68.23: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 68.2 bis 68.5. 
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68.24 4. Die Offenlegung eines vollständigen Wasser- und Starkregenschutzkon-
zepts für das betroffene Wohngebiet; 

Änderungsvorschlag zu 68.24: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 68.10 bis 68.15. 

  

68.25 5. Die Durchführung einer immissionsschutzrechtlichen Prüfung für alle sen-
siblen Nachbarnutzungen, insbesondere den Spielplatz; 

Änderungsvorschlag zu 68.25: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 68.6. 

  

68.26 6. Eine Fristverlängerung und niedrigschwellige analoge Beteiligungsformate 
für alle Bevölkerungsgruppen. 

Änderungsvorschlag zu 68.26: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 68.17 und 68.19. 

  

69. Bürger 17 (03.04.2025) 
69.1 In Bezug auf die öffentliche Bekanntmachung vom 11.02.2025 zur frühzeitigen 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen der 5. Ände-
rung des Bebauungsplans "Im Schleid" nehme ich hiermit form- und fristgerecht 
Stellung. Ziel dieses Schreibens ist es, auf wesentliche rechtliche, städtebauli-
che, umweltbezogene und verfahrensbezogene Bedenken hinzuweisen, die 
aus Sicht der Unterzeichnenden die Genehmigungsfähigkeit und Zulässigkeit 
des geplanten Vorhabens in Frage stellen und mindestens eine vollumfängliche 
Neubewertung, gegebenenfalls die Verwerfung des Vorhabens, rechtfertigen. 

Änderungsvorschlag zu 69.1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 69.2 bis 69.26. 

  

69.2 1. Verletzung der städtebaulichen Entwicklungsziele und mangelnde Ge-
bietsverträglichkeit 

Die Stadt Bad Vilbel hat in den letzten zehn Jahren, seit 2015, eine intensive 
Wohnbauentwicklung vorangetrieben, wodurch das ursprünglich gewerblich 
geprägte Gebiet zunehmend in ein faktisches Wohngebiet übergeleitet wurde. 
Die Schaffung neuer Wohnquartiere in direkter Umgebung des Plangebiets hat 
zu einem grundlegenden Strukturwandel geführt, der bei der Bewertung der 
Zulässigkeit neuer Bauprojekte zwingend zu berücksichtigen ist.  

Die aktuell geplante Errichtung eines hochmodernen Rechenzentrumscampus 
mit Notstromgeneratoren und Schornsteinanlagen, Umspannwerk und 

Änderungsvorschlag zu 69.2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei einem Rechenzentrum handelt es sich um eine gewerbliche Nut-
zung und nicht um eine industrielle Nutzung. Die für den angestrebten 
Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromaggregate be-
dürfen zwar einer Genehmigung nach § 4 BImSchG. Allerdings ist da-
von auszugehen, dass angesichts der geringen Betriebsdauer, die auf 
Testläufe mit sehr geringem zeitlichem Aufwand sowie die wenigen 
Fälle eines Ausfalls des Stromnetzes beschränkt ist, keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen oder sonstigen Belästigungen entstehen werden. 
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intensiven Versorgungs- sowie Logistikverkehren widerspricht dem Entwick-
lungsziel einer ruhigen, familienfreundlichen Wohnlage. 

Die Einordnung als "Gewerbegebiet" gem. § 8 BauNVO ist daher nicht mehr 
angemessen und widerspricht §1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB (Wahrung der Wohnbe-
dürfnisse der Bevölkerung). Ein solcher Strukturbruch ist städtebaulich unver-
hältnismäßig und wird der gelebten Realität nicht gerecht. 

Vor diesem Hintergrund ist auch im Gewerbegebiet der Betrieb der Not-
stromaggregate zulässig. Denn aus der Genehmigungspflichtigkeit nach 
§ 4 BImSchG folgt nicht zwingend eine von den Notstromaggregaten 
ausgehende erhebliche Belästigung. Vielmehr ist insbesondere wegen 
der im Verhältnis zum Betrieb typischer Anlagen i.S.d. Nr. 1.1 des An-
hangs 1 der 4. BImSchV atypischen Betriebsweise der Notstromaggre-
gate für das Rechenzentrum von keiner erheblichen Belästigung auszu-
gehen. Anders als sonstige Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, 
Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas werden die Not-
stromgeneratoren nicht dauernd, sondern zeitlich nur äußerst limitiert 
bei Ausfall der sonstigen Stromversorgung betrieben, in aller Regel 
auch nicht alle Einzelgeneratoren gleichzeitig. 

Nach dem Betriebskonzept von Notstromaggregaten wären alle Gene-
ratoren nur im Falle eines Notfallbetriebs gleichzeitig in Betrieb. Das ist 
nach fachlicher Einschätzung nur äußerst selten der Fall. Stromausfälle 
beschränken sich in Deutschland jährlich auf statistisch ca. 12 bis 13 
Minuten pro Endverbraucher und auf äußerst seltene Ereignisse höhe-
rer Gewalt wie extreme Naturkatastrophen. Der Notstrombetrieb der Ag-
gregate fällt daher im Rahmen des gesamten Betriebs des Rechenzent-
rums kaum ins Gewicht.  

Die rein visuelle Veränderung eines Gebäudes mit Schornsteinen be-
gründet dabei nicht das Vorliegen eines Industriegebietes nach § 9 
BauNVO und eines erheblich belästigenden Gewerbebetriebs.  

In der Gesamtschau kann somit keine erhebliche Belästigung festge-
stellt werden. Folglich handelt es sich bei einem Rechenzentrum mit 
Notstromgeneratoren um nicht erheblich belästigende Anlagen, die im 
Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO zulässig sind. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 
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Die Errichtung eines Rechenzentrumscampus innerhalb des Plangebie-
tes ist auch unter Berücksichtigung der östlich befindlichen Wohnbebau-
ung, die von dem Rechenzentrumscampus durch einen 80 – 100 m brei-
ten öffentlichen Grünzug getrennt ist, als städtebaulich verträglich und 
verhältnismäßig zu beurteilen. Ein Strukturbruch liegt nicht vor. 

Ebenso wird den Belangen nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB an die allge-
meinen Anforderungen an gesunde Wohnbedürfnisse ausreichend 
Rechnung getragen. Die Verträglichkeit der Nutzungen ist sichergestellt. 
Insbesondere kommt das Schallgutachten des Büros Werner Genest 
und Partner Ingenieurgesellschaft mbH zu dem Ergebnis, dass nach ak-
tuell geplantem Planungsstand und bei Einhaltung der Schallschutz-
maßnahmen die Immissionsrichtwerte im Tag- und Nachtzeitraum an 
allen Immissionsorten eingehalten werden. Auch relevante Erschütte-
rungseinwirkungen sind nicht zu erwarten. 

69.3 2. Schutz des angrenzenden Spielplatzes – besonders schutzwürdige 
Nutzung 

In unmittelbarer Nähe des Plangebiets befindet sich ein öffentlicher Spielplatz, 
der Teil der familienfreundlichen Infrastruktur der jüngsten Neubaugebiete ist. 
Spielplätze stellen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB und § 22 BImSchG beson-
ders schutzbedürftige Aufenthaltsbereiche dar – insbesondere für Kinder. Die 
Nähe zu einem großflächigen, 24/7 betriebenen Rechenzentrum mit techni-
scher Infrastruktur, Notstromanlagen, Lieferverkehr und Emissionen wider-
spricht den Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse und sichere Aufent-
haltsräume für Kinder. 

• Wir fordern eine explizite immissionsschutzrechtliche Prüfung der Auswir-
kungen auf den Spielplatz. Sollte diese fehlen oder unzureichend erfolgen, 
ist das Verfahren in diesem Punkt angreifbar. 

Änderungsvorschlag zu 69.3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Für das Plangebiet ist bereits jetzt ein Gewerbegebiet ausgewiesen. 
Dies war bei Errichtung des Spielplatzes bekannt. Durch die nun geän-
derten Festsetzungen sind keine erheblichen zusätzlichen negativen 
Auswirkungen zu erwarten. Zudem ist ein Spielplatz nicht grundsätzlich 
schutzwürdiger als die Wohnbebauung. 

Das Schallgutachten des Büros Werner Genest und Partner Ingenieur-
gesellschaft mbH kommt zu dem Ergebnis, dass am östlich des Plange-
bietes befindlichen Spielplatz der Vorgabewert der TA Lärm für den Ta-
geszeitraum eines „Allgemeinen Wohngebiets (WA)“ nicht erreicht wird. 
Eine maßgeblich Beeinträchtigung durch Geräuschimmissionen ist nach 
sachverständiger Einschätzung damit nicht zu erwarten. 

  

69.4 3. Unverhältnismäßige Ausdehnung im Vergleich zu früheren Projekten 
(Möbelhaus Segmüller) 

Das frühere Bauvorhaben auf dem Gelände – das Möbelhaus Segmüller – 
wurde trotz bereits erteilter Genehmigung nicht realisiert. Die Gründe lagen u.a. 
in einem langwierigen wettbewerbsrechtlichen Verfahren mit einer Nachbar-
stadt. Entscheidend ist jedoch: Das Projekt war erheblich kleiner als der nun 
geplante Rechenzentrumscampus und wurde genehmigt, bevor (ca 2010, da-
mit 5 Jahre vor der Wohnbauentwicklung) die heute bestehenden Wohngebiete 
entstanden. Schon damals bestanden städtebauliche Bedenken – sie gelten 

Änderungsvorschlag zu 69.4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, 
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heute umso mehr. Es wäre unvertretbar, ein weit größeres Projekt mit höherer 
Umwelt-und Verkehrsbelastung in einem mittlerweile stark verdichteten Woh-
numfeld zu genehmigen. 

getrennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Tren-
nungsgebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung ge-
tragen. Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde lie-
genden städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht 
berührt. Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen 
Grundgedanken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung 
der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen.Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung ist 
im Hinblick auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden als städ-
tebaulich verträglich zu bewerten und entspricht dem planerischen Wil-
len der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit.  

Ausweislich der Verkehrsuntersuchung des Büros IMB-Plan GmbH ist 
eine deutlich niedrigere Verkehrsbelastungen durch das konkrete Vor-
haben der Errichtung eines Rechenzentrums zu erwarten als durch ein 
Möbelhaus. Auch durch andere zulässige Nutzungen im Plangebiet wer-
den keine Mehrverkehre erwartet als für die durch den bisherigen Be-
bauungsplan zulässigen Vorhaben. Insbesondere ist die Nutzung durch 
Einzelhandelsbetriebe, Vergnügungsstätten und Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke mit typischerweise ho-
hem Publikumsverkehr nun durch die Festsetzungen dieses Bebau-
ungsplans ausgeschlossen. 

Nach dem Umweltbericht sind keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen auf die Schutzgüter zu erwarten u.a ist gegenüber anderen Ge-
werben bei Rechenzentren sogar positiv hervorzuheben, dass der 
Stromverbrauch des Rechenzentrums nach den Anforderungen des 
EnEfG ab dem 1. Januar 2027 bilanziell zu 100 Prozent durch erneuer-
bare Energien abgedeckt wird. 

Die ursprüngliche 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ für die 
Errichtung eines Möbelmarktes ist nie rechtswirksam geworden. 

69.5 4. Eingriff in das Landschaftsbild – unzureichende Kompensation 

Gemäß Landschaftsbildanalyse (S. 1–11) liegt das Plangebiet in einem natur-
räumlich sensiblen Bereich. Eingriffe in das Landschaftsbild unterliegen gemäß 
§ 14 BNatSchG der Ausgleichspflicht. Die im Vorentwurf vorgesehenen Kom-
pensationsmaßnahmen (Landschaftsgestaltungszonen LGZ) erscheinen je-
doch weder qualitativ noch räumlich geeignet, um die erheblichen optischen 

Änderungsvorschlag zu 69.5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die Landschaftsbildanalyse stellt ein Verfahren zur Ermittlung und Be-
wertung des Landschaftsbildes nach Anlage 1 zur Ausgleichsabgaben-
verordnung (AAV) 1995 dar. Das Verfahren dient der Ermittlung einer 
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und ökologischen Auswirkungen der geplanten Großanlagen (Rechenzentren, 
Schornsteine, Umspannwerk) wirksam zu kompensieren. 

• Wir fordern die Einholung eines externen Gegengutachtens zur Angemes-
senheit der Kompensation. 

Ausgleichsabgabe, stellt jedoch nicht die alleinige Entscheidungsgrund-
lage für die Zulässigkeit des Eingriffs dar. 

Nach den Ergebnissen der Landschaftsbildanalyse führt das geplante 
Rechenzentrum insgesamt zu einer mittleren Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 

69.6 5. Lärm- und Strahlungsemissionen – Diskrepanz zwischen Planung und 
Betrieb 

Die schalltechnische Machbarkeitsstudie geht von der Einhaltung der TA Lärm 
aus – jedoch nur unter idealisierten Annahmen, etwa zur gleichmäßigen Be-
triebsweise, gedämpften Nachtbelastung, Verwendung lärmmindernder Tech-
nik und fehlender Störfälle. Das Bauvorhaben umfasst jedoch dieselbetriebene 
Generatoren, Lüftungsaggregate und Kühlanlagen, deren tatsächlicher Betrieb 
von den Annahmen der Studie stark abweichen kann. 

• Die Studie und das Bauvorhaben stimmen in wesentlichen Betriebsdetails 
nicht überein. Dies stellt die Validität der Emissionsprognose infrage. 

Änderungsvorschlag zu 69.6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die schalltechnischen Untersuchungen erfolgen nicht anhand „ideali-
sierter Annahmen“, sondern nach denkbar ungünstigen Betriebsverhält-
nissen, um auch für alle denkbaren Lastfälle ausreichende Betriebssi-
cherheit zu erhalten. Unter anderem sind die Kühlanlagen aus schall-
technischer Sicht so ausgelegt, dass diese bei einer angenommenen 
maximalen Außenlufttemperatur die erforderliche Kühlleistung erbrin-
gen. Da bei der Auslegung auch anlagentechnische Sicherheiten (Re-
dundanzen) vorgesehen werden, ist im Regelfall von einem Teillastbe-
trieb der Anlagen auszugehen, was nochmals zu deutlich niedrigeren 
Schallimmissionspegel führt. Der Nachweis für ein Genehmigungsver-
fahren berücksichtigt aber einen im Regelfall nicht oder nur in Ausnah-
mefällen zu erwartenden Volllastbetrieb aller Anlagen. Die Ergebnisse 
liegen somit auf der „sicheren Seite“. 
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Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass auch mit den konkre-
ten Anlagendaten (z. B. verwendete Geräte, Maschinen usw.) die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. 

Die dennoch entstehenden Immissionen sind in einem Gewerbegebiet 
bzw. in seiner unmittelbaren Nähe hinzunehmen, um die Ansiedelung 
von Gewerbebetrieben zu ermöglichen. 

In Bezug auf ein Rechenzentrum gibt es im Hinblick auf die elektromag-
netische Verträglichkeit strenge Vorgaben bzgl. der in einem Rechen-
zentrum eingebauten Server / IT-Komponenten. Die Empfindlichkeit die-
ser gegenüber elektromagnetischer Strahlung ist sehr hoch. Daher gibt 
es bei einem Rechenzentrum detaillierte Maßnahmen zum Schutz vor 
elektromagnetischer Strahlung, welche sowohl nach innen als auch 
nach außen wirken. Dadurch ist die elektromagnetische Strahlung in 
dem direkten Umfeld eines Rechenzentrumsgebäudes generell kaum 
messbar. 

Soweit durch das geplante Umspannwerk eine Beeinflussung durch 
elektrische und magnetische Felder möglich erscheint, kann dieser Be-
einflussung auf Ebene der Vorhabengenehmigung begegnet werden, in-
dem entsprechende Schutzmaßnahmen an dem Umspannwerk vorge-
sehen werden. 

Nach den Vorgaben der 26. Bundes-Immissionsschutzverordnung (26. 
BImSchV) ist sicherzustellen, dass in Bereichen des nicht nur vorüber-
gehenden und öffentlich zugänglichen Aufenthalts von Menschen je-
weils ein Grenzwert von einer maximalen magnetischen Flussdichte 
(100 Mikrotesla (μT)) und einer maximalen elektrischen Feldstärke (5 
Kilovolt pro Meter (kV/m)) eingehalten werden. Im Rahmen der nachge-
lagerten Genehmigungsverfahren ist die Einhaltung der Anforderungen 
der 26. BImSchV in Bezug auf elektrische und magnetische Felder 
nachzuweisen. Diese Anforderungen können im Rahmen der Vorhaben-
planung so angemessen berücksichtigt werden, dass gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse gewährleistet werden können. Unlösbare Kon-
flikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

69.7 6. Kritische Infrastruktur – BImSchG-pflichtige Anlagenteile 

Mit dem geplanten Umspannwerk und der Vielzahl an Notstromgeneratoren 
entstehen potenziell genehmigungspflichtige Anlagen gem. Bundesimmissi-
onsschutzgesetz (BImSchG). Dies betrifft insbesondere Emissionen (Abgase, 

Änderungsvorschlag zu 69.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Lärm, elektromagnetische Strahlung, elektrische und magnetische Wechselfel-
der), Brandschutz sowie die Notfallplanung bei Stromausfällen. 

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, 
sondern der nachfolgenden Genehmigungsplanung. 

Die Erforderlichkeit eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG ist 
bekannt. Mögliche Konflikte durch das geplante Umspannwerk und der 
Notstromgeneratoren können im Rahmen des baurechtlichen und im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens bewältigt werden. 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

69.8 • Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nach § 7 UVPG einzufordern. 
Alternativ sind klare Stellungnahmen der zuständigen Behörden (z. B. Re-
gierungspräsidium, Umweltamt) einzuholen und vorzulegen. 

Änderungsvorschlag zu 69.8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Umweltbericht gem. BauGB erstellt. Wenn 
später für die Umsetzung des Vorhabens eine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) gesetzlich gefordert ist, wird diese durchgeführt. 

  

69.9 7. Verkehrliche Erschließung und unrealistische Prognosen 

Die Verkehrsuntersuchung geht von nur 400 zusätzlichen Kfz-Fahrten/Tag aus 
– bei idealer, gleichmäßiger Verteilung. Berücksichtigt werden jedoch weder 
saisonale Schwankungen noch Stoßzeiten durch Lkw-Anlieferungen, Schicht-
wechsel noch Wartungsverkehr. Auch Notfall- oder Ausweichszenarien sind 
nicht berücksichtigt. 

• Wir fordern eine realitätsnahe Neubewertung der Verkehrsbelastung und 
ein begleitendes Mobilitätskonzept. 

Änderungsvorschlag zu 69.9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Im Rahmen der städtebaulichen Entwicklung des südlich an das Plan-
gebiet angrenzenden Baugebietes „Krebsschere“ wurden in den ver-
gangenen Jahren umfassende und weiträumige Verkehrsuntersuchun-
gen durchgeführt. Hierbei wurden alle bekannten Entwicklungsvorhaben 
im Umfeld berücksichtigt. Dies betraf auch das vorliegende Plangebiet 
der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Bis zur Verkehrsun-
tersuchung vom April 2024, die zur 13. Änderung des Bebauungsplans 
„Krebsschere“ durchgeführt wurde, allerdings noch vor dem Hintergrund 
der Ansiedlung eines Möbelhauses innerhalb des Plangebietes. Das 
hierzu prognostizierte Fahrtenaufkommen lag bei insgesamt 2.800 Kfz-
Fahrten an einem Normalwerktag. Der Normalwerktag bzw. die werk-
tägliche Spitzenstunde wird bei verkehrstechnischen Nachweisen und 
der Dimensionierung von Verkehrsanlagen als bemessungsrelevant zu-
grunde gelegt.  

Darüber hinaus wurden auch die Spitzenzeiten eines Möbelmarktes am 
Freitag und Samstag überprüft. Die Verkehrsuntersuchungen kamen 
dabei jeweils zu dem Ergebnis, dass die Knotenpunkte im Zuge der 
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‚Nordumgehung‘ (L 3008) die für den Prognosezeitraum bis 2035 zu er-
wartenden Verkehrsbelastungen in mindestens „ausreichender“ Weise 
(QSV = D) aufnehmen und abwickeln können und dass die verkehrliche 
Erschließung der Plangebiete, einschließlich des Bebauungsplans der 
5. Änderung „Im Schleid“, gesichert ist. 

Dies galt für das Verkehrsaufkommen durch den ehemals geplanten 
Möbelmarkt mit werktäglich rund 2.800 Kfz-Fahrten. Die aktuelle Ver-
kehrsuntersuchung zum Bebauungsplan vom Dezember 2024 zeigt, 
dass künftig durch die Entwicklung eines Rechenzentrumscampus ein 
deutlich geringeres Fahrtenaufkommen zu erwarten ist. Dieses wurde 
mit rund 400 Kfz-Fahrten, jeweils 200 im Ziel- und im Quellverkehr, prog-
nostiziert und liegt somit bei rund 14% der ursprünglichen Verkehrs-
menge. Folgerichtig ergeben die Berechnungsergebnisse auch etwas 
verbesserte Verkehrsabläufe, die an der Plangebietsanbindung sowie 
am Übergang zur B3 bei „befriedigend“ (QSV = C) liegt.  

Die Ergebnisse der vorgenannten Verkehrsuntersuchungen bestätigen 
zusammenfassend, dass auch größere Schwankungen in den Ver-
kehrsbelastungen, auch wenn diese regelhaft nicht zur Dimensionierung 
und zum Nachweis herangezogen werden, vom bestehenden Verkehrs-
netz aufgenommen und abgewickelt werden können. Aus diesen Grün-
den ist weder eine Neubewertung noch ein begleitendes Mobilitätskon-
zept erforderlich. Auswirkungen auf den Bebauungsplan sind hiermit 
nicht verbunden. 

69.10 8. Starkregenereignisse, Versiegelung und Gewässergefährdung 

Am 2. Mai 2024 kam es im Bereich Siemensstraße 19 in Bad Vilbel infolge 
eines Starkregenereignisses zu einer Überflutung des Wohnhauses. Dieses Er-
eignis hat deutlich gemacht, dass das bestehende Entwässerungssystem be-
reits jetzt überlastet ist. Eine zusätzliche Versiegelung von mehr als 10 Hektar 
Fläche durch das geplante Vorhaben wird das Risiko weiterer Überschwem-
mungen massiv erhöhen. 

Wir stellen daher in Frage, ob die Stadt Bad Vilbel überhaupt ausreichende 
hydraulische und wasserwirtschaftliche Maßnahmen ergriffen hat, um das ge-
samte neu entwickelte Wohngebiet als "geeignet" für eine dauerhafte Wohn-
nutzung auszuweisen. 

Änderungsvorschlag zu 69.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das bereits errichtete Wohngebiet im Bereich der Siemensstraße der 
Stadt Bad Vilbel befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs der 5. 
Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Hydraulische und wasser-
wirtschaftliche Maßnahmen, die das Wohngebiet betreffen, sind nicht 
Regelungsgegenstand der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im 
Schleid“. 

  

69.11 Die Karten des Hessischen Landesamts für Naturschutz, Umwelt und Geologie 
(HLNUG) weisen das Areal als potenzielles Starkregenrisikogebiet aus. 

• Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Stadt zur Starkregenvorsorge?  

Änderungsvorschlag zu 69.11: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Begründung: 

Innerhalb des Plangebietes wird das erforderliche Regenrückhaltevolu-
men statt für das mindestens erforderliche 5-jährliche Regenereignis für 
ein 10-jährliches Regenereignis ausgelegt. 

Damit wird eine Sicherheit gegenüber dem mindestens erforderlichen 
Regenrückhaltevolumen von gut 23 % erreicht. 

Der Regenwasserkanal in der Landesstraße L 3008 hat bei dem 3-jähr-
lichen Bemessungsregen in allen Kanalhaltungen mind. eine 30%ige 
Reserve in der Vollfüllleistung. 

69.12 • Wurde im Rahmen der ursprünglichen Planung und Genehmigung des 
Wohngebiets ein Gesamtkonzept zur „Eignung“ des Areals vorgelegt und 
genehmigt? 

Änderungsvorschlag zu 69.12: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das bereits errichtete Wohngebiet im Bereich der Siemensstraße der 
Stadt Bad Vilbel befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs der 5. 
Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Hydraulische und wasser-
wirtschaftliche Maßnahmen, die das Wohngebiet betreffen, sind nicht 
Regelungsgegenstand der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im 
Schleid“. 

Der Regenwasserkanal in der Siemensstraße hat bei dem 3-jährlichen 
Bemessungsregen in allen Kanalhaltungen mind. eine 25%ige Reserve 
in der Vollfüllleistung. Weiterhin hat auch der weiterführende Kanal in 
der L 3008 hat eine mindestens 35%ige Reserve in der Vollfüllleistung. 

  

69.13 • In wieweit wurde im Hinblick auf zukünftige Entwicklungen, wie die Erwei-
terung durch das geplante Rechenzentrum, berücksichtigt? 

Änderungsvorschlag zu 69.13: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das Baugebiet „Im Schleid“ wurde schon im Generalentwässerungsplan 
der Stadt Bad Vilbel von 1984, unabhängig von der Art der Bebauung, 
berücksichtigt. Zudem findet das Baugebiet „Im Schleid“ im aktuellen 
Generalentwässerungsplan von November 2017 mit der geplanten Nut-
zung eines Gewerbegebietes und der bestehenden Nutzung eines 
Wohngebietes Berücksichtigung. 

  

69.14 • Wird das zusätzliche Retentionsvolumen nachgewiesen? Änderungsvorschlag zu 69.14: 

Der Anregung wird gefolgt.  
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Begründung: 

Das Volumen für eine Regenrückhaltung mit gedrosseltem Abfluss wird 
für ein 10-jährliches Regenereignis ausgelegt. Der Nachweis erfolgt 
nach DWA-A 117 mit den aktuell gültigen Niederschlagsdaten nach 
KOSTRA-DWD 2020, 4.2.1. 

69.15 • Gibt es ein ganzheitliches Wassermanagementkonzept? Änderungsvorschlag zu 69.15: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Für das gesamte Einzugsgebiet der Stadt Bad Vilbel wurde in den Jah-
ren 2013 bis 2024 der Generalentwässerungsplan überarbeitet. 

Der hydraulische Nachweis für das Baugebiet „Im Schleid“ wurde im No-
vember 2017 erarbeitet. Die Entwässerung des Plangebiets entspricht 
den Vorgaben des Generalentwässerungsplans. 

  

69.16 Ohne diese Nachweise ist eine Genehmigung des Bebauungsplans nicht nur 
unverantwortlich, sondern rechtlich angreifbar. 

Änderungsvorschlag zu 69.16: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 69.11 bis 69.15. 

  

69.17 9. Unzureichende Öffentlichkeitsbeteiligung und Verfahrenszweifel 

Die Auslegung der Planunterlagen erfolgt primär über digitale Plattformen. Da-
mit wird ein erheblicher Teil der Bevölkerung – insbesondere ältere Menschen, 
Menschen ohne Internetzugang oder technisches Verständnis – faktisch von 
der Beteiligung ausgeschlossen. Dies widerspricht dem Sinn des § 3 BauGB 
und dem Grundsatz der niederschwelligen, inklusiven Beteiligung. 

Änderungsvorschlag zu 69.17: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Wie der amtlichen Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-
teiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu entnehmen ist, wurde der Vorent-
wurf des Bebauungsplans, bestehend aus Planzeichnung, textlichen 
Festsetzungen, Begründung, Landschaftsbildanalyse, Machbarkeitsstu-
die zum Schallschutz, Verkehrsuntersuchung und Verkehrsuntersu-
chung zur 13. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ im Internet 
veröffentlicht und zusätzlich im Rathaus der Stadt Bad Vilbel zu jeder-
manns Einsichtnahme während den Dienststunden (Montag bis Mitt-
woch von 7.00 – 15.30 Uhr, Donnerstag von 07.00 bis 17.30 und Freitag 
von 7.00 bis 12.00 Uhr) öffentlich ausgelegt. Die frühzeitige Beteiligung 
wurde ordnungsgemäß nach den einschlägigen Vorschriften des Bau-
gesetzbuches durchgeführt. 
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69.18 Zudem sind Zweifel an der umfassenden Information der Stadtverordnetenver-
sammlung über die tatsächliche Tragweite und langfristigen Folgen des Vorha-
bens angebracht. Die komplexe Aktenlage mit zahlreichen Gutachten ist für 
Laien schwer zugänglich. Damit liegt ein formeller Mangel in der Ausgestaltung 
der Beteiligung vor. 

Änderungsvorschlag zu 69.18: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Neben der Einsichtnahme der Unterlagen zum Vorentwurf des Bebau-
ungsplans, bestehend aus Planzeichnung, textlichen Festsetzungen, 
Begründung, Landschaftsbildanalyse, Machbarkeitsstudie zum Schall-
schutz, Verkehrsuntersuchung und Verkehrsuntersuchung zur 13. Än-
derung des Bebauungsplans „Krebsschere“, wurden die Unterlagen im 
Rahmen der Sitzungen des Ortsbeirates Kernstadt am 28.01.2025 und 
des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses am 04.02.2025 den Gre-
mienmitgliedern ausführlich vorgestellt und Rückfragen beantwortet. Die 
umfassende Information der politischen Mandatsträger zu den Unterla-
gen des Bebauungsplanvorentwurfs hat stattgefunden. Ein formaler 
Mangel im Hinblick auf die Beteiligung der politischen Mandatsträger 
liegt nicht vor. 

  

69.19 • Wir fordern eine Fristverlängerung, barrierefreie Informationsveranstaltun-
gen sowie die umfassende Aufklärung der Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger. 

Änderungsvorschlag zu 69.19: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die betroffene Öffentlichkeit hat im Rahmen des noch durchzuführen-
den Beteiligungsverfahrens gem. § 3 Abs. 2 BauGB erneut die Möglich-
keit, sich zu der vorliegenden Bebauungsplanänderung zu äußern. 

Eine Fristverlängerung zur Durchführung der frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde als nicht erforderlich er-
achtet, zumal im Rahmen der Veröffentlichungsfrist umfangreiche Stel-
lungnahmen von Seiten der Öffentlichkeit eingereicht wurden. Die an-
gesetzte Frist von einem Monat für die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteili-
gung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wird als angemessen und ausreichend 
beurteilt. Das Baugesetzbuch enthält keine Vorgabe für den Beteili-
gungszeitraum zur Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, auch ergibt sich 
aus dem Baugesetzbuch keine Erforderlichkeit zur Durchführung barri-
erefreier Informationsveranstaltungen. Die Verfahrensvorschriften des § 
3 Abs. 1 BauGB wurden vollumfänglich eingehalten. Vielmehr spricht 
der Umstand, dass der Gesetzgeber auch für die verpflichtende Öffent-
lichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB grundsätzlich einen Monat 
für die öffentliche Auslegung vorgesehen hat, für die Angemessenheit 
der gewählten Frist für die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung. 
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Die Entscheidungsträger wurden, wie in den Änderungsvorschlägen zu 
69.17 und 69.18 erläutert, umfassend aufgeklärt. 

69.20 10. Datenschutzrechtliche Bedenken gemäß DSGVO 

Die Abgabe von Stellungnahmen erfordert die Preisgabe personenbezogener 
Daten, welche durch die Stadt Bad Vilbel und ein externes privates Planungs-
büro (Planergruppe ROB GmbH) verarbeitet werden. Es ist nicht ersichtlich, ob 
hierfür eine explizite, dokumentierte Einwilligung eingeholt wird. Zudem ist un-
klar, ob anonymisierte Einwendungen gleichwertig behandelt werden. 

• Wir fordern die Möglichkeit der anonymisierten Stellungnahme sowie eine 
transparente Darstellung des Verarbeitungsrahmens gemäß Art. 6 
DSGVO. 

Änderungsvorschlag zu 69.20: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Zuge der amtlichen Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
sowie der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung wurden umfangrei-
che Datenschutzhinweise in Bezug auf die Abgabe von Stellungnahmen 
gegeben. Die personenbezogenen Daten werden gemäß Artikel 6 Abs. 
1c und 1e der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) im Rahmen des 
Bauleitplanverfahrens von der Stadt und dem mit der Auswertung der 
Stellungnahmen beauftragten Planungsbüro für die gesetzlich bestimm-
ten Dokumentationspflichten und für die Informationspflicht gegenüber 
den betroffenen Personen genutzt. Über die der betroffenen Person zu-
stehenden Rechte gemäß DGVO wurde im Rahmen der Bekanntma-
chung ebenso aufgeklärt.  

Im Rahmen der amtlichen Bekanntmachung wurde ebenso darauf hin-
gewiesen, dass Personen, welche eine Stellungnahme einreichen, mit 
der Abgabe der Stellungnahme der Verarbeitung aller von ihnen ange-
gebenen personenbezogenen Daten - dazu zählen insbesondere Vor- 
und Nachname, Anschrift, Telefonnummer, Mobilfunknummer, E-Mail-
Adresse – zustimmen. Jedem Einwender steht dabei frei, keine Anga-
ben zu personenbezogenen Daten zu machen oder von den in der Be-
kanntmachung erläuterten Rechten des Betroffenen gemäß DGVO Ge-
brauch zu machen.  

Anonymisierte Einwendungen werden gleichwertig behandelt. Gemäß § 
1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentli-
chen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen. Im Rahmen des Abwägungsgebotes ist dabei unbeachtlich, 
ob Stellungnahmen anonymisiert eingehen oder personenbezogene 
Daten angegeben werden.  

Gemäß § 4b BauGB wurde die Verfahrensdurchführung einem Dritten 
übertragen. 

  

69.21 Forderung 

Auf Basis der obigen Einwendungen fordern wir: 

Änderungsvorschlag zu 69.21: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 
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1. Die sofortige Aussetzung des Aufstellungsverfahrens gemäß § 2 BauGB 
bis zur vollumfänglichen Klärung der vorgebrachten rechtlichen und fachli-
chen Bedenken; 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 69.2 bis 69.20. 

69.22 2. Eine öffentliche Anhörung gemäß § 4a Abs. 1 BauGB zur Diskussion aller 
Einwendungen; 

Änderungsvorschlag zu 69.22: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

§ 4a Abs. 1 BauGB sieht keine öffentliche Anhörung vor. 

Im Übrigen siehe Änderungsvorschlag zu 69.17. 

  

69.23 3. Eine Überarbeitung des Bebauungsplans mit Rücknahme der großflächi-
gen Infrastrukturflächen zugunsten kleinteiliger, wohnverträglicher Nut-
zung; 

Änderungsvorschlag zu 69.23: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 69.2 bis 69.5. 

  

69.24 4. Die Durchführung einer immissionsschutzrechtlichen Prüfung, einschließ-
lich der Vorlage baubiologischer Gutachten insbesondere hinsichtlich der 
zu erwartenden erhöhten Belastung durch hochfrequente elektromagneti-
sche Strahlung sowie niederfrequenter elektrischer und magnetischer 
Wechselfelder für das unmittelbar angrenzende Wohngebiet und weitere 
sensible Nachbarnutzungen, insbesondere den Kinderspielplatz. 

Änderungsvorschlag zu 69.24: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 69.6. 

  

69.25 5. Eine Fristverlängerung und niedrigschwellige analoge Beteiligungsformate 
für alle Bevölkerungsgruppen. 

Änderungsvorschlag zu 69.25: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 69.17 und 69.19. 

  

69.26 6. Die Offenlegung eines vollständigen Wasser- und Starkregenschutzkon-
zepts für das betroffene Wohngebiet; 

Änderungsvorschlag zu 69.26: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 69.10 bis 69.15. 

  

70. Bürger 18 (03.04.2025) 
70.1 Mit dem Vorhaben erklären wir uns nicht einverstanden.  Änderungsvorschlag zu 70.1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – 5. Änderung Bebauungsplan „Im Schleid“, Änderungsvorschläge zur frühzeitigen Beteiligung gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 124 

  

Nr. Stellungnahme Änderungsvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

Unser Einspruch gegen das Vorhaben basiert auf dem Vorentwurf vom 
20.12.2024, den Unterlagen zur Schallmessung und der Landschaftsanalyse. 

Schallschutz 

I. Lärmbelästigung 

In dem Gutachten Nr. 324P6 G2 wird dargelegt, dass die Dezibel-Belastung 
durch das Rechenzentrum auf der GE 1, der Lagerfläche GE 2 und des Um-
spannwerkes tagsüber in der Nähe des Messpunktes zwischen 45 und 50 dB 
liegen wird. Der Zeitraum von "tagsüber" wird hierbei von 6 bis 22 Uhr definiert. 
Die Berechnung geht davon aus, dass der prognostizierte Maximalwert von 50 
dB tagsüber theoretisch um 1 dB unterschritten wird. Außerhalb dieser Zeiten 
wird der Geräuschpegel durch Schalldämpfer auf etwa 30 dB gesenkt.  

Bei theoretischen Berechnungen werden aus nachvollziehbaren Gründen übli-
cherweise die besten und standardisierten Annahmen zugrunde gelegt. Diese 
Annahmen müssen jedoch nicht zwangsläufig in der Realität zutreffen. Daher 
ist die angegebene Abweichung von 1 dB als zu gering zu bewerten, da 
Schwankungen, etwa durch Wetter oder Wind, zu deutlich stärkeren akusti-
schen Belastungen führen können. Ein Beispiel hierfür ist der Straßenverkehr 
auf der B3, dessen Lautstärke je nach Wetterbedingungen und Uhrzeit variiert.  

Begründung: 

Der Unterschied der Schallimmissionspegel zwischen tags und nachts 
ergibt sich aus den unterschiedlichen Betriebszuständen der Anlagen 
und nicht durch „Schalldämpfer“. Nachts sind die im Dauerbetrieb be-
findlichen Kühlanlagen relevant, tags ist zusätzlich mit zeitweiligem Be-
trieb der Notstromaggregate und Fahrzeugverkehr zu rechnen. 

Schallimmissionsprognosen werden immer unter Berücksichtigung ei-
ner Worst-Case-Betrachtung durchgeführt. Beispielsweise liegt der 
Schallausbreitungsrechnung ein Volllastbetrieb aller Kühl- und Lüf-
tungsanlagen zugrunde, der praktisch eigentlich nie erreicht wird, da 
hierbei auch Sicherheiten in der Anlagenplanung Berücksichtigung fin-
den. Weiterhin wird eine Schallausbreitungsrechnung immer unter 
schallausbreitungsgünstigen Verhältnissen (Mitwind) vorgenommen. 
Dies ist in der TA Lärm so festgelegt. Auf Grundlage der Schallberech-
nung ist daher nicht davon auszugehen, dass das auf Grund des Be-
bauungsplans zulässige Vorhaben zu unzumutbaren Beeinträchtigun-
gen führen wird. Vielmehr werden die Immissionsrichtwerte mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auch bei ungünstigen Windverhältnissen eingehal-
ten.  

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass auch mit den konkre-
ten Anlagendaten (z. B. verwendete Geräte, Maschinen usw.) die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. 

70.2 Einen maßgeblichen Anteil an der kalkulierten Schallimmission hat dabei die 
Lagerfläche auf GE 2, die vor Ort einen Lärmpegel von mindestens 70 dB er-
zeugt und damit wahrscheinlich erheblich zur Gesamtbelastung von etwa 50 
dB am Messpunkt beiträgt.  

Hier stellt sich die Frage, ob der geplante nächtliche Betrieb der Schalldämpfer 
konstant aufrechterhalten werden sollte, um den Schallpegel so gering wie 
möglich zu halten. Zudem sollte geprüft werden, welche Maßnahmen auf GE 2 
ergriffen werden können, um den prognostizierten Lärm dort bestmöglich zu 
reduzieren. 

Änderungsvorschlag zu 70.2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Auch für die Fläche des Gewerbegebietes GE2 wurde im Sinne einer 
Worst-Case-Betrachtung zunächst ein sehr grober schalltechnischer 
Ansatz zugrunde gelegt, da zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebau-
ungsplans von einer Nutzung als Lagerfläche für die Stadt Bad Vilbel 
ausgegangen wird. Selbst unter Zugrundelegung einer Worst-Case-Be-
trachtung werden die maßgeblichen Immissionsrichtwerte an der Wohn-
bebauung eingehalten. Welche Maßnahmen konkret umgesetzt werden 
müssen, dass es durch die Nutzung dieser Fläche nicht zu „schädlichen 
Umwelteinwirkungen“ kommt, muss im Rahmen des Genehmigungsver-
fahrens festgelegt werden. Aus den aktuell vorliegenden ersten Ab-
schätzungen können daher keine detaillierten Rückschlüsse gezogen 
werden. Ein nächtlicher Betrieb von Schalldämpfern ist, wie oben bereits 
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dargelegt, nicht vorgesehen. Die geringere Schallbelastung nachts 
ergibt sich aus unterschiedlichen zu erwartenden Nutzungen.  

Zu beachten ist, dass der prognostizierte Lärm nicht „bestmöglich“ zu 
reduzieren ist, sondern auf Ebene der Vorhabenzulassung die Einhal-
tung der gesetzlichen Richtwerte nachzuweisen ist. Hier ist nicht ersicht-
lich, dass dies nicht gelingen könnte. 

70.3 II. Fläche GE 2 

Es ist noch unklar, welche Immissionen genau auf GE 2 auftreten sollen, da 
das Gebiet nur als zweigeschossige Lagerfläche mit einer Höhe von 16 Metern 
ausgewiesen wird. Da jedoch eine Schallimmissionsberechnung durchgeführt 
wurde, sollte zu diesem Zeitpunkt bereits geklärt sein, was genau im Bereich 
GE 2 geplant ist und welche Maßnahmen ergriffen werden, um die Immissions-
belastung zu verringern und gleichzeitig eine Reduzierung der Schallimmissio-
nen am Messpunkt zu erreichen, sodass der theoretische Schallwert nicht nur 
um 1 dB unterschritten wird. 

Änderungsvorschlag zu 70.3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Gerade weil die konkrete Nutzung noch nicht feststeht, wurde für die 
Fläche des Gewerbegebietes GE2 zunächst ein sehr grober schalltech-
nischer Ansatz zugrunde gelegt, da zum Zeitpunkt der Aufstellung des 
Bebauungsplans von einer Nutzung als Lagerfläche für die Stadt Bad 
Vilbel ausgegangen wird. Welche Maßnahmen konkret umgesetzt wer-
den müssen, dass es durch die Nutzung dieser Fläche nicht zu „schäd-
lichen Umwelteinwirkungen“ kommt, muss im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens festgelegt werden. Aus den aktuell vorliegenden ers-
ten Abschätzungen können daher keine detaillierten Rückschlüsse ge-
zogen werden. Auch unter Zugrundelegung einer Ausschöpfung dieser 
zulässigen Nutzung werden die maßgeblichen Immissionsrichtwerte 
eingehalten. Konkrete Schallschutzmaßnahmen werden soweit erfor-
derlich auf Ebene der Vorhabengenehmigung festgelegt. Auch hier ist 
jedoch darauf hinzuweisen, dass der Maßstab keine „bestmögliche“ Re-
duktion der Schallimmissionen ist. Gerade in einem Gewerbegebiet ist 
mit einer gewissen Schallbelastung zu rechnen, die die gesetzlichen An-
forderungen einhalten muss. Schon bisher war auf der Fläche eine ge-
werbliche Nutzung gemäß Bebauungsplan zulässig. Es steht nicht zu 
erwarten, dass sich die nun geplante Erweiterung der gewerblichen Nut-
zungsmöglichkeiten durch Neugestaltung insbesondere der Baufenster 
und stärkere Berücksichtigung der für ein Rechenzentrum notwendigen 
Planungsgrundlagen nicht im Einklang mit immissionsschutzrechtlichen 
Vorgaben umsetzen ließe. 

  

70.4 III. Aktuelle Lagerfläche im Wohngebiet 

Mit der neuen Lagerfläche würde eine zweite Lagerfläche im Gebiet entstehen. 
Die erste Lagerfläche befindet sich bereits im nordöstlichen Bereich, neben 
dem Gebäude der Stadtwerke Bad Vilbel, etwa 50 bis 100 Meter von der Wohn-
bebauung entfernt, hinter der Sackgasse in der Siemensstraße.  

Änderungsvorschlag zu 70.4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Der Befürchtung, dass sich bereits vorhandene Schallimmissionen auf-
addieren, kann entgegengehalten werden, dass die schalltechnische 
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Die Schaffung einer weiteren Lagerfläche würde dazu führen, dass das Wohn-
gebiet teils von den Schallimmissionen beider Lagerflächen umgeben wäre.  

Es ist daher zu untersuchen, welche Immissionen von der bestehenden Lager-
fläche ausgehen und ob eine Verlagerung dieser Fläche an einen anderen 
Standort dazu beitragen könnte, die Lärmbelastung im Wohngebiet zu verrin-
gern. Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob an diesem Standort eine gewerb-
liche Nutzung mit den bestehenden Schallimmissionen in unmittelbarer Nähe 
zu einem Wohngebiet weiterhin toleriert werden kann. 

Auslegung aus diesem Grund 6 dB unter Immissionsrichtwert erfolgt, 
was genau diesen Umstand berücksichtigt, dass eventuell schalltechni-
sche Vorbelastungen vorhanden sind. 

Die Vorbelastung durch andere Lärmimmissionen ebenso wie die Ein-
haltung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte in dem Wohngebiet 
wird im Rahmen der Vorhabengenehmigung berücksichtigt werden. Im 
Rahmen der Vorhabengenehmigung wird sichergestellt werden, dass 
die Wohnnutzung keinen unzumutbaren Immissionen ausgesetzt ist. 
Eine „Umzingelung“ durch lärmintensive Nutzungen wird dabei berück-
sichtigt, indem die jeweiligen Belastungen summiert werden.  

Eine Verlagerung der bestehenden Lagerfläche ist nicht Gegenstand 
dieses Bebauungsplanverfahrens. Sie ist auch nicht erforderlich, da die 
Einhaltung der maßgeblichen Immissionsrichtwerte auch möglich ist, 
wenn die Lagerfläche an ihrem bisherigen Ort verbleibt.  

Das Nebeneinander von gewerblicher und Wohnnutzung im Gebiet 
Krebsschere/Im Schleid ist bereits im Regionalplan Südhessen / Regio-
nalen Flächennutzungsplan 2010 dargestellt und gehört zu der planeri-
schen Konzeption. Eine gewerbliche Ansiedlung in unmittelbarer Nähe 
zu einem Wohngebiet ist daher gerade vorgesehen und zumutbar, so-
weit die jeweiligen Immissionsrichtwerte eingehalten werden. 

70.5 Landschaftsbildanalyse 

I. Wirkzone WZ 1 

Die Auswirkungen innerhalb der Wirkzone 1 (WZ 1), also auf die unmittelbare 
Umgebung im Radius von weniger als 200 Metern, wurden nicht untersucht. 
Das Gutachten ist daher nicht geeignet, den unmittelbaren Einfluss des Vorha-
bens auf die angrenzende Bebauung zu bewerten. Es ist nicht nachvollziehbar, 
warum keinerlei Analyse der Auswirkungen der geplanten Bebauung im unmit-
telbaren Wirkungsbereich von 200 Metern durchgeführt wurde. Im Gutachten 
wird lediglich allgemein darauf hingewiesen, dass Bauvorhaben dieser Größe 
auch außerhalb der WZ 1 Wirkung entfalten. Diese allgemeine Bemerkung 
reicht jedoch nicht aus, um auf die Erstellung eines Gutachtens für die Wirkzone 
1 zu verzichten. 

Änderungsvorschlag zu 70.5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die Wirkung auf die unmittelbare Umgebung (Wirkzone 1) wurde in der 
Landschaftsbildanalyse betrachtet (vgl Tabelle 5.2 in der Landschafts-
bildanalyse). 

Die Landschaftsbildanalyse stellt ein Verfahren zur Ermittlung und Be-
wertung des Landschaftsbildes nach Anlage 1 zur Ausgleichsabgaben-
verordnung (AAV) 1995 dar. Das Verfahren dient der Ermittlung einer 
Ausgleichsabgabe, stellt jedoch nicht die alleinige Entscheidungsgrund-
lage für die Zulässigkeit des Eingriffs dar. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des 

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – 5. Änderung Bebauungsplan „Im Schleid“, Änderungsvorschläge zur frühzeitigen Beteiligung gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 127 

  

Nr. Stellungnahme Änderungsvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

geplanten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen 
Flächennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 

70.6 II. Einfluss der Bebauung 

Geplant ist der Bau von zwei sehr großen Gebäudekomplexen mit einer Ge-
samtlänge von etwa 270 Metern, einer Breite von 140 Metern (davon jeweils 60 
Meter für die Energiezentrale) und einer Höhe von rund 50 Metern, die die 36 
Schornsteine erreichen werden. Dies führt in mehreren Wahrnehmungsebenen 
zu einer erheblichen negativen Veränderung des näheren Umfelds. Allein die 
Anzahl von 36 Schornsteinen lässt den Eindruck entstehen, in einem industri-
ellen Mischgebiet zu leben. 

Änderungsvorschlag zu 70.6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich.  

Parallel zur Erstellung des Bebauungsplanentwurfs wurde durch die iMA 
Richter & Röckle GmbH & Co. KG, Freiburg, eine Schornsteinhöhener-
mittlung durchgeführt. Die Festsetzung zur Schornsteinhöhe erfolgt auf 
der Grundlage dieser Schornsteinhöhenermittlung, jedoch mit einer aus-
reichenden Sicherheit, da die abschließende Schornsteinhöhenberech-
nung erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Ge-
nehmigungsverfahren erfolgt. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Die Festlegung der konkreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens. Der Bebauungsplan gibt hierfür 
den planungsrechtlichen Rahmen vor. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, 
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getrennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Tren-
nungsgebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung ge-
tragen. Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde lie-
genden städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht 
berührt. Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen 
Grundgedanken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung 
der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt.  

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde.  

Mit einer erheblichen negativen Veränderung des näheren Umfeldes 
des Wohngebietes „Im Schleid“ ist nicht zu rechnen. 

70.7 Es gibt jedoch durchaus die Möglichkeit, die Baukörper durch eine Anpassung 
der Architektur und Bauweise besser in das Landschaftsbild zu integrieren. Bei-
spiele, wie die Baukörper weniger massiv und weniger invasiv gestaltet werden 
können, lassen sich durch eine einfache Recherche finden. Ein Beispiel hierfür 

Änderungsvorschlag zu 70.7: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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ist der Artikel "Erstes Rechenzentrum in Neu-Isenburg geplant" von OF-News 
vom 12. Dezember 2023. 

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Die konkrete Gestaltung des Baukörpers sowie die Festlegung der kon-
kreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rahmen der Vorhabenge-
nehmigung. Der Bebauungsplan gibt hierfür den planungsrechtlichen 
Rahmen vor. 

Zur Thematik des Landschaftsbildes siehe Änderungsvorschlag zu 70.6. 

Das Rechenzentrum in Neu-Isenburg ist nicht Regelungsgegenstand 
des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 

70.8 III. Wesentliche Veränderung des Wohngebietes/Kompensation 

Das geplante Bauvorhaben wird den Charakter des angrenzenden, bislang rei-
nen Wohngebietes in erheblichem Maße verändern. Es ist zu erwarten, dass 
die Bebauung einen außerordentlich negativen Einfluss auf den Bodenwert, 
den Bodenrichtwert, in jedem Fall mindestens auf den subjektiven Wert und 
somit auf den Marktwert der angrenzenden Wohnbebauung ausüben wird.  

Änderungsvorschlag zu 70.8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbebauung „Im Schleid“ ent-
stehen durch die Planung keine auszugleichenden Vermögensschäden. 
Spekulationen zur Wertminderung der Grundstücke sind nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. 
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Bei dem angrenzenden Wohngebiet „Im Schleid“ handelt es sich um ein 
Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO und nicht um ein Reines 
Wohngebiet gem. § 3 BauNVO. 

Von einer erheblichen negativen Veränderung des Charakters des an-
grenzenden Wohngebietes „Im Schleid“ kann nicht gesprochen werden. 

70.9 Insbesondere die Präsenz von 36 Schornsteinen, die das Gebiet dominieren 
würden, lässt den Eindruck eines industriellen Gebiets entstehen, was die 
Frage aufwirft, ob die Klassifizierung dieses Gebiets als Gewerbegebiet weiter-
hin gerechtfertigt ist. Durch das Vorhaben würde das angrenzende Wohngebiet 
einer solchen visuellen Belastung ausgesetzt, dass zu prüfen wäre, ob sich der 
Charakter des Gebiets zumindest teilweise in Richtung eines gewerblichen 
Mischgebiets verschieben würde.  

Änderungsvorschlag zu 70.9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei einem Rechenzentrum handelt es sich um eine gewerbliche Nut-
zung und nicht um eine industrielle Nutzung. Die für den angestrebten 
Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromaggregate be-
dürfen zwar v einer Genehmigung nach § 4 BImSchG. Allerdings ist da-
von auszugehen, dass angesichts der geringen Betriebsdauer, die auf 
Testläufe mit sehr geringem zeitlichem Aufwand sowie die wenigen 
Fälle eines Ausfalls des Stromnetzes beschränkt ist, keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen oder sonstigen Belästigungen entstehen werden. 
Vor diesem Hintergrund ist auch im Gewerbegebiet der Betrieb der Not-
stromaggregate zulässig. Denn aus der Genehmigungspflichtigkeit nach 
§ 4 BImSchG folgt nicht zwingend eine von den Notstromaggregaten 
ausgehende erhebliche Belästigung. Vielmehr ist insbesondere wegen 
der im Verhältnis zum Betrieb typischer Anlagen i.S.d. Nr. 1.1 des An-
hangs 1 der 4. BImSchV atypischen Betriebsweise der Notstromaggre-
gate für das Rechenzentrum von keiner erheblichen Belästigung auszu-
gehen. Anders als sonstige Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, 
Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas werden die Not-
stromgeneratoren nicht dauernd, sondern zeitlich nur äußerst limitiert 
bei Ausfall der sonstigen Stromversorgung betrieben, in aller Regel 
auch nicht alle Einzelgeneratoren gleichzeitig.  

Nach dem Betriebskonzept von Notstromaggregaten wären alle Gene-
ratoren nur im Falle eines Notfallbetriebs gleichzeitig in Betrieb. Das ist 
nach fachlicher Einschätzung nur äußerst selten der Fall. Stromausfälle 
beschränken sich in Deutschland jährlich auf statistisch ca. 12 bis 13 
Minuten pro Endverbraucher und auf äußerst seltene Ereignisse höhe-
rer Gewalt wie extreme Naturkatastrophen. Der Notstrombetrieb der Ag-
gregate fällt daher im Rahmen des gesamten Betriebs des Rechenzent-
rums kaum ins Gewicht.  
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Die rein visuelle Veränderung eines Gebäudes mit Schornsteinen be-
gründet dabei nicht das Vorliegen eines Industriegebietes nach § 9 
BauNVO und eines erheblich belästigenden Gewerbebetriebs.  

In der Gesamtschau kann somit keine erhebliche Belästigung festge-
stellt werden. Folglich handelt es sich bei einem Rechenzentrum mit 
Notstromgeneratoren um nicht erheblich belästigende Anlagen, die im 
Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO zulässig sind. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die Änderung des Charakters des angrenzenden Wohngebietes „Im 
Schleid“ zu einem „gewerblichen Mischgebiet“ erfolgt nicht. 

70.10 Aufgrund dieser erheblichen Veränderungen ist es erforderlich, ein umfassen-
des Gutachten zu erstellen, das den Einfluss der geplanten Bauwerke auf die 
unmittelbar angrenzende Wohnbebauung detailliert darstellt. Besonders wich-
tig ist es, dabei die Auswirkungen auf den Bodenwert, den Bodenrichtwert so-
wie die Notwendigkeit von Kompensationszahlungen zu berücksichtigen.  

Änderungsvorschlag zu 70.10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die nachbarlichen Belange werden im Rahmen der Abwägung ange-
messen berücksichtigt. Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbe-
bauung „Im Schleid“ entstehen durch die Planung keine auszugleichen-
den Vermögensschäden. 

§ 39 BauGB regelt, dass Eigentümer […], die im berechtigten Vertrauen 
auf den Bestand eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans Vorberei-
tungen für die Verwirklichung von Nutzungsmöglichkeiten getroffen ha-
ben, die sich aus dem Bebauungsplan ergeben, angemessene Entschä-
digung in Geld verlangen können, soweit die Aufwendungen durch die 
Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Bebauungsplans an Wert 
verlieren. § 39 BauGB begründet hierbei jedoch keinen allgemeinen 
Schutz des Vertrauens, sondern beschränkt ihn auf solche Festsetzun-
gen, die sich auf das betreffende Grundstück selbst beziehen und auf 
Aufwendungen in Bezug auf dieses Grundstück (EZBK/Runkel, 139. EL 
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August 2020, BauGB § 39 Rn. 8). Es genügt nicht, dass der Eigentümer 
auf den Fortbestand des Bebauungsplans im Allgemeinen vertraut hat. 
Nach dem Gesetz muss sich das Vertrauen auf den Bestand (also Fort-
bestand) der bisherigen, sein Grundstück betreffenden Festsetzungen 
beziehen (EZBK/Runkel, 139. EL August 2020, BauGB § 39 Rn. 12). 
Die an das Plangebiet angrenzende Wohnbebauung „Im Schleid“ ist von 
der Änderung des Bebauungsplans nicht betroffen. 

§ 42 BauGB sieht eine planungsschadensrechtliche Entschädigung für 
Vermögensnachteile aufgrund von planungsrechtlichen Eingriffen in die 
zulässige Nutzung eines Grundstücks vor (EZBK/Runkel, 139. EL Au-
gust 2020, BauGB § 42 Rn. 1). Für die an das Plangebiet angrenzenden 
Wohngrundstücke „Im Schleid“ erfolgen jedoch keine planungsrechtli-
chen Eingriffe in die zulässige Nutzung der Grundstücke. 

Spekulationen zur Wertminderung der Grundstücke sind nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. 

Die Erstellung eines entsprechenden Gutachtens ist auf Bebauungspla-
nebene nicht erforderlich. 

70.11 Eine Bewertung der Kompensation ist nicht nur sinnvoll, sondern auch rechtlich 
erforderlich, um die negativen Auswirkungen auf die betroffenen Eigentümer 
auszugleichen. Die Notwendigkeit von Kompensationszahlungen wird bereits 
durch die vorliegende Landschaftsbildanalyse (Referenz 0755961) verdeutlicht, 
in der eine Kompensation für den landschaftlichen Eingriff vorgesehen ist. 
Diese Analyse zeigt, dass der geplante Eingriff in die Landschaft zu einer finan-
ziellen Belastung für die betroffenen Anwohner führen könnte. Auf dieser 
Grundlage ist es durchaus gerechtfertigt, dass auch den Eigentümern der 
Wohneinheiten, die unmittelbar vom Bauvorhaben betroffen sind, entspre-
chende Kompensationszahlungen zustehen. Diese Zahlungen wären ein not-
wendiger Ausgleich für die Beeinträchtigungen, die sie durch das Bauvorhaben 
erleiden würden. Rechtlich wird diese Forderung durch die ständige Rechtspre-
chung unterstützt, wonach bei Eingriffen in die Umgebung, die den Wert von 
Grundstücken oder die Lebensqualität der Anwohner erheblich beeinträchtigen, 
eine Kompensationspflicht besteht. Ein Beispiel aus der Rechtsprechung ist 
das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts (Az. 4 C 7.06), das die Notwendig-
keit von Kompensationszahlungen bei erheblichen Eingriffen in die Umwelt und 
das Erscheinungsbild eines Gebiets bekräftigte. Hierbei wurde festgestellt, 
dass die Gemeinde verpflichtet ist, den betroffenen Eigentümern eine ange-
messene Entschädigung zu zahlen, um die nachteiligen Auswirkungen des 
Vorhabens auszugleichen.  

Zusammenfassend muss also klar gefordert werden, dass im Falle dieses Bau-
vorhabens eine gründliche Untersuchung des Einflusses auf die angrenzende 

Änderungsvorschlag zu 70.11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  
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Wohnbebauung erfolgt und auf Grundlage dieser Untersuchung Kompensati-
onszahlungen an die betroffenen Eigentümer geleistet werden müssen. 

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 

Die Ersatzgeldzahlung für den Eingriff in das Landschaftsbild ist zu un-
terscheiden von einem hier nicht vorliegenden Eingriff in private Rechte. 

Bei der zitierten Rechtsprechung handelt es sich um einen Beschluss 
des Bundesverwaltungsgerichtes zur Einstellung eines Revisionsver-
fahrens vom 21.03.2007, Az.: BVerwG 4 C 7.06. Sie trifft keine Aussage 
über Entschädigungszahlungen für Eigentümer, die unmittelbar von 
Bauvorhaben betroffen sind. Eigentümer können grundsätzlich nur dann 
eine Entschädigung fordern, wenn sie durch ein konkretes Vorhaben 
tatsächlich in ihrem Eigentum verletzt werden, etwa durch unzumutbare 
Lärmemissionen. Solche Beeinträchtigungen sind hier nicht zu erwar-
ten, sie wären dann im Genehmigungsverfahren zu betrachten.  

Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbebauung „Im Schleid“ ent-
stehen durch die Planung keine auszugleichenden Vermögensschäden. 

Eine Entschädigung für Festsetzungen des Bebauungsplans kann nur 
unter engen Voraussetzungen gewährt werden.  

§ 39 BauGB regelt, dass Eigentümer […], die im berechtigten Vertrauen 
auf den Bestand eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans Vorberei-
tungen für die Verwirklichung von Nutzungsmöglichkeiten getroffen ha-
ben, die sich aus dem Bebauungsplan ergeben, angemessene Entschä-
digung in Geld verlangen können, soweit die Aufwendungen durch die 
Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Bebauungsplans an Wert 
verlieren. § 39 BauGB begründet hierbei jedoch keinen allgemeinen 
Schutz des Vertrauens, sondern beschränkt ihn auf solche Festsetzun-
gen, die sich auf das betreffende Grundstück selbst beziehen und auf 
Aufwendungen in Bezug auf dieses Grundstück (EZBK/Runkel, 139. EL 
August 2020, BauGB § 39 Rn. 8). Es genügt nicht, dass der Eigentümer 
auf den Fortbestand des Bebauungsplans im Allgemeinen vertraut hat. 
Nach dem Gesetz muss sich das Vertrauen auf den Bestand (also Fort-
bestand) der bisherigen, sein Grundstück betreffenden Festsetzungen 
beziehen (EZBK/Runkel, 139. EL August 2020, BauGB § 39 Rn. 12). 
Die an das Plangebiet angrenzende Wohnbebauung „Im Schleid“ ist von 
der Änderung des Bebauungsplans nicht betroffen. 
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§ 42 BauGB sieht eine planungsschadensrechtliche Entschädigung für 
Vermögensnachteile aufgrund von planungsrechtlichen Eingriffen in die 
zulässige Nutzung eines Grundstücks vor (EZBK/Runkel, 139. EL Au-
gust 2020, BauGB § 42 Rn. 1). Für die an das Plangebiet angrenzenden 
Wohngrundstücke „Im Schleid“ erfolgen jedoch keine planungsrechtli-
chen Eingriffe in die zulässige Nutzung der Grundstücke. 

Spekulationen zur Wertminderung der Grundstücke sind nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. 

Nachteilige Auswirkungen des Vorhabens in Bezug auf Beeinträchtigun-
gen der Lebensqualität der Anwohner des angrenzenden Wohngebietes 
sind durch den Bebauungsplan nicht zu erwarten. Im Rahmen der nach-
geschalteten Bau- / bzw. BimSchG-Genehmigungsverfahren wird der 
Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den angrenzenden Wohn-
nutzungen (insbesondere der Gesundheit des Menschen) vereinbar ist. 
Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass keine schädlichen Umwelt-
einwirkungen zu erwarten sind. 

Von einer erheblichen negativen Veränderung des näheren Umfeldes 
des Wohngebietes „Im Schleid“ kann nicht gesprochen werden. 

70.12 Vorentwurf vom 20. Dezember 2024  

I. Allgemein 

Laut der aktuellen Planung sind im Bereich GE 1 zwei Gebäude mit einer Höhe 
von 32,50 Metern vorgesehen, zuzüglich Schornsteinen, die jeweils 17,50 Me-
ter hoch sein sollen. Insgesamt wird somit eine Gebäudehöhe von 50 Metern 
erreicht. Etwa 69 Prozent der Grundstücksfläche sollen bebaut werden dürfen. 
Auf dieser Fläche ist vorgesehen, dass 221.758 m² Geschossfläche auf maxi-
mal fünf Stockwerken entstehen. Als private Grünfläche, also unbebaute Flä-
che innerhalb des Plangebietes, sind 5.753 m² angegeben. 

Änderungsvorschlag zu 70.12: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Der Bebauungsplan gibt den planungsrechtlichen Rahmen für die Rea-
lisierung des Projektes vor. 

  

70.13 II. Verschattung, Schattenbildung und Fernblick 

Durch die geplante Höhe der Bauwerke würde es besonders im Herbst bis in 
den Frühsommer, ab den späten Nachmittagsstunden bis zum 

Änderungsvorschlag zu 70.13: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  
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Sonnenuntergang, zu einer massiven Verschattung der angrenzenden Wohn-
häuser kommen. Der Eingriff in die Lebensqualität wäre gravierend. 

Begründung: 

Im Rahmen der Objektplanung des geplanten Rechenzentrumscampus 
wurde eine Verschattungsstudie erstellt. Diese zeigt für die Planungsva-
rianten auf, dass eine Verschattung der östlich angrenzenden Wohnbe-
bauung selbst bei tiefstehender Sonne ausgeschlossen werden kann. 
Die entsprechenden Ergebnisse der Verschattungsstudie werden in der 
Begründung zum Bebauungsplan ergänzt.  

Die Belange der Belüftung und Lichtzufuhr und damit die Wohnqualität 
der bestehenden Nachbarbebauung werden durch die vorliegende Be-
bauungsplanänderung nicht negativ beeinträchtigt. Ungeachtet der Er-
gebnisse der Verschattungsstudie wird die ausreichende Belichtung, 
Belüftung und Besonnung von Nachbargrundstücken in aller Regel 
durch die Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflächenrege-
lung sichergestellt. (vgl. OVG Münster (2. Senat), Urteil vom 30.05.2017 
- 2 A 130/16) 

70.14 Besonders dramatisch ist der Eingriff in mein Eigentumsrecht, da der derzeit 
nahezu ungestörte Fernblick nach Westen, in Richtung des Feldbergs, nahezu 
vollständig durch die Gebäude blockiert würde. Von unserer Terrasse aus ge-
nießen wir aktuell eine Fernsicht von etwa 30 Kilometern bis zum Taunus. 
Diese Aussicht würde durch die geplante Bebauung auf eine bedrückende Dis-
tanz von nur noch etwa 200 Metern bis zur Fassade des Rechenzentrums (Ge-
bäude 1) reduziert.  

Änderungsvorschlag zu 70.14: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Grundsätzlich besteht kein Recht des Nachbarn auf eine unverbaubare 
Aussicht. Das Oberverwaltungsgericht Sachsen führt in seinem Urteil 
vom 15.05.2018 (Az.: 1 C 13/17) dazu folgendes aus: 

„Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts […] ist 
grundsätzlich weder das Interesse eines Grundstückseigentümers 
an der Erhaltung einer von seinem Grundstück aus gegebenen 
freien Aussicht abwägungsrelevant noch sein Interesse daran, eine 
Ortsrandlage zu bewahren. […] 

Jeder Grundstückseigentümer muss grundsätzlich damit rechnen, 
dass durch Bautätigkeit auf Nachbargrundstücken seine Aussicht 
beschränkt wird. Das gilt auch für den Fall, dass mit dem Wegfall 
der Aussicht Auswirkungen auf den Verkehrswert zu erwarten sein 
sollten (BVerwG, Beschl. v. 9. Februar 1995 - 4 NB 17.94 -, juris Rn. 
11 f.). Eine bestehende ungehinderte Aussicht und der Erhalt der 
Ortsrandlage sind in der Regel lediglich eine Chance, die grund-
sätzlich keinen bauplanungsrechtlichen Schutz genießt.“ 

Dabei wurden die nachbarlichen Interessen an der Erhaltung der bishe-
rigen Festsetzungen im Rahmen dieser Abwägung berücksichtigt. Die 
Interessen der Nachbarschaft an der Erhaltung der ursprünglichen 
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Festsetzung treten daher hinter die Interessen der planungsrechtlichen 
Ermöglichung eines Rechenzentrumscampus als legitimes Ziel zur För-
derung der Digitalisierung zurück. 

70.15 Darüber hinaus ist zu befürchten, dass es in der beschriebenen Zeitspanne, 
von den Nachmittagen bis zum Abend, bei Sonnenschein ständig zu einem un-
angenehmen Wechsel zwischen Schatten und Sonneneinstrahlung kommen 
würde, sobald die Sonne hinter den Schornsteinen verschwinden würde. Dieser 
fortwährende Licht-Schatten-Wechsel würde eine erhebliche, ständige Belas-
tung darstellen und das Lebensumfeld in untragbarer Weise beeinträchtigen. 

Änderungsvorschlag zu 70.15: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 70.13 

  

70.16 III. Änderung der bebaubaren Fläche 

Es muss dringend geklärt werden, warum die ursprünglich festgelegte Grund-
flächenzahl (GRZ) von 0,6, die im Zusammenhang mit der Planung eines Mö-
belhauses definiert wurde, nun für die Rechenzentren auf 0,8 erhöht werden 
soll. Ebenso bleibt völlig unklar, auf welcher Grundlage die Geschossfläche von 
der bisherigen Planung des Gebiets abweichen darf. Im Fall des Möbelhauses 
wurde eine Geschossfläche von etwa 60.000 m² (Verkaufsfläche und Lager) 
angesetzt. Nun wird jedoch eine völlig andere Dimension angestrebt: Die ge-
plante Geschossfläche soll auf satte 160.000 m² anwachsen und damit insge-
samt 221.758 m² betragen – zusätzlich zu den 14.752 m² der GE 2. Das be-
deutet eine unglaubliche Steigerung um 400 Prozent im Vergleich zur ursprüng-
lichen Planung. Diese Maßnahme ist in diesem Ausmaß absolut inakzeptabel. 

Änderungsvorschlag zu 70.16: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die ursprüngliche 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ für die 
Errichtung eines Möbelmarktes ist nie rechtswirksam geworden. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen. Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung ist 
im Hinblick auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden als städ-
tebaulich verträglich zu bewerten und entspricht dem planerischen Wil-
len der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. Die Grund- 
und die Geschossflächenzahlen halten die nach § 17 BauNVO gültigen 
Orientierungswerte für Gewerbegebiete ein bzw. unterschreiten diese 
teilweise. Es besteht zudem kein Gebot des Plangebers, eine in einem 
alten Bebauungsplan einmal aufgestellte Grund- und Geschossflächen-
zahl weiterhin einzuhalten. Für diese erhöhte Beanspruchung der 
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Flächen sind neue Gutachten erstellt worden, die als Grundlage der Ab-
wägung sicherstellen, dass die betroffenen nachbarlichen Belange 
durch ein größeres Gewerbe und insbesondere ein Rechenzentrum 
ausreichend berücksichtigt werden. Die Interessen der Nachbarschaft 
an der Erhaltung der ursprünglichen Festsetzungen treten daher hinter 
die Interessen des Planungsziels, zur flächendeckenden Digitalisierung 
und Bereitstellung von durch – von öffentlichen wie privaten Nutzern zu-
nehmend nachgefragten – Rechenzentren nutzbaren Flächen beizutra-
gen. 

70.17 IV. Änderung bei der Höhe der Baukörper 

Im Zusammenhang mit der Festlegung der Gebäudehöhe wurde eine erhebli-
che Verschlechterung für die angrenzenden Anwohner festgestellt. Beide ge-
planten Gebäude, einschließlich der dazugehörigen Schornsteine, dürfen eine 
Höhe von 50 Metern erreichen. Im Gegensatz dazu wurde die Höhe des Lagers 
im Rahmen der Planung des Möbelhauses mit 28 Metern zuzüglich eines tech-
nischen Aufbaus angegeben, während der Verkaufsraum eine Höhe von 19,50 
Metern aufwies. Daraus ergibt sich, dass die aktuell geplante Bebauung in ei-
nigen Bereichen nahezu doppelt so hoch wäre bzw. sich um den Faktor 2,5 
erhöhen würde.  

Änderungsvorschlag zu 70.17: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die ursprüngliche 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ für die 
Errichtung eines Möbelmarktes ist nie rechtswirksam geworden.  

Im rechtskräftigen Bebauungsplan „Im Schleid“ werden Gebäudehöhen 
bis zu 18,0 m zugelassen. Eine Gebäudehöhe von 50 m ist über die 5. 
Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ nicht zulässig. Die maxi-
male Gebäudehöhe beträgt innerhalb des Gewerbegebietes GE 1 32,5 
m. Ausschließlich untergeordnete technische Anlagen und Schornsteine 
dürfen diese Höhe in einem kleinen Teilbereich der überbaubaren 
Grundstücksfläche um auf bis zu 50 m überschreiten. Eine 2,5 fache 
Erhöhung ist demnach nicht generell zutreffend. 

Darüber hinaus wird auf die Ausführungen im Änderungsvorschlag zu 
70.16 zur Planungshoheit verwiesen. 

  

70.18 Eine Erläuterung, warum eine derart hohe Anzahl von 36 Schornsteinen erfor-
derlich sein soll, ist den Unterlagen nicht zu entnehmen. Des Weiteren ist be-
kannt, dass im Baugebiet Krebsschere ein weiteres Rechenzentrum entstehen 
soll. In der ursprünglichen Planung war dort die Errichtung von 12 Schornstei-
nen vorgesehen, nun jedoch soll diese Zahl auf lediglich 3 reduziert werden. 
Zudem wurde für dieses Rechenzentrum eine Stockwerksbegrenzung von 3 
Etagen festgelegt. Im Antrag des neuen Rechenzentrumscampus hingegen ist 
die Anzahl der Stockwerke mit 5 angegeben. Die Höhenbegrenzung des ande-
ren Rechenzentrums wurde auf 22,50 Meter (zuzüglich 7,50 Meter für Schorn-
steine) festgesetzt, was einer maximalen Höhe von 30 Metern entspricht. Die 
neuen Rechenzentren hingegen sollen jeweils eine Höhe von 50 Metern errei-
chen dürfen.  

Wenn offensichtlich eine Reduzierung der Schornsteinanzahl im Fall des Re-
chenzentrums Krebsschere von 12 auf 3 Schornsteine möglich ist, stellt sich 

Änderungsvorschlag zu 70.18: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
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die Frage, warum dies bei den aktuellen Plänen nicht ebenfalls möglich sein 
sollte. Es wird argumentiert, dass diese Reduzierung nur durch die Möglichkeit 
erreicht wurde, die Schornsteine dort auf eine Höhe von 30 Metern zu bauen. 
Daraus folgt, dass – falls eine Korrelation zwischen der Höhe der Gebäude und 
der Anzahl der Schornsteine besteht – bei den geplanten Rechenzentren mit 
einer Höhe von 50 Metern die Zahl der Schornsteine um mehr als 75 Prozent 
reduziert werden könnte. Dies scheint besonders plausibel, da dies auch beim 
benachbarten Rechenzentrum erfolgreich umgesetzt wurde. Darüber hinaus 
sollte die Reduzierung der Schornsteinanzahl sogar noch deutlicher ausfallen, 
da die aktuelle Planung eine Höhe von 50 Metern je Schornstein vorsieht, im 
Gegensatz zu den 30 Metern beim benachbarten Projekt. Es stellt sich also die 
Frage, warum eine derart hohe Anzahl von 36 Schornsteinen beantragt wird, 
wenn es offenbar möglich wäre, diese deutlich zu reduzieren.  

Die Festlegung der konkreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rah-
men der Bauplanung. Der Bebauungsplan gibt hierfür den planungs-
rechtlichen Rahmen vor. 

Parallel zur Erstellung Bebauungsplanentwurfs wurde durch die iMA 
Richter & Röckle GmbH & Co. KG, Freiburg, eine Schornsteinhöhener-
mittlung durchgeführt. Die Festsetzung zur Schornsteinhöhe erfolgt auf 
der Grundlage dieser Schornsteinhöhenermittlung, jedoch mit einer aus-
reichenden Sicherheit, da die abschließende Schornsteinhöhenberech-
nung erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Ge-
nehmigungsverfahren erfolgt.  

Das Rechenzentrum, das in dem Baugebiet „Krebsschere“ errichtet wer-
den soll, ist nicht Regelungsgegenstand des vorliegenden Bebauungs-
planverfahrens. 

70.19 Des Weiteren ist nicht nachvollziehbar, warum die Anzahl der Stockwerke im 
Rechenzentrumcampus nicht – wie im benachbarten Rechenzentrum – auf 3 
Etagen begrenzt werden kann. Schließlich befindet sich das andere Baugebiet 
in einem Gewerbegebiet ohne angrenzende Wohnbebauung. Zudem ist unver-
ständlich, warum nicht durch Tiefbaumaßnahmen die Höhe des Bauwerks op-
tisch verringert und so die Auswirkungen auf die umliegende Wohnbebauung 
minimiert wird. 

Änderungsvorschlag zu 70.19: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen. Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung ist 
im Hinblick auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden als städ-
tebaulich verträglich zu bewerten und entspricht dem planerischen Wil-
len der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. 

In der Abwägung der betroffenen Belange ist die Festsetzung eines an-
deren Plangebietes nicht zu berücksichtigen. Es lässt sich daraus kein 
Anspruch auf gleichartige Festsetzungen herleiten. Die konkreten Fest-
setzungen dieses Bebauungsplans entsprechen in Abwägung aller zu 
berücksichtigenden Belange dem zulässigen Maß und dem planeri-
schen Willen der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit. Ins-
besondere werden die Interessen der Nachbarschaft berücksichtigt. 
Diese Interessen müssen nach umfassender Abwägung mit den Inte-
ressen an der Schaffung eines Technologiestandorts der Zukunft im 
Rahmen der Digitalisierung zurücktreten. Zur besseren Eingliederung in 
die Landschaft und zur Reduzierung der Auswirkungen auf die Nach-
barschaft wird z.B das Maß der baulichen Nutzung optisch reduziert 
durch Festsetzung einer Fassadenbegrünung. 
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70.20 Angesichts der größeren Sensibilität und der Notwendigkeit, die umliegenden 
Wohngebiete stärker zu berücksichtigen, bleibt die Frage offen, warum die ge-
planten Grenzwerte im Rechenzentrumcampus so deutlich überschritten wer-
den. Diese Vorgehensweise würde zu einer erheblichen Belastung der Anwoh-
ner führen, was in keinem Fall hingenommen werden kann. 

Änderungsvorschlag zu 70.20: 

Der Anregung wird nicht gefolgt.  

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 70.6 bis 70.19. 

  

70.21 V. Emission, Immissionen und Elektrosmog 

Derzeit ist vollkommen unklar, welche Schadstoffemissionen durch den Betrieb 
der geplanten Gebäude und der Schornsteine auf die angrenzende Wohnbe-
bauung sowie auf die weiter entfernte Umgebung einwirken werden. Es fehlt 
eine detaillierte Immissionsprognose, die die Auswirkungen von Staub, 
Staubinhaltsstoffen und Luftschadstoffen auf die Anwohner und das gesamte 
Gebiet berücksichtigt. Insbesondere die potenziellen Gesundheitsrisiken durch 
diese Emissionen müssen umfassend geprüft werden, um sicherzustellen, 
dass die Lebensqualität der betroffenen Bevölkerung nicht gefährdet wird. 
Hierzu fordern wir, dass den Bewohnern, die in unmittelbarer Nähe zu dem 
Bauvorhaben leben, ein umfassendes Gutachten ausgehändigt wird, aus dem 
durch Simulationen unter Berücksichtigung der in diesem Gebiet vorherrschen-
den sowie sich durch das Bauvorhaben ändernden Bedingungen (Luftverwir-
belungen, natürliche Luftbewegungen, etc.) fundiert dargelegt wird, welche ge-
sundheitlichen Belastungen und Risiken auf die Menschen einwirken werden. 
Zudem bitten wir um umfassende und lückenlose Aufklärung über die gesund-
heitlichen Risiken, die durch die Ausstöße aus den Schornsteinen zu erwarten 
sind.  

Ebenso unberücksichtigt bleibt die Frage, wie der Rechenzentrumcampus die 
Belastung durch Elektrosmog beeinflussen wird. Es fehlen jegliche Untersu-
chungen darüber, inwieweit die geplanten Anlagen und die Technologie, die in 
den Rechenzentren zum Einsatz kommen, zu einer Zunahme elektromagneti-
scher Felder führen könnten. Diese Belastung kann erhebliche Auswirkungen 
auf die Gesundheit und das Wohlbefinden der Anwohner haben und muss drin-
gend in die Planung einbezogen werden.  

Darüber hinaus ist eine gründliche Prüfung der Auswirkungen auf die lokale 
Umwelt erforderlich, insbesondere in Bezug auf Lärm- und Lichtemissionen. 
Der Betrieb der Rechenzentren könnte in den Abend- und Nachtstunden zu-
sätzliche Belastungen verursachen, die bislang nicht ausreichend berücksich-
tigt wurden. Es sollte eine detaillierte Lärm- und Lichtimmissionsprognose er-
stellt werden, um zu verhindern, dass die Lebensqualität der Anwohner durch 
störende Geräusche oder unkontrollierte Lichtquellen beeinträchtigt wird.  

Insgesamt fordern wir somit eine transparente und unabhängige Untersuchung 
aller möglichen Umwelt- und Gesundheitsrisiken im Zusammenhang mit 

Änderungsvorschlag zu 70.21: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. 

Im weiteren Planverfahren genügt die Prognose, dass der Bebauungs-
plan voraussichtlich umsetzbar sein wird und die Errichtung der vorge-
sehenen Vorhaben nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Immissions-
richtwerte unmöglich sein wird. 

Im Rahmen des Umweltberichts wurde eine mögliche Belastung durch 
Luftschadstoffe betrachtet. Durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen 
sowie den Betrieb eines Gewerbebetriebs innerhalb des Plangebietes, 
insbesondere eines Rechenzentrums, kann es zum Ausstoß von Luft-
schadstoffen kommen. Es ist aber nicht zu erwarten, dass das Rechen-
zentrum oder eine andere zulässige Nutzung unzumutbare Luftimmissi-
onen oder Elektrosmog ausstoßen und deshalb der Betrieb einge-
schränkt werden muss. Es ist zu erwarten, dass die maßgeblichen An-
forderungen aus der 44. BImSchV sowie der TA Luft eingehalten wer-
den, erforderlichenfalls durch entsprechende Schutzmaßnahmen. Mög-
licherweise zu erwartende Immissionen sind im Übrigen in einem Ge-
werbegebiet zu einem gewissen Grad hinzunehmen. Sie werden über-
wogen durch das allgemeine Interesse, diese Fläche, wie unter ande-
rem im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungsplan 
2010 vorgesehen, gewerblich zu nutzen. 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

Die Aushändigung der für den zu erbringenden Nachweis im Rahmen 
des BImSchG-Genehmigungsverfahrens erforderlichen Gutachten ist 
nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. 
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diesem Bauvorhaben. Dazu gehört die Durchführung von umfassenden Mes-
sungen und die Bereitstellung realistischer Szenarien zur zukünftigen Belas-
tung, um frühzeitig geeignete Schutzmaßnahmen ergreifen zu können. Es 
sollte gewährleistet werden, dass alle relevanten Emissionen, sowohl in der Luft 
als auch im elektromagnetischen Bereich, nicht nur im Rahmen der aktuellen 
Planung berücksichtigt, sondern auch dauerhaft überwacht werden. 

Die Einhaltung der Anforderungen der 26. BImSchV in Bezug auf elekt-
romagnetische Felder und Elektrosmog ist ebenfalls im Rahmen der 
nachgelagerten Genehmigungsverfahren nachzuweisen. Dies betrifft in 
erster Linie das Umspannwerk sowie ebenso das Rechenzentrum, so-
fern elektrische oder magnetische Felder im niederfrequenten Bereich 
erzeugt werden.  

Nach den Vorgaben der 26. Bundes-Immissionsschutzverordnung (26. 
BImSchV) ist sicherzustellen, dass in Bereichen des nicht nur vorüber-
gehenden und öffentlich zugänglichen Aufenthalts von Menschen je-
weils ein Grenzwert von einer maximalen magnetischen Flussdichte 
(100 Mikrotesla (μT)) und einer maximalen elektrischen Feldstärke (5 
Kilovolt pro Meter (kV/m)) eingehalten werden. Diese Anforderungen 
können im Rahmen der Vorhabenplanung so angemessen berücksich-
tigt werden, dass gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse gewährleistet 
werden können. Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene auch hier 
nicht zu erwarten. 

In Bezug auf ein Rechenzentrum gibt es im Hinblick auf die elektromag-
netische Verträglichkeit strenge Vorgaben bzgl. der in einem Rechen-
zentrum eingebauten Server / IT-Komponenten. Die Empfindlichkeit die-
ser gegenüber elektromagnetischer Strahlung ist sehr hoch. Daher gibt 
es bei einem Rechenzentrum detaillierte Maßnahmen zum Schutz vor 
elektromagnetischer Strahlung, welche sowohl nach innen als auch 
nach außen wirken. Dadurch ist die elektromagnetische Strahlung in 
dem direkten Umfeld eines Rechenzentrumsgebäudes generell kaum 
messbar. 

Die aus der Aufstellung des Bebauungsplans resultierenden Umwelt- 
und Gesundheitsrisiken werden im Umweltbericht sowie den ergänzen-
den Gutachten zum Bebauungsplan umfassend dargestellt. Die Ermitt-
lung der zu erwartenden Immissionen entspricht den anerkannten 
Mess- und Berechnungsmethoden. Alle darüberhinausgehenden im 
Rahmen der nachgelagerten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmigungsver-
fahrens zu erbringenden Nachweise zur Einhaltung der vorhabenspezi-
fischen Emissionen sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfah-
rens. Dabei ist im Rahmen der nachgelagerten Genehmigungsverfahren 
ebenso nachzuweisen, dass die nach Bundes- und Landesgesetzen 
vorgegebenen Immissionsgrenzwerte aller relevanten Immissionen 
dauerhaft eingehalten werden können. 

70.22 VI. Umspannwerk Änderungsvorschlag zu 70.22: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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Das im geplanten Baugebiet vorgesehene Umspannwerk muss zwangsläufig 
an das bestehende Stromnetz angeschlossen werden. In den vorliegenden Un-
terlagen ist jedoch keinerlei Information darüber enthalten, wie dieser An-
schluss konkret umgesetzt werden soll. Ist vorgesehen, die Zuleitung unterir-
disch zu verlegen, oder sollen stattdessen zusätzliche Strommasten im Gebiet 
errichtet werden? Falls Strommasten geplant sind, stellt sich die Frage, in wel-
cher Höhe und Anzahl diese gebaut werden sollen. Welche Auswirkungen 
würde die Errichtung dieser Masten auf die Umgebung und insbesondere auf 
die angrenzende Wohnbebauung haben, sowohl visuell als auch im Hinblick 
auf potenzielle elektromagnetische Felder?  

Begründung: 

Im Bebauungsplan ist die Festsetzung enthalten, dass die Verlegung 
von Versorgungsleitungen unterirdisch zu erfolgen hat. Strommasten 
sollen nicht gebaut werden.  

Für die Errichtung eines Rechenzentrumscampus bestehen Netzan-
schlussvereinbarungen mit dem Netzbetreiber Avacon Netz GmbH. Zwi-
schen dem Netzanschlusspunkt der Avacon Netz GmbH und dem ge-
planten Rechenzentrumscampus „Im Schleid“ wird ein Kabel errichtet. 
Das betreffende Kabel wird von der ovag Netz GmbH betrieben. 

Durch die Zusammenarbeit mit diesen beiden etablierten und erfahre-
nen Netzbetreibern wird sichergestellt, dass sämtliche technische, si-
cherheitsrelevante und umweltbezogene Standards eingehalten wer-
den. Es bestehen keinerlei Auswirkungen auf die Stromversorgung der 
Anwohner, da das Netz des geplanten Rechenzentrumscampus voll-
ständig von dem Netz der Wohnbebauung der Baugebiete „Krebs-
schere“ und „Im Schleid“ entkoppelt ist. 

Im Hinblick auf potenzielle elektromagnetische Felder siehe Änderungs-
vorschlag zu 70.21.  

70.23 Des Weiteren müsste geklärt werden, welche technischen und sicherheitsrele-
vanten Standards bei der Installation und dem Betrieb des Umspannwerks be-
rücksichtigt werden. Wird der Betrieb des Umspannwerks zu einer Erhöhung 
der elektrischen Belastung in der Umgebung führen? Welche Maßnahmen sind 
vorgesehen, um eine sichere und umweltverträgliche Anbindung an das Strom-
netz zu gewährleisten?  

Änderungsvorschlag zu 70.23: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die technischen und sicherheitsrelevanten Standards bei der Installa-
tion und dem Betrieb des Umspannwerks sind nicht Regelungsgegen-
stand des Bebauungsplans, sondern der nachfolgenden Realisierung. 

Für die Errichtung eines Rechenzentrumscampus bestehen Netzan-
schlussvereinbarungen mit dem Netzbetreiber Avacon Netz GmbH. Zwi-
schen dem Netzanschlusspunkt der Avacon Netz GmbH und dem ge-
planten Rechenzentrumscampus „Im Schleid“ wird ein Kabel errichtet. 
Der Bebauungsplan enthält die Festsetzung, dass die Verlegung von 
Versorgungsleitungen unterirdisch zu erfolgen hat. Das betreffende Ka-
bel wird von der ovag Netz GmbH betrieben. 

Durch die Zusammenarbeit mit diesen beiden etablierten und erfahre-
nen Netzbetreibern wird sichergestellt, dass sämtliche technische, si-
cherheitsrelevante und umweltbezogene Standards eingehalten wer-
den. Es bestehen keinerlei Auswirkungen auf die Stromversorgung der 
Anwohner, da das Netz des geplanten Rechenzentrumscampus 
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vollständig von dem Netz der Wohnbebauung der Baugebiete „Krebs-
schere“ und „Im Schleid“ entkoppelt ist. 

70.24 Zudem stellt sich die Frage, ob und in welchem Umfang eine mögliche Erhö-
hung der Netzbelastung durch das Umspannwerk die lokale Infrastruktur und 
die Stromversorgung der umliegenden Gebiete beeinträchtigen könnte. 

Änderungsvorschlag zu 70.24: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Für die Errichtung eines Rechenzentrumscampus bestehen Netzan-
schlussvereinbarungen mit dem Netzbetreiber Avacon Netz GmbH. Zwi-
schen dem Netzanschlusspunkt der Avacon Netz GmbH und dem ge-
planten Rechenzentrumscampus „Im Schleid“ wird ein Kabel errichtet. 
Der Bebauungsplan enthält die Festsetzung, dass die Verlegung von 
Versorgungsleitungen unterirdisch zu erfolgen hat. Das betreffende Ka-
bel wird von der ovag Netz GmbH betrieben. 

Durch die Zusammenarbeit mit diesen beiden etablierten und erfahre-
nen Netzbetreibern wird sichergestellt, dass sämtliche technische, si-
cherheitsrelevante und umweltbezogene Standards eingehalten wer-
den. Es bestehen keinerlei Auswirkungen auf die Stromversorgung der 
Anwohner, da das Netz des geplanten Rechenzentrumscampus voll-
ständig von dem Netz der Wohnbebauung der Baugebiete „Krebs-
schere“ und „Im Schleid“ entkoppelt ist. 

  

70.25 Es sollte auch untersucht werden, welche zusätzlichen Lärmemissionen durch 
den Betrieb des Umspannwerks zu erwarten sind. Gibt es eine Lärmminderung 
durch spezielle Schalldämpfungsmaßnahmen? Wie werden potenzielle Auswir-
kungen auf die Lebensqualität der Anwohner durch den Betrieb des Umspann-
werks berücksichtigt?  

Änderungsvorschlag zu 70.25: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die schalltechnischen Auswirkungen durch das Umspannwerk wurden 
im Rahmen der Schallimmissionsprognose mitberücksichtigt. Aufgrund 
der hierdurch zu erwartenden Pegelwerte wird das Umspannwerk aus 
sachverständiger Sicht nahezu nicht hörbar sein – allenfalls ist eine leise 
Wahrnehmbarkeit in direkter Nähe zum Zaun zu erwarten. Zusätzliche 
Lärmschutzmaßnahmen für das Umspannwerk sind daher auf Plan-
ebene nicht vorzusehen.  

  

70.26 Zudem wäre es wichtig zu wissen, ob eine langfristige Überwachung des Um-
spannwerks und der dazugehörigen Infrastruktur vorgesehen ist, um etwaige 
zukünftige Störungen oder Belastungen frühzeitig zu erkennen und abzustel-
len. Werden regelmäßige Prüfungen und Wartungen durchgeführt, um die ord-
nungsgemäße Funktion der Anlage sicherzustellen und unerwünschte Auswir-
kungen auf die Anwohner zu vermeiden? 

Änderungsvorschlag zu 70.26: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebau-
ungsplanverfahrens.  
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70.27 VII. Fassadenbegrünung und Photovoltaik 

In dem Antrag wird angegeben, dass Photovoltaikanlagen an den Fassaden 
der Gebäude installiert werden dürfen. Es muss jedoch geklärt werden, ob 
diese Installation auch an der Ostfassade der Gebäude geplant ist. Sollte dies 
der Fall sein, stellt sich die Frage, inwieweit dadurch die Begrünung der Fas-
sade beeinträchtigt wird und ob mit unerwünschten Sonnenspiegelungen ins 
benachbarte Wohngebiet zu rechnen ist. Die Auswirkungen von Reflexionen 
und Blendungen auf die angrenzenden Wohnbereiche müssen dringend unter-
sucht werden, um mögliche Beeinträchtigungen der Lebensqualität der Anwoh-
ner zu vermeiden.  

Änderungsvorschlag zu 70.27: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Festsetzung zur Fassadenbegrünung wird dahingehend geändert, 
dass der Vorrang zur Nutzung der Fassadenfläche der Ostfassaden für 
energieeffiziente Maßnahmen aus der Festsetzung gestrichen wird, so 
dass die Ostfassaden zwingend gemäß der getroffenen Festsetzung zu 
begrünen sind. 

 X 

70.28 Zudem bleibt unklar, warum nicht verbindlich festgelegt wird, dass die Ostfas-
saden möglichst vollständig begrünt werden sollen. Angesichts der positiven 
Beispiele, wie etwa das oben erwähnte Referenzobjekt in Neu-Isenburg, sollte 
die Begrünung der Fassaden als bevorzugte Maßnahme in Betracht gezogen 
werden. Diese Art der Begrünung bietet nicht nur einen ästhetischen Mehrwert, 
sondern trägt auch zur Verbesserung der Luftqualität, zum Wärmeschutz und 
zur Förderung der Biodiversität bei.  

Es erscheint auch fraglich, warum in diesem Fall nicht auf bewährte Konzepte 
zurückgegriffen wird, die von dem planenden Architektenbüro TTSP HWP Con-
sultants GmbH bereits in früheren Projekten erfolgreich umgesetzt wurden. Das 
Architektenbüro dürfte in diesem Zusammenhang geeignete und umsetzbare 
Alternativen kennen, die sowohl funktional als auch ästhetisch eine bessere 
Integration der Photovoltaikanlagen in das Gebäude ermöglichen, ohne die Be-
grünung oder die Lebensqualität der Anwohner negativ zu beeinflussen.  

Darüber hinaus sollte die Frage gestellt werden, ob alternative nachhaltige 
Maßnahmen, wie etwa die Integration von vertikalen Gärten oder begrünten 
Fassaden, ebenfalls in Betracht gezogen werden könnten. Welche anderen 
umweltfreundlichen und ressourcenschonenden Lösungen stehen zur Verfü-
gung, um das Gebäude energetisch zu optimieren, ohne dass dies zu negativen 
Auswirkungen auf die benachbarte Wohnbebauung führt? Eine transparente 
Darstellung und Diskussion dieser Möglichkeiten im Rahmen des Antrags wäre 
aus Sicht der Anwohner mindestens wünschenswert. 

Änderungsvorschlag zu 70.28: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Festsetzung zur Fassadenbegrünung wird dahingehend geändert, 
dass der Vorrang zur Nutzung der Fassadenfläche der Ostfassaden für 
energieeffiziente Maßnahmen aus der Festsetzung gestrichen wird, so 
dass die Ostfassaden zwingend gemäß der getroffenen Festsetzung zu 
begrünen sind.  

Das Rechenzentrum in Neu-Isenburg ist nicht Regelungsgegenstand 
des vorliegenden Bebauungsplanverfahrens. 

Die energetische Optimierung der Gebäude ist nicht Regelungsgegen-
stand des Bebauungsplans, sondern der nachfolgenden Bauplanung 
und -ausführung. 

 X 

70.29 VIII. Auswirkungen auf die Tierwelt und öffentliche Grünflächen 

Wurde nachweislich geprüft und begutachtet, welchen Schaden das geplante 
Vorhaben für die umliegende Natur anrichten wird und in welcher Form es den 
natürlichen Lebensraum der dort ansässigen Tiere beeinträchtigen könnte? Auf 
und in der Fläche leben inzwischen zahlreiche verschiedene Tierarten. Welche 

Änderungsvorschlag zu 70.29: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag nach 

 X 
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Tiere wären durch das Projekt unmittelbar oder mittelbar bedroht, würden ver-
drängt oder möglicherweise getötet?  

Insbesondere im Hinblick auf die regelmäßigen Sichtungen von Rotmilanen im 
Gebiet, ist zu klären, wie sich das Vorhaben auf deren Lebensraum auswirken 
könnte. 

Hessischem Leitfaden erstellt. In diesem werden die Auswirkungen des 
durch den Bebauungsplan zugelassenen Vorhabens auf die Natur so-
wie die dort lebenden Tiere und ihren Lebensraum im gesetzlich vorge-
sehenen Umfang untersucht. Die Ergebnisse werden in die Begründung 
des Bebauungsplans eingearbeitet, sobald sie vorliegen. Auf der Grund-
lage des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrages werden artenschutz-
rechtliche Maßnahmen definiert und soweit möglich im Bebauungsplan 
festgesetzt.  

Der Rotmilan ist jedoch nicht Gegenstand des Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages, da dieser keine Brut- oder Fortpflanzungsstätte im Be-
reich des Plangebietes hat. Für den Rotmilan entfällt im Bereich des 
Plangebietes ein kleiner Teil seines Nahrungshabitates. Durch Maßnah-
men für andere Arten wie Feldlerche und Rebhuhn wird dieser Wegfall 
ebenfalls ausgeglichen. Die Nahrungshabitate bei Rotmilanen umfas-
sen mehrere km². 

70.30 Wie wird die Versiegelung der Fläche ausgeglichen? Gibt es konkrete Maßnah-
men zur Renaturierung oder zur Förderung von Ausgleichsflächen? 

Änderungsvorschlag zu 70.30: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Hinsichtlich der Kompensation des Eingriffs in Natur und Boden werden 
im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs eine Bilanzie-
rung des naturschutzrechtlichen Eingriffs sowie eine Bilanzierung des 
Eingriffs in das Schutzgut Boden durchgeführt und dabei der derzeit 
rechtskräftige Planungszustand (rechtskräftiger Bebauungsplan „Im 
Schleid“ aus dem Jahr 2004) mit der vorliegenden 5. Änderung vergli-
chen. Die Ergebnisse werden in den Umweltbericht und in den Grünord-
nungsplan zum Bebauungsplan eingearbeitet. Soweit im Vergleich zum 
rechtskräftigen Bebauungsplan aus dem Jahr 2004 zusätzliche Ein-
griffe, insbesondere eine größere versiegelte Fläche, zu erwarten sind, 
werden diese soweit möglich ausgeglichen.  

Die Versiegelung wird über eine Kompensation hinsichtlich des Schutz-
gutes Boden ausgeglichen. Dies ist im Grünordnungsplan dargestellt. 
Die Kompensation wird über eine Aufwertung von Flächen innerhalb des 
Plangebietes im Bereich der Streuobstwiese und der Heckenpflanzun-
gen realisiert. 

 X 

70.31 Ist belegt, dass durch das Vorhaben keinerlei bedrohte Tierarten, wie etwa der 
Rotmilan, negativ beeinflusst oder gefährdet werden? Welche Monitoring- und 
Schutzmaßnahmen sind vorgesehen, um sicherzustellen, dass keine Schäden 

Änderungsvorschlag zu 70.31: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

 X 
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an der lokalen Fauna entstehen und die Tiere weiterhin ihren Lebensraum er-
halten können?  

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag nach Hes-
sischem Leitfaden erstellt. In diesem werden die Auswirkungen des 
durch den Bebauungsplan zugelassenen Vorhabens auf die Natur so-
wie die dort lebenden Tiere im gesetzlich vorgesehenen Umfang unter-
sucht. Die Ergebnisse werden in die Begründung des Bebauungsplans 
eingearbeitet sobald sie vorliegen. Auf der Grundlage des Artenschutz-
rechtlichen Fachbeitrages werden artenschutzrechtliche Maßnahmen 
definiert und soweit möglich im Bebauungsplan festgesetzt. 

Zudem werden entsprechende Monitoring- und Schutzmaßnahmen vor-
gesehen. 

Bzgl. des Rotmilans siehe Änderungsvorschlag zu 70.29. 

70.32 Darüber hinaus wird die geplante Entwicklung der Parkanlage zudem nur sehr 
grob skizziert. Es ist vorgesehen, einige Sträucher und Bäume zu pflanzen, 
aber die genaue Nutzung der verbleibenden, nicht bepflanzten Fläche bleibt 
unklar. Diese Fläche wird mit möglichen Nutzungen wie einem Bolzplatz, einer 
Liegewiese und/oder einem Festplatz angegeben. Hier stellt sich die Frage, 
welche konkrete Nutzung nun tatsächlich vorgesehen ist? 

Änderungsvorschlag zu 70.32: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die zentrale öffentliche Parkanlage des Baugebietes „Quellenpark“ soll 
der Entwicklung von flächenhaften Biotopen und der Verbesserung der 
landschaftsökologischen Struktur im Sinne der barrierefreien Vernet-
zung des Stadtgebietes mit dem Umland dienen. Fuß- und Radwege 
sollen hier die Erreichbarkeit der offenen Landschaft für die Erholungs-
suchenden gewährleisten und stellen eine durchgängige Verbindung bis 
nach Dortelweil-West dar. Für Kinder sollen durch Geländemodellierung 
je nach Alter Spielflächen in naturnaher Umgebung entstehen. Im Park 
sind aber auch große Grünlandflächen geplant, die einerseits intensiv 
gepflegt werden, um als Bolzflächen oder als Liege- bzw. Festwiesen zu 
fungieren. Andererseits sollen aber auch Extensivrasenflächen zur bio-
logisch-ökologischen Bereicherung des Lebensraumes entwickelt wer-
den. 

Insgesamt wird die Anlage eines vielfältigen Mosaiks aus Grünstruktu-
ren angestrebt, die sowohl den Menschen Freizeit- und Erholungsmög-
lichkeiten als auch Tieren und Pflanzen unterschiedliche Lebensraum-
funktionen bietet. 

Die konkrete Ausgestaltung der öffentlichen Parkanlage ist nicht Rege-
lungsgegenstand des Bebauungsplans, sondern der nachfolgenden 
Freiraumplanung. 
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70.33 Insbesondere muss geklärt werden, wie sich die angedachte Nutzung auf den 
Geräuschpegel in der angrenzenden Wohngegend auswirken wird und ob da-
bei die allgemeinen Vorgaben des Bundes-Immissionsschutzgesetzes einge-
halten werden. Diese Informationen fehlen bislang. 

Änderungsvorschlag zu 70.33: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die Bewertung der Immissionen, die auf die angrenzende Wohnbebau-
ung durch die konkreten Nutzungen der öffentlichen Parkanlage einwir-
ken, hat im Rahmen der Freiraumplanung zu erfolgen, wenn die konkre-
ten Nutzungen feststehen. Unabhängig davon, ob die konkrete Nutzung 
genehmigungspflichtig ist, muss sie die maßgeblichen Immissionsricht-
werte einhalten. Unzumutbare Einwirkungen auf die Wohnbebauung 
sind daher nicht zu erwarten. 

  

70.34 Um die Anwohner vor zusätzlichen Schallimmissionen zu schützen, wäre es 
sinnvoll, den geplanten Festplatz oder Bolzplatz auf der privaten Grünfläche 
des Rechenzentrums zu realisieren. Schließlich hat sich die Stadt Bad Vilbel 
auch ein Stück des Grundstücks zur Errichtung einer Lagermöglichkeit gesi-
chert. Warum sollte also nicht ein Teil der privaten Grünfläche im östlichen Be-
reich des Grundstücks (gegenüber dem Spielplatz) für einen öffentlichen 
Zweck, wie beispielsweise einen Fest- oder Bolzplatz, genutzt werden dürfen?  

Diese Lösung würde zudem den Vorteil mit sich bringen, dass auf der aktuell 
vorgesehenen öffentlichen Grünfläche z.B. ein Kneippbecken angelegt werden 
könnte. Gerade im sogenannten Quellenpark fehlt es an Wasserstellen, was zu 
einer erheblichen Verbesserung der Umweltqualität und der Aufenthaltsqualität 
für die Anwohner führen würde.  

Änderungsvorschlag zu 70.34: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die privaten Grünflächen im nördlichen Bereich des Plangebietes die-
nen insbesondere der Eingrünung des Plangebietes in die freie Land-
schaft. Eine öffentliche Nutzung dieser im Privatbesitz befindlichen Flä-
chen ist nicht vorgesehen, zumal für die öffentliche Naherholung ein 
rund 80 – 100 m breiter öffentlicher Park zur Verfügung steht. 

Die Bewertung der Immissionen, die auf die angrenzende Wohnbebau-
ung durch die konkreten Nutzungen der öffentlichen Parkanlage einwir-
ken, hat im Rahmen der Freiraumplanung zu erfolgen, wenn die konkre-
ten Nutzungen feststehen. 

Die konkrete Ausgestaltung der öffentlichen Parkanlage, etwa durch 
Wasserstellen, ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, 
sondern der nachfolgenden Freiraumplanung. 

  

70.35 Des Weiteren wäre zu klären, wie die Nutzung des Parks und der angrenzen-
den Flächen langfristig verwaltet und gepflegt wird. Wird sichergestellt, dass die 
Fläche ausreichend betreut wird, um eine nachhaltige Nutzung zu garantieren 
und eine Überbeanspruchung oder Vernachlässigung zu vermeiden? Welche 
konkreten Maßnahmen sind geplant, um die Ausgewogenheit zwischen Erho-
lungsflächen, Naturschutz und den Bedürfnissen der Anwohner zu gewährleis-
ten? Eine detaillierte Planung und transparente Kommunikation dieser Aspekte 
wäre für die betroffenen Anwohner von großem Interesse und sollte in den Un-
terlagen klar dargestellt werden. 

Änderungsvorschlag zu 70.35: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Der im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindliche Teil des Parks 
wird als öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Parkanlage“ 
festgesetzt und damit planungsrechtlich gesichert. Die darüberhinaus-
gehende Pflege und Verwaltung der Fläche ist nicht Regelungsgegen-
stand des Bebauungsplans. 
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70.36 Abschließende Stellungnahme  

Fehlende Rücksichtnahme und Unverhältnismäßigkeit  

In Anbetracht der vorgetragenen Punkte stellt sich die Frage nach der Verhält-
nismäßigkeit der geplanten Maßnahmen. Die vorgelegten Planungen und Kon-
zepte erscheinen in mehreren Bereichen unangemessen, da sie die Interessen 
der betroffenen Anwohner und die Umweltbelange nicht hinreichend berück-
sichtigen. Darüber hinaus fehlt es derzeit an grundlegenden Informationen, wel-
che Belastungen die unmittelbar und mittelbar betroffenen Bewohner zu erwar-
ten haben und wie die Verantwortlichen diese Risiken mittigeren und abwenden 
wollen. Dies bezieht sich nicht nur auf die gesundheitlichen Folgen, sondern 
auch die finanziellen Auswirkungen, die mit der Umsetzung des Bauvorhabens 
für die Eigentümer der unmittebar [sic] angrenzenden Wohneinheiten verbun-
den sind. 

Insgesamt scheint die geplante Bebauung und Nutzung nicht in einem ausge-
wogenen Verhältnis zu den bestehenden Umwelt- und Anwohnerinteressen zu 
stehen. Die Notwendigkeit, dass sämtliche Maßnahmen nicht nur im Hinblick 
auf die Funktionalität, sondern auch im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf die 
Lebensqualität der Anwohner, den Umweltschutz und die nachhaltige Nutzung 
von Ressourcen sorgfältig geprüft werden, ist von entscheidender Bedeutung. 
Angesichts der bestehenden Bedenken hinsichtlich Lärm, Luftschadstoffen, 
Elektrosmog, Einschränkung des Weitblicks, mangelnde optische Passung in 
das Gebiet, finanzielle Auswirkungen auf den Marktwert der Immobilien sowie 
der fehlenden umfassenden Umwelt- und Gesundheitsprognosen ist es drin-
gend erforderlich, dass alle Planungen nochmals auf ihre Verhältnismäßigkeit 
und Angemessenheit hin überprüft und angepasst werden. Nur so kann ein 
nachhaltiges und für alle Beteiligten akzeptables Ergebnis erzielt werden.  

Änderungsvorschlag zu 70.36: 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind die öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Dem daraus re-
sultierenden Abwägungsgebot wird durch die umfassende Behandlung 
der im Rahmen der Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB aus der Öffent-
lichkeit vorgebrachten Belange Rechnung getragen. Alle betroffenen 
Belange einschließlich nachbarschaftlicher Interessen wurden dabei be-
rücksichtigt. Die Berücksichtigung der Umweltbelange wird im Umwelt-
bericht zum Bebauungsplanentwurf umfassend dargestellt.  

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung des Bebau-
ungsplans „Im Schleid“ nicht berührt. Das Vorhaben entspricht prinzipiell 
dem städtebaulichen Grundgedanken und den Zielsetzungen der Stadt-
entwicklungsplanung der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet „Quellen-
park“. Die Möglichkeit zur Errichtung gewerblicher Nutzungen im Be-
reich des vorliegenden Plangebietes war somit bereits vor Realisierung 
des angrenzenden Wohngebietes hinreichend bekannt.  

Die planungsrechtliche Ermöglichung eines Rechenzentrumscampus 
stellt eine gewerbliche Nutzung sowie ein legitimes Ziel im Sinne der 
Digitalisierung dar. Die notwendigen natur- und artenschutzrechtlichen 
Eingriffe sowie Eingriffe in das Landschaftsbild wurden durch den Plan-
geber sowie die beauftragten Fachgutachter umfassend geprüft und als 
verhältnismäßig bewertet. Es werden entsprechende Minderungsmaß-
nahmen verbindlich definiert, sodass nicht von einer Unverhältnismäßig-
keit der Planung gesprochen werden kann.  

Etwaige Belastungen in Form von gesundheitlichen Beeinträchtigungen 
oder finanziellen Auswirkungen auf die Anwohner des angrenzenden 
Wohngebietes sind durch die 5. Änderung des Bebauungsplans „Im 
Schleid“ nicht ableitbar. Ein Nachweis zur Einhaltung der Grenzwerte 
aller relevanten Immissionsquellen ist im Rahmen der nachgelagerten 
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Bau- / bzw. BImSchG-Genehmigungsverfahren zu erbringen, sodass 
durch das geplante Vorhaben keine negativen Beeinträchtigungen der 
betroffenen Anlieger zu erwarten sind.  

Das Gebot der nachbarschaftlichen Rücksichtnahme ist bereits durch 
die Einhaltung der landesrechtlich vorgeschriebenen Abstandsflächen 
gewahrt. „Die Beachtung der landesrechtlich geregelten Abstandsflä-
chen rechtfertigt regelmäßig die Annahme, dass damit zugleich die mit 
den Abstandsvorschriften verfolgten Regelungsziele (Vermeidung von 
Licht-, Luft- und Sonnennutzung, Unterbindung einer erdrückenden Wir-
kung des Baukörpers sowie Wahrung eines ausreichenden Sozialab-
stands) zumindest aus tatsächlichen Gründen auch im Hinblick auf das 
planungsrechtliche Gebot der Rücksichtnahme erreicht werden. Die lan-
desrechtlichen Grenzabstandsvorschriften stellen insoweit eine Konkre-
tisierung des Gebots nachbarlicher Rücksichtnahme dar. [...] (vgl. Ober-
verwaltungsgericht Nordrhein-Westfahlen vom 30.05.2017 - Az.: 2 A 
130/16) 

70.37 In Anbetracht der detailliert aufgeführten Punkte sowie der gravierenden Aus-
wirkungen auf unsere Lebensqualität sowie unser erst kürzlich erworbenes Ei-
gentum (zum Zeitpunkt des Erwerbs waren diese geplanten baulichen Aus-
maße alles andere als prognostizierbar oder ersichtlich!), lehnen wir das Vor-
haben in der derzeitig geplanten Dimension ausdrücklich und vollständig ab. 

Änderungsvorschlag zu 70.37: 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  

Begründung: 

Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbebauung „Im Schleid“ ent-
stehen durch die Planung keine negativen Auswirkungen auf die Le-
bensqualität. 

Die Möglichkeit zur Errichtung gewerblicher Nutzungen im Bereich des 
vorliegenden Plangebietes war bereits vor Realisierung des angrenzen-
den Wohngebietes hinreichend bekannt. Siehe dazu auch Änderungs-
vorschlag zu 70.36.  

§ 39 BauGB regelt, dass Eigentümer […], die im berechtigten Vertrauen 
auf den Bestand eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans Vorberei-
tungen für die Verwirklichung von Nutzungsmöglichkeiten getroffen ha-
ben, die sich aus dem Bebauungsplan ergeben, angemessene Entschä-
digung in Geld verlangen können, soweit die Aufwendungen durch die 
Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Bebauungsplans an Wert 
verlieren. § 39 BauGB begründet hierbei jedoch keinen allgemeinen 
Schutz des Vertrauens, sondern beschränkt ihn auf solche Festsetzun-
gen, die sich auf das betreffende Grundstück selbst beziehen und auf 
Aufwendungen in Bezug auf dieses Grundstück (EZBK/Runkel, 139. EL 
August 2020, BauGB § 39 Rn. 8). Es genügt nicht, dass der Eigentümer 
auf den Fortbestand des Bebauungsplans im Allgemeinen vertraut hat. 
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Nach dem Gesetz muss sich das Vertrauen auf den Bestand (also Fort-
bestand) der bisherigen, sein Grundstück betreffenden Festsetzungen 
beziehen (EZBK/Runkel, 139. EL August 2020, BauGB § 39 Rn. 12). 
Die an das Plangebiet angrenzende Wohnbebauung „Im Schleid“ ist von 
der Änderung des Bebauungsplans nicht betroffen. 

71. Bürger 36 (04.04.2025) 
71.1 Mit diesem Schreiben möchten wir als direkt betroffene Anwohner "Im 

Schleid" unsere Ablehnung gegenüber dem oben genannten Vorhaben 
ausdrücken.  

Harmonisierung mit der bisherigen Stadtentwicklung  
Der Bauplan des Rechenzentrums im Baugebiet "Im Schleid" wirft Fra-
gen auf, ob es mit der bisherigen Stadtentwicklung harmoniert, da Bad 
Vilbel als lebenswerter Vorort für Familien gilt. Trotz der im Plan er-
wähnten Maßnahmen wird der Bau aufgrund der zusätzlichen Ver-
kehrsbelastung, der Veränderungen im Landschaftsbild und der indust-
riell geprägten Bebauung (mit 36 Schonsteinen) von Anwohnern als 
nicht vollständig harmonisch empfunden. Wir als Familien haben große 
Bedenken, dass die industrielle Nutzung das wohnliche Ambiente be-
einflusst. Die Errichtung von Industrieanlagen steht nicht im Einklang 
mit der familienfreundlichen Ausrichtung des Gebiets und kann zukünf-
tige Entwicklungen in einem traditionellen Vorort gefährden. Dies steht 
im möglichen Widerspruch zur bisherigen Nutzung als Wohngebiet mit 
Spielplatz, Grundschule und Familienzentrum. 

Änderungsvorschlag zu 71.1: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich. Parallel zur 
Erstellung Bebauungsplanentwurfs wurde durch die iMA Richter & 
Röckle GmbH & Co. KG, Freiburg, eine Schornsteinhöhenermittlung 
durchgeführt. Die Festsetzung zur Schornsteinhöhe erfolgt auf der 
Grundlage dieser Schornsteinhöhenermittlung, jedoch mit einer ausrei-
chenden Sicherheit, da die abschließende Schornsteinhöhenberech-
nung erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Ge-
nehmigungsverfahren erfolgt. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Die Festlegung der konkreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im Rah-
men der Bauplanung. Der Bebauungsplan gibt hierfür den planungs-
rechtlichen Rahmen vor. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen 
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Grundgedanken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung 
der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt.  

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 

Bei einem Rechenzentrum handelt es sich um eine gewerbliche Nut-
zung und nicht um eine industrielle Nutzung. Die Ausweisung eines Ge-
werbegebietes gem. § 8 BauNVO ist korrekt. Die Ausweisung eines In-
dustriegebietes gem. § 9 BauNVO ist auch unter der Berücksichtigung 
des konkreten Vorhabens inklusive der Errichtung von Notstromgenera-
toren nicht erforderlich. 

Im Rahmen der städtebaulichen Entwicklung des südlich an das Plan-
gebiet angrenzenden Baugebietes „Krebsschere“ wurden in den ver-
gangenen Jahren umfassende und weiträumige Verkehrsuntersuchun-
gen durchgeführt. Hierbei wurden alle bekannten Entwicklungsvorhaben 
im Umfeld berücksichtigt. Dies betraf auch das vorliegende Plangebiet 
der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Bis zur Verkehrsun-
tersuchung vom April 2024, die zur 13. Änderung des Bebauungsplans 
„Krebsschere“ durchgeführt wurde, allerdings noch vor dem Hintergrund 
der Ansiedlung eines Möbelhauses innerhalb des Plangebietes. Das 
hierzu prognostizierte Fahrtenaufkommen lag bei insgesamt 2.800 Kfz-
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Fahrten an einem Normalwerktag. Der Normalwerktag bzw. die werk-
tägliche Spitzenstunde wird bei verkehrstechnischen Nachweisen und 
der Dimensionierung von Verkehrsanlagen als bemessungsrelevant zu-
grunde gelegt.  

Darüber hinaus wurden auch die Spitzenzeiten eines Möbelmarktes am 
Freitag und Samstag überprüft. Die Verkehrsuntersuchungen kamen 
dabei jeweils zu dem Ergebnis, dass die Knotenpunkte im Zuge der 
‚Nordumgehung‘ (L 3008) die für den Prognosezeitraum bis 2035 zu er-
wartenden Verkehrsbelastungen in mindestens „ausreichender“ Weise 
(QSV = D) aufnehmen und abwickeln können und dass die verkehrliche 
Erschließung der Plangebiete, einschließlich des Bebauungsplans der 
5. Änderung „Im Schleid“, gesichert ist. 

Dies galt für das Verkehrsaufkommen durch den ehemals geplanten 
Möbelmarkt mit werktäglich rund 2.800 Kfz-Fahrten. Die aktuelle Ver-
kehrsuntersuchung zum Bebauungsplan vom Dezember 2024 zeigt, 
dass künftig durch die Entwicklung eines Rechenzentrumscampus ein 
deutlich geringeres Fahrtenaufkommen zu erwarten ist. Dieses wurde 
mit rund 400 Kfz-Fahrten, jeweils 200 im Ziel- und im Quellverkehr, prog-
nostiziert und liegt somit bei rund 14% der ursprünglichen Verkehrs-
menge. Folgerichtig ergeben die Berechnungsergebnisse auch etwas 
verbesserte Verkehrsabläufe, die an der Plangebietsanbindung sowie 
am Übergang zur B3 bei „befriedigend“ (QSV = C) liegt.  

Die Ergebnisse der vorgenannten Verkehrsuntersuchungen bestätigen 
zusammenfassend, dass auch größere Schwankungen in den Ver-
kehrsbelastungen, auch wenn diese regelhaft nicht zur Dimensionierung 
und zum Nachweis herangezogen werden, vom bestehenden Verkehrs-
netz aufgenommen und abgewickelt werden können. 

71.2 Schallschutz im Bereich der Wohnbebauung  

In dem Gutachten Nr. 324P6 G2 wird angegeben, dass die Dezibel-
Belastung durch das Rechenzentrum auf der GE 1, der Lagerfläche GE 
2 und dem Umspannwerk tagsüber in der Nähe des Messpunktes 
zwis.chen 45 50 dB liegen wird. Tagsüber wird hier mit einer Zeit von 6 
- 22 Uhr definiert. In der Berechnung wird davon ausgegangen, dass 
der dort prognostizierte maximale Wert von 50 dB tagsüber theoretisch 
um 1 dB unterschritten wird. Außerhalb dieser Zeit werden die Werte 
durch Schalldämpfer auf circa 30 dB reduziert.  

Bei hypothetischen Berechnungen wird aus nachvollziehbaren Grün-
den in der Regel mit bestmöglichen und standardisierten Annahmen 

Änderungsvorschlag zu 71.2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Der Unterschied der Schallimmissionspegel zwischen tags und nachts 
ergibt sich aus den unterschiedlichen Betriebszuständen der Anlagen 
und nicht durch „Schalldämpfer“. Nachts sind die im Dauerbetrieb be-
findlichen Kühlanlagen relevant, tags ist zusätzlich mit zeitweiligem Be-
trieb der Notstromaggregate und Fahrzeugverkehr zu rechnen. 

Schallimmissionsprognosen werden immer unter Berücksichtigung ei-
ner Worst-Case-Betrachtung durchgeführt. Beispielsweise liegt der 
Schallausbreitungsrechnung ein Volllastbetrieb aller Kühl- und 
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gearbeitet. Diese Annahmen müssen aber in der Realität nicht zwangs-
läufig auch eintreten. Daher ist die geschilderte Varianz von 1 dB als 
deutlich zu gering einzustufen, da Schwankungsbreiten (Wetter, Wind) 
eine deutlich höhere akustische Belastung zur Folge haben können. So 
ist beispielsweise aktuell der Straßenverkehr auf der 83 je nach Wet-
terlage und Uhrzeit stärker zu hören oder auch schwächer.  

Die Frage ist also, wie sich der Lärmpegel durch Umwelteinflüsse ent-
wickeln würde und ob dadurch mit einer noch höheren Belastung zu 
rechnen wäre.  

Lüftungsanlagen zugrunde, der praktisch eigentlich nie erreicht wird, da 
hierbei auch Sicherheiten in der Anlagenplanung Berücksichtigung fin-
den. Weiterhin wird eine Schallausbreitungsrechnung immer unter 
schallausbreitungsgünstigen Verhältnissen (Mitwind) vorgenommen. 
Dies ist in der TA Lärm so festgelegt. Auf Grundlage der Schallberech-
nung ist daher nicht davon auszugehen, dass das auf Grund des Be-
bauungsplans zulässige Vorhaben zu unzumutbaren Beeinträchtigun-
gen führen wird. Vielmehr werden die Immissionsrichtwerte mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auch bei ungünstigen Windverhältnissen eingehal-
ten.  

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass auch mit den konkre-
ten Anlagendaten (z. B. verwendete Geräte, Maschinen usw.) die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. 

71.3 Zudem stellt sich die Frage, ob der prognostizierte Schallwert, trotz Ein-
haltung der gesetzlichen Grenzwerte, eine gesundheitliche Belastung 
darstellen kann. 

Änderungsvorschlag zu 71.3: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die TA Lärm sorgt als Umsetzungsverordnung zum BImSchG dafür, 
dass „schädliche Umwelteinwirkungen“ im Sinne des Gesetzes vermie-
den werden. Die Schwelle für gesundheitliche Beeinträchtigungen durch 
Lärm liegt (u.a. gemäß einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts) bei 
60 dB(A) in der Nacht und 70 dB(A) tagsüber. Diese Werte liegen deut-
lich über den nach der TA Lärm zulässigen Werten. Auch die Werte der 
TA Lärm werden hier eingehalten. Die Werte, ab denen eine Gesund-
heitsgefährdung zu erwarten ist, werden hier bei weitem nicht erreicht. 

  

71.4 Luftverschmutzung  

Wir befürchten, dass die Luftverschmutzung durch den Betrieb der 
Schornsteine erheblich zunehmen würde und eventuell auch ein ge-
sundheitliches Risiko für die Anwohner in Kauf genommen wird, wenn 
die technischen Standards hierbei berücksichtig werden.  

Es ist aktuell völlig unklar, welche Schadstoffimmissionen durch den 
Betrieb der Gebäude und der Schornsteine auf die anliegende Wohn-
bebauung und darüber hinaus zu erwarten sein wird. Auch hierfür fehlt 
eine Immissionsprognose für Staub, Staubinhaltsstoffe und Luftschad-
stoffe. 

Änderungsvorschlag zu 71.4: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. 

Im Bebauungsplanverfahren genügt die Prognose, dass der Bebau-
ungsplan voraussichtlich umsetzbar sein wird und die Errichtung der 
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vorgesehenen Vorhaben nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Immis-
sionsrichtwerte unmöglich sein wird. Dies ist hier der Fall. 

Im Rahmen des Umweltberichts wurde eine mögliche Belastung durch 
Luftschadstoffe betrachtet. Durch das zusätzliche Verkehrsaufkommen 
sowie den Betrieb eines Gewerbebetriebs innerhalb des Plangebietes, 
insbesondere eines Rechenzentrums, kann es zum Ausstoß von Luft-
schadstoffen kommen. Es ist aber nicht zu erwarten, dass das Rechen-
zentrum oder eine andere zulässige Nutzung unzumutbare Luftimmissi-
onen oder Elektrosmog ausstoßen und deshalb der Betrieb einge-
schränkt werden muss. Es ist zu erwarten, dass die maßgeblichen An-
forderungen aus der 44. BImSchV sowie der TA Luft eingehalten wer-
den. Möglicherweise zu erwartende Immissionen sind im Übrigen in ei-
nem Gewerbegebiet zu einem gewissen Grad hinzunehmen. Sie wer-
den überwogen durch das allgemeine Interesse, diese Fläche, wie unter 
anderem im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flächennutzungs-
plan 2010 vorgesehen, gewerblich zu nutzen. Die Einhaltung der für die 
benachbarte Wohnbebauung maßgeblichen Immissionsrichtwerte ist im 
Übrigen bei der Umsetzung des Bebauungsplans zu beachten, wäre da-
her – soweit für das Vorhaben ein Genehmigungsverfahren durchzufüh-
ren ist – in diesem zu prüfen und nachzuweisen. 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

71.5 Wie sich der Rechenzentrumcampus auf die Belastung durch Elektrosmog aus-
wirken wird, ist indes auch nicht geklärt.  

Änderungsvorschlag zu 71.5: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. 

Im weiteren Planverfahren genügt die Prognose, dass der Bebauungs-
plan voraussichtlich umsetzbar sein wird und die Errichtung der vorge-
sehenen Vorhaben nicht aufgrund eines Verstoßes gegen Immissions-
richtwerte unmöglich sein wird. Den möglicherweise entstehenden 
Emissionen kann auf Ebene der Vorhabenzulassung begegnet bzw. 
muss bei Umsetzung der Planung berücksichtigt werden. 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 
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71.6 Kann also definitiv jederzeit ausgeschlossen werden, dass durch den Betrieb 
des Rechenzentrums eine Verschlechterung der Luft- und Lebensqualität ein-
treten kann? 

Änderungsvorschlag zu 71.6: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Mögliche Luft- und Lärmemissionen des zugelassenen Vorhabens wer-
den bereits auf Planebene berücksichtigt und durch verschiedene Fest-
setzungen verringert. Dazu gehört unter anderem der Grünzug, der das 
Gewerbegebiet von dem Wohngebiet trennt.  

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass das Vorhaben mit den 
angrenzenden Wohnnutzungen (insbesondere der Gesundheit des 
Menschen) vereinbar ist. Konkret ist der Nachweis zu erbringen, dass 
keine schädlichen Umwelteinwirkungen zu erwarten sind. Eine Ver-
schlechterung der Luftqualität gegenüber dem jetzigen Zustand ist je-
doch hinzunehmen, solange sie die maßgeblichen Grenzwerte nicht 
übersteigt. 

  

71.7 Einfluss der Bebauung auf das unmittelbare Umfeld  

Es sollen zwei sehr große Gebäudekomplexe mit einer Gesamtlänge von circa 
270 Metern, einer Breite von 140 Metern (inklusive jeweils 60 Meter für die 
Energiezentrale), einer Höhe von circa 50 Metern inklusive 36 Schornsteinen 
entstehen. Dies führt in mehreren Wahrnehmungsebenen zu einer äußert er-
heblichen, negativen Veränderung des näheren Wohnumfeldes. Allein die im-
mense Anzahl von 36 Schornsteinen vermittelt den Charakter in einem indust-
riellen Mischgebiet zu wohnen.  

Änderungsvorschlag zu 71.7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Bei der vorliegenden Bebauungsplanänderung handelt es sich um einen 
städtischen Angebotsbebauungsplan. Das Vorhaben innerhalb des Ge-
werbegebietes GE 1 umfasst den Neubau eines hochmodernen Re-
chenzentrumscampus, ergänzt durch zugehörige Bürogebäude sowie 
die für den Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromge-
neratoren. Für die ordnungsgemäße Funktion der Notstromgeneratoren 
ist die Errichtung von Schornsteinen zwingend erforderlich.  

Parallel zur Erstellung des Bebauungsplanentwurfs wurde durch die iMA 
Richter & Röckle GmbH & Co. KG, Freiburg, eine Schornsteinhöhener-
mittlung durchgeführt. Die Festsetzung zur Schornsteinhöhe erfolgt auf 
der Grundlage dieser Schornsteinhöhenermittlung, jedoch mit einer aus-
reichenden Sicherheit, da die abschließende Schornsteinhöhenberech-
nung erst im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Ge-
nehmigungsverfahren erfolgt. 

Bei dem Stand des Masterplans, der dem Bebauungsplanvorentwurf zu 
Grunde liegt, handelt es sich um einen unverbindlichen Planungsstand. 
Die Festlegung der konkreten Anzahl an Schornsteinen erfolgt im 
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Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens. Der Bebauungsplan gibt 
hierfür den planungsrechtlichen Rahmen vor. 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen. 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt.  

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines 
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Rechenzentrumscampus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeld-
zahlung von 182.435,53 Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildana-
lyse ermittelt wurde.  

Mit einer erheblichen negativen Veränderung des näheren Umfeldes 
des Wohngebietes „Im Schleid“ ist nicht zu rechnen. 

71.8 Durch die angedachte Höhe der Bauwerke, würde es insbesondere im Herbst 
bis in den Frühsommer ab den späten Nachmitttagstunden bis Sonnenunter-
gang in erheblichem Ausmaße zur Verschattung nahezu aller unmittelbar an-
grenzenden Wohnbauten und der Grünflächen kommen.  

Änderungsvorschlag zu 71.8: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Objektplanung des geplanten Rechenzentrumscampus 
wurde eine Verschattungsstudie erstellt. Diese zeigt für die Planungsva-
rianten auf, dass eine Verschattung der östlich angrenzenden Wohnbe-
bauung selbst bei tiefstehender Sonne ausgeschlossen werden kann. 
Die entsprechenden Ergebnisse der Verschattungsstudie werden in der 
Begründung zum Bebauungsplan ergänzt.  

Die Belange der Belüftung und Lichtzufuhr und damit die Wohnqualität 
der bestehenden Nachbarbebauung werden durch die vorliegende Be-
bauungsplanänderung nicht negativ beeinträchtigt. Ungeachtet der Er-
gebnisse der Verschattungsstudie wird die ausreichende Belichtung, 
Belüftung und Besonnung von Nachbargrundstücken in aller Regel 
durch die Einhaltung der bauordnungsrechtlichen Abstandsflächenrege-
lung sichergestellt. (vgl. OVG Münster (2. Senat), Urteil vom 30.05.2017 
- 2 A 130/16) 

  

71.9 Der Charakter des angrenzenden, reinen Wohngebietes würde durch das Bau-
vorhaben erheblich verändert. Vielmehr ist zu erwarten, dass die Bebauung au-
ßerordentlich, negativen Einfluss auf den Bodenwert, den Bodenrichtwert und 
somit auf den Marktwert der anliegenden Wohnbebauung mit seinen einzelnen 
Wohnungen haben würde.  

Änderungsvorschlag zu 71.9: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen 
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Grundgedanken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung 
der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbebauung „Im Schleid“ ent-
stehen durch die Planung keine auszugleichenden Vermögensschäden. 
Spekulationen zur Wertminderung der Grundstücke sind nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanverfahrens. 

Bei dem angrenzenden Wohngebiet „Im Schleid“ handelt es sich um ein 
Allgemeines Wohngebiet gem. § 4 BauNVO und nicht um ein Reines 
Wohngebiet gem. § 3 BauNVO. 

Von einer erheblichen negativen Veränderung des Charakters des an-
grenzenden Wohngebietes „Im Schleid“ kann nicht gesprochen werden. 

71.10 Dass grundsätzlich auch eine Bewertung der Kompensation möglich und erfor-
derlich ist, wird bereits durch die vorliegende Landschaftsbildanalyse (Referenz 
0755961) offensichtlich. Hier wird eine Kompensationszahlung durch den land-
schaftlichen Eingriff kalkuliert und fällig.  

Daraus sollte folglich resultieren können, dass auch Kompensationszahlungen, 
zumindest für die Anwohner und Eigentümer zu erbringen wären, die unmittel-
bar von dem zur Realisierung angedachten Bauvorhaben betroffen wären. 

Änderungsvorschlag zu 71.10: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans wurde durch das Büro 
ERM, Frankfurt, eine Landschaftsbildanalyse erstellt. Die Landschafts-
bildanalyse kommt zu dem Ergebnis, dass der geplante Rechenzent-
rumscampus zu einer mittleren Beeinträchtigung des Landschaftsbildes 
führt. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 
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Die Ersatzgeldzahlung für den Eingriff in das Landschaftsbild ist zu un-
terscheiden von einem hier nicht vorliegenden Eingriff in private Rechte. 
Die nachbarlichen Belange werden im Rahmen der Abwägung ange-
messen berücksichtigt. Für die Eigentümer der angrenzenden Wohnbe-
bauung „Im Schleid“ entstehen durch die Planung keine auszugleichen-
den Vermögensschäden. 

§ 39 BauGB regelt, dass Eigentümer […], die im berechtigten Vertrauen 
auf den Bestand eines rechtsverbindlichen Bebauungsplans Vorberei-
tungen für die Verwirklichung von Nutzungsmöglichkeiten getroffen ha-
ben, die sich aus dem Bebauungsplan ergeben, angemessene Entschä-
digung in Geld verlangen können, soweit die Aufwendungen durch die 
Änderung, Ergänzung oder Aufhebung des Bebauungsplans an Wert 
verlieren. § 39 BauGB begründet hierbei jedoch keinen allgemeinen 
Schutz des Vertrauens, sondern beschränkt ihn auf solche Festsetzun-
gen, die sich auf das betreffende Grundstück selbst beziehen und auf 
Aufwendungen in Bezug auf dieses Grundstück (EZBK/Runkel, 139. EL 
August 2020, BauGB § 39 Rn. 8). Es genügt nicht, dass der Eigentümer 
auf den Fortbestand des Bebauungsplans im Allgemeinen vertraut hat. 
Nach dem Gesetz muss sich das Vertrauen auf den Bestand (also Fort-
bestand) der bisherigen, sein Grundstück betreffenden Festsetzungen 
beziehen (EZBK/Runkel, 139. EL August 2020, BauGB § 39 Rn. 12). 
Die an das Plangebiet angrenzende Wohnbebauung „Im Schleid“ ist von 
der Änderung des Bebauungsplans nicht betroffen. 

§ 42 BauGB sieht eine planungsschadensrechtliche Entschädigung für 
Vermögensnachteile aufgrund von planungsrechtlichen Eingriffen in die 
zulässige Nutzung eines Grundstücks vor (EZBK/Runkel, 139. EL Au-
gust 2020, BauGB § 42 Rn. 1). Für die an das Plangebiet angrenzenden 
Wohngrundstücke „Im Schleid“ erfolgen jedoch keine planungsrechtli-
chen Eingriffe in die zulässige Nutzung der Grundstücke. 

71.11 Umspannwerk neben dem Spielplatz  

Es fehlt eine Risikobewertung aus der hervorgehen sollte, welche Risiken 
{Emissionen, Elektrosmog, Brand etc.) mit dem Betrieb eines Umspannwerkes 
verbunden sind, wenn es sich vergleichsweise nah an einer öffentlichen Grün-
fläche, einem Spielplatz und anderen  

{öffentlichen) Einrichtungen befinden soll.  

Änderungsvorschlag zu 71.11: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Ein entsprechender Hinweis zur erforderlichen Prüfung der Einhaltung 
der Anforderungen der 26. BImSchV in Bezug auf das Umspannwerk 
wird in den Textteil des Bebauungsplans aufgenommen. 

Ein erhöhtes Brandrisiko für den Spielplatz durch das geplante Um-
spannwerk ist nicht gegeben.  

 X 
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Für das Plangebiet kann die Stadtwerke Bad Vilbel GmbH den geforder-
ten Löschwasserbedarf für den Grundschutz gem. DVGW-Arbeitsblatt 
W 405 „Bereitstellung von Löschwasser durch die Öffentliche Trinkwas-
serversorgung“ zur Verfügung stellen. Im konkreten Fall sind dies min-
destens 192 m³/h = 3200 l/Min. bei einem Mindestfließdruck von 1,5 bar. 
Nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 erfasst der Löschbereich sämtli-
che Löschwasserentnahmemöglichkeiten in einem Umkreis von 300 m 
um das Brandobjekt. 

71.12 Fehlende Verhältnismäßigkeit  

Nach unserem Ermessen wird mit dem geplanten Vorhaben das Gebot der Ver-
hältnismäßigkeit und Angemessenheit verletzt. Es gilt der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz und das nachbarschaftliche Rücksichtnahmegebot. Wir fühlen 
uns durch die aktuelle Ausgestaltung des Vorhabens jeweils individuell und 
qualifiziert negativ betroffen. 

Änderungsvorschlag zu 71.12: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 71.1 bis 71.11.  

Die Belange der Nachbarn wurden ermittelt und berücksichtigt. Sie müs-
sen aber gegenüber den Belangen des Gewerbegebiets in gewissem 
Umfang zurückstehen. Der Bebauungsplan wird lediglich so angepasst, 
dass eine schon bisher durch einen bestehenden Bebauungsplan zuge-
lassene gewerbliche Nutzungsmöglichkeit auch für ein Rechenzentrum 
möglich ist. Es gibt aufgrund der fortschreitenden Digitalisierung einen 
erheblichen Bedarf an Rechenzentrumskapazitäten. Das Plangebiet 
eignet sich hierfür gut. Nachbarliche Belange, insbesondere der Schutz 
vor schädlichen Immissionen, werden durch die Planung berücksichtigt 
bzw. sind auf Ebene der Vorhabenzulassung bzw. -durchführung zu be-
achten. 

  

 Anlage: 

Unterschriftensammlung (10 Anwohner des Wohngebietes „Im Schleid“)  

Wird aus Gründen des Datenschutzes nicht mit abgedruckt 

   

72. Bürger 37 (04.04.2025) 
72.1 In Bezug auf die öffentliche Bekanntmachung vom 11.02.2025 zur frühzeitigen 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Rahmen der 5. Ände-
rung des Bebauungsplans "Im Schleid" nehme ich hiermit form- und fristgerecht 
Stellung. Ziel dieses Schreibens ist es, auf wesentliche rechtliche, städtebauli-
che, umweltbezogene und verfahrensbezogene Bedenken hinzuweisen, die 
aus Sicht der Unterzeichnenden die Genehmigungsfähigkeit und Zulässigkeit 
des geplanten Vorhabens in Frage stellen und mindestens eine vollumfängliche 
Neubewertung, gegebenenfalls die Verwerfung des Vorhabens, rechtfertigen. 

Änderungsvorschlag zu 72.1: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 72.2 bis 72.26. 
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72.2 1. Verletzung der städtebaulichen Entwicklungsziele und mangelnde Ge-
bietsverträglichkeit 

Die Stadt Bad Vilbel hat in den letzten zehn Jahren, seit 2015, eine intensive 
Wohnbauentwicklung vorangetrieben, wodurch das ursprünglich gewerblich 
geprägte Gebiet zunehmend in ein faktisches Wohngebiet übergeleitet wurde. 
Die Schaffung neuer Wohnquartiere in direkter Umgebung des Plangebiets hat 
zu einem grundlegenden Strukturwandel geführt, der bei der Bewertung der 
Zulässigkeit neuer Bauprojekte zwingend zu berücksichtigen ist.  

Die aktuell geplante Errichtung eines hochmodernen Rechenzentrumscampus 
mit Notstromgeneratoren und Schornsteinanlagen, Umspannwerk und intensi-
ven Versorgungs- sowie Logistikverkehren widerspricht dem Entwicklungsziel 
einer ruhigen, familienfreundlichen Wohnlage. 

Die Einordnung als "Gewerbegebiet" gem. § 8 BauNVO ist daher nicht mehr 
angemessen und widerspricht §1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB (Wahrung der Wohnbe-
dürfnisse der Bevölkerung). Ein solcher Strukturbruch ist städtebaulich unver-
hältnismäßig und wird der gelebten Realität nicht gerecht. 

Änderungsvorschlag zu 72.2: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Bei einem Rechenzentrum handelt es sich um eine gewerbliche Nut-
zung und nicht um eine industrielle Nutzung. Die für den angestrebten 
Betrieb eines Rechenzentrums erforderlichen Notstromaggregate be-
dürfen zwar einer Genehmigung nach § 4 BImSchG. Allerdings ist da-
von auszugehen, dass angesichts der geringen Betriebsdauer, die auf 
Testläufe mit sehr geringem zeitlichem Aufwand sowie die wenigen 
Fälle eines Ausfalls des Stromnetzes beschränkt ist, keine schädlichen 
Umwelteinwirkungen oder sonstigen Belästigungen entstehen werden. 
Vor diesem Hintergrund ist auch im Gewerbegebiet der Betrieb der Not-
stromaggregate zulässig. Denn aus der Genehmigungspflichtigkeit nach 
§ 4 BImSchG folgt nicht zwingend eine von den Notstromaggregaten 
ausgehende erhebliche Belästigung. Vielmehr ist insbesondere wegen 
der im Verhältnis zum Betrieb typischer Anlagen i.S.d. Nr. 1.1 des An-
hangs 1 der 4. BImSchV atypischen Betriebsweise der Notstromaggre-
gate für das Rechenzentrum von keiner erheblichen Belästigung auszu-
gehen. Anders als sonstige Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, 
Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas werden die Not-
stromgeneratoren nicht dauernd, sondern zeitlich nur äußerst limitiert 
bei Ausfall der sonstigen Stromversorgung betrieben, in aller Regel 
auch nicht alle Einzelgeneratoren gleichzeitig. 

Nach dem Betriebskonzept von Notstromaggregaten wären alle Gene-
ratoren nur im Falle eines Notfallbetriebs gleichzeitig in Betrieb. Das ist 
nach fachlicher Einschätzung nur äußerst selten der Fall. Stromausfälle 
beschränken sich in Deutschland jährlich auf statistisch ca. 12 bis 13 
Minuten pro Endverbraucher und auf äußerst seltene Ereignisse höhe-
rer Gewalt wie extreme Naturkatastrophen. Der Notstrombetrieb der Ag-
gregate fällt daher im Rahmen des gesamten Betriebs des Rechenzent-
rums kaum ins Gewicht.  

Die rein visuelle Veränderung eines Gebäudes mit Schornsteinen be-
gründet dabei nicht das Vorliegen eines Industriegebietes nach § 9 
BauNVO und eines erheblich belästigenden Gewerbebetriebs.  

In der Gesamtschau kann somit keine erhebliche Belästigung festge-
stellt werden. Folglich handelt es sich bei einem Rechenzentrum mit 
Notstromgeneratoren um nicht erheblich belästigende Anlagen, die im 
Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO zulässig sind. 
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Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die Errichtung eines Rechenzentrumscampus innerhalb des Plangebie-
tes ist auch unter Berücksichtigung der östlich befindlichen Wohnbebau-
ung, die von dem Rechenzentrumscampus durch einen 80 – 100 m brei-
ten öffentlichen Grünzug getrennt ist, als städtebaulich verträglich und 
verhältnismäßig zu beurteilen. Ein Strukturbruch liegt nicht vor. 

Ebenso wird den Belangen nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB an die allge-
meinen Anforderungen an gesunde Wohnbedürfnisse ausreichend 
Rechnung getragen. Die Verträglichkeit der Nutzungen ist sichergestellt. 
Insbesondere kommt das Schallgutachten des Büros Werner Genest 
und Partner Ingenieurgesellschaft mbH zu dem Ergebnis, dass nach ak-
tuell geplantem Planungsstand und bei Einhaltung der Schallschutz-
maßnahmen die Immissionsrichtwerte im Tag- und Nachtzeitraum an 
allen Immissionsorten eingehalten werden. Auch relevante Erschütte-
rungseinwirkungen sind nicht zu erwarten. 

72.3 2. Schutz des angrenzenden Spielplatzes – besonders schutzwürdige 
Nutzung 

In unmittelbarer Nähe des Plangebiets befindet sich ein öffentlicher Spielplatz, 
der Teil der familienfreundlichen Infrastruktur der jüngsten Neubaugebiete ist. 
Spielplätze stellen gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB und § 22 BImSchG beson-
ders schutzbedürftige Aufenthaltsbereiche dar – insbesondere für Kinder. Die 
Nähe zu einem großflächigen, 24/7 betriebenen Rechenzentrum mit techni-
scher Infrastruktur, Notstromanlagen, Lieferverkehr und Emissionen wider-
spricht den Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse und sichere Aufent-
haltsräume für Kinder. 

• Wir fordern eine explizite immissionsschutzrechtliche Prüfung der Auswir-
kungen auf den Spielplatz. Sollte diese fehlen oder unzureichend erfolgen, 
ist das Verfahren in diesem Punkt angreifbar. 

Änderungsvorschlag zu 72.3: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Für das Plangebiet ist bereits jetzt ein Gewerbegebiet ausgewiesen. 
Dies war bei Errichtung des Spielplatzes bekannt. Durch die nun geän-
derten Festsetzungen sind keine erheblichen zusätzlichen negativen 
Auswirkungen zu erwarten. Zudem ist ein Spielplatz nicht grundsätzlich 
schutzwürdiger als die Wohnbebauung. 

Das Schallgutachten des Büros Werner Genest und Partner Ingenieur-
gesellschaft mbH kommt zu dem Ergebnis, dass am östlich des Plange-
bietes befindlichen Spielplatz der Vorgabewert der TA Lärm für den Ta-
geszeitraum eines „Allgemeinen Wohngebiets (WA)“ nicht erreicht wird. 
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Eine maßgeblich Beeinträchtigung durch Geräuschimmissionen ist nach 
sachverständiger Einschätzung damit nicht zu erwarten. 

72.4 3. Unverhältnismäßige Ausdehnung im Vergleich zu früheren Projekten 
(Möbelhaus Segmüller) 

Das frühere Bauvorhaben auf dem Gelände – das Möbelhaus Segmüller – 
wurde trotz bereits erteilter Genehmigung nicht realisiert. Die Gründe lagen u.a. 
in einem langwierigen wettbewerbsrechtlichen Verfahren mit einer Nachbar-
stadt. Entscheidend ist jedoch: Das Projekt war erheblich kleiner als der nun 
geplante Rechenzentrumscampus und wurde genehmigt, bevor (ca [sic] 2010, 
damit 5 Jahre vor der Wohnbauentwicklung) die heute bestehenden Wohnge-
biete entstanden. Schon damals bestanden städtebauliche Bedenken – sie gel-
ten heute umso mehr. Es wäre unvertretbar, ein weit größeres Projekt mit hö-
herer Umwelt- und Verkehrsbelastung in einem mittlerweile stark verdichteten 
Wohnumfeld zu genehmigen. 

Änderungsvorschlag zu 72.4: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Das Plangebiet ist Teil der Baugebiete „Krebsschere“ und „Im Schleid“, 
die zusammen das Stadtquartier „Quellenpark“ bilden. Die Entwicklung 
des Stadtquartiers „Quellenpark“ stellt ein zusammenhängendes städ-
tebauliches Gefüge dar. Prägend für das Stadtquartier „Quellenpark“ ist 
seit jeher die Entwicklung von Wohngebieten und Gewerbegebieten, ge-
trennt durch einen öffentlichen Grünzug. Dadurch wird dem Trennungs-
gebot des § 50 BImSchG in ausreichendem Maße Rechnung getragen. 
Die Grundzüge des dem Baugebiet „Quellenpark“ zugrunde liegenden 
städtebaulichen Konzeptes werden durch die 5. Änderung nicht berührt. 
Das Vorhaben entspricht prinzipiell dem städtebaulichen Grundgedan-
ken und den Zielsetzungen der Stadtentwicklungsplanung der Stadt Bad 
Vilbel für das Baugebiet „Quellenpark“. 

Die mit dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung erreichbare städ-
tebauliche Dichte trägt prinzipiell der Bodenschutzklausel des § 1 a Abs. 
2 BauGB Rechnung. Nach dieser ist mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umzugehen.Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung ist 
im Hinblick auf den sparsamen Umgang mit Grund und Boden als städ-
tebaulich verträglich zu bewerten und entspricht dem planerischen Wil-
len der Stadt Bad Vilbel als Trägerin der Planungshoheit.  

Ausweislich der Verkehrsuntersuchung des Büros IMB-Plan GmbH ist 
eine deutlich niedrigere Verkehrsbelastungen durch das konkrete Vor-
haben der Errichtung eines Rechenzentrums zu erwarten als durch ein 
Möbelhaus. Auch durch andere zulässige Nutzungen im Plangebiet wer-
den keine Mehrverkehre erwartet als für die durch den bisherigen Be-
bauungsplan zulässigen Vorhaben. Insbesondere ist die Nutzung durch 
Einzelhandelsbetriebe, Vergnügungsstätten und Anlagen für kirchliche, 
kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke mit typischerweise ho-
hem Publikumsverkehr nun durch die Festsetzungen dieses Bebau-
ungsplans ausgeschlossen. 

Nach dem Umweltbericht sind keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen auf die Schutzgüter zu erwarten u.a ist gegenüber anderen Ge-
werben bei Rechenzentren sogar positiv hervorzuheben, dass der 
Stromverbrauch des Rechenzentrums nach den Anforderungen des 
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EnEfG ab dem 1. Januar 2027 bilanziell zu 100 Prozent durch erneuer-
bare Energien abgedeckt wird. 

Die ursprüngliche 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“ für die 
Errichtung eines Möbelmarktes ist nie rechtswirksam geworden. 

72.5 4. Eingriff in das Landschaftsbild – unzureichende Kompensation 

Gemäß Landschaftsbildanalyse (S. 1–11) liegt das Plangebiet in einem natur-
räumlich sensiblen Bereich. Eingriffe in das Landschaftsbild unterliegen gemäß 
§ 14 BNatSchG der Ausgleichspflicht. Die im Vorentwurf vorgesehenen Kom-
pensationsmaßnahmen (Landschaftsgestaltungszonen LGZ) erscheinen je-
doch weder qualitativ noch räumlich geeignet, um die erheblichen optischen 
und ökologischen Auswirkungen der geplanten Großanlagen (Rechenzentren, 
Schornsteine, Umspannwerk) wirksam zu kompensieren. 

• Wir fordern die Einholung eines externen Gegengutachtens zur Angemes-
senheit der Kompensation. 

• Im Punkt 9 Planung, Nutzungsregelung, Flächen Maßnahmen zum schutz 
zur Pflege…. 

Unter Abschnitt 9.6 sind keinerlei Maßnahmen bezüglich des Artenschut-
zes von hier ansässigen bedrohten Tierarten aufgeführt. 

Auf der Grünfläche leben Rebhühner. Diese stehen nach BNatSchG § 7 
und § 44 unter Artenschutz. 

Weiterhin würden Silberreiher und Störche und Fledermäuse durch weitere 
Hochspannungsleitungen und durch die Verschließung von Grünflächen ihr 
Lebensraum entzogen. 

Ebenso wie den hier lebenden Feldhasen und den Fasanen. 

Die Grün- und Feldfläche dienen diesen Tieren als Lebensraum der ge-
schützt werden muss. 

Änderungsvorschlag zu 72.5: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die Landschaftsbildanalyse stellt ein Verfahren zur Ermittlung und Be-
wertung des Landschaftsbildes nach Anlage 1 zur Ausgleichsabgaben-
verordnung (AAV) 1995 dar. Das Verfahren dient der Ermittlung einer 
Ausgleichsabgabe, stellt jedoch nicht die alleinige Entscheidungsgrund-
lage für die Zulässigkeit des Eingriffs dar. 

Nach den Ergebnissen der Landschaftsbildanalyse führt das geplante 
Rechenzentrum insgesamt zu einer mittleren Beeinträchtigung des 
Landschaftsbildes. 

Die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist hinzunehmen, soweit sie 
nicht ausgeglichen wird. Der Eingriff wird durch das Interesse an einer 
Ansiedelung von Gewerbebetrieben, konkret eines Rechenzentrum-
scampus, innerhalb des Plangebietes überwogen. Gerade Rechenzen-
tren sind für die Wirtschaft entscheidend und im allgemeinen Interesse. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass der überwiegende Teil des geplan-
ten Gewerbegebietes im Regionalplan Südhessen / Regionalen Flä-
chennutzungsplan 2010 bereits als gewerbliche Baufläche, geplant, 
ausgewiesen ist. Eine gewerbliche Nutzung innerhalb des Plangebietes 
ist Teil der Planungskonzeption der Stadt Bad Vilbel für das Baugebiet 
„Im Schleid“.  

Neben der Abmilderung des Eingriffs durch grünordnerische Maßnah-
men innerhalb des Plangebietes und die bestehende Vorbelastung so-
wie die Hinnahme der Beeinträchtigung des Landschaftsbildes aufgrund 
des allgemeinen Interesses der Ansiedlung eines Rechenzentrumscam-
pus, erfolgt der Ausgleich durch eine Ersatzgeldzahlung von 182.435,53 
Euro, die im Rahmen der Landschaftsbildanalyse ermittelt wurde. 

Im Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag werden in einer Konfliktanalyse 
die möglichen Konflikte durch die vorhabenbezogenen Auswirkungen 
auf die vorgefundene Fauna (z.B. das Rebhuhn) untersucht.  
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Maßnahmen zum Ausgleich der nicht vermeidbaren Konflikte werden im 
Grünordnungsplan, der Teil des Umweltberichtes ist, festgelegt. 

Hochspannungsleitungen werden auf Grundlage des Bebauungsplans 
nicht errichtet. Beeinträchtigungen von Silberreihern, Störchen und Fle-
dermäusen sind insoweit nicht zu erwarten.  

72.6 5. Lärmemissionen – Diskrepanz zwischen Planung und Betrieb 

Die schalltechnische Machbarkeitsstudie geht von der Einhaltung der TA Lärm 
aus – jedoch nur unter idealisierten Annahmen, etwa zur gleichmäßigen Be-
triebsweise, gedämpften Nachtbelastung, Verwendung lärmmindernder Tech-
nik und fehlender Störfälle. Das Bauvorhaben umfasst jedoch dieselbetriebene 
Generatoren, Lüftungsaggregate und Kühlanlagen, deren tatsächlicher Betrieb 
von den Annahmen der Studie stark abweichen kann. 

• Die Studie und das Bauvorhaben stimmen in wesentlichen Betriebsdetails 
nicht überein. Dies stellt die Validität der Emissionsprognose infrage. 

Änderungsvorschlag zu 72.6: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Die schalltechnischen Untersuchungen erfolgen nicht anhand „ideali-
sierter Annahmen“, sondern nach denkbar ungünstigen Betriebsverhält-
nissen, um auch für alle denkbaren Lastfälle ausreichende Betriebssi-
cherheit zu erhalten. Unter anderem sind die Kühlanlagen aus schall-
technischer Sicht so ausgelegt, dass diese bei einer angenommenen 
maximalen Außenlufttemperatur die erforderliche Kühlleistung erbrin-
gen. Da bei der Auslegung auch anlagentechnische Sicherheiten (Re-
dundanzen) vorgesehen werden, ist im Regelfall von einem Teillastbe-
trieb der Anlagen auszugehen, was nochmals zu deutlich niedrigeren 
Schallimmissionspegel führt. Der Nachweis für ein Genehmigungsver-
fahren berücksichtigt aber einen im Regelfall nicht oder nur in Ausnah-
mefällen zu erwartenden Volllastbetrieb aller Anlagen. Die Ergebnisse 
liegen somit auf der „sicheren Seite“. 

Im Rahmen der nachgeschalteten Bau- / bzw. BImSchG-Genehmi-
gungsverfahren wird der Nachweis erbracht, dass auch mit den konkre-
ten Anlagendaten (z. B. verwendete Geräte, Maschinen usw.) die Im-
missionsrichtwerte der TA Lärm eingehalten werden. 

Die dennoch entstehenden Immissionen sind in einem Gewerbegebiet 
bzw. in seiner unmittelbaren Nähe hinzunehmen, um die Ansiedelung 
von Gewerbebetrieben zu ermöglichen. 

  

72.7 6. Verkehrliche Erschließung und unrealistische Prognosen 

Die Verkehrsuntersuchung geht von 2.800 zusätzlichen Kfz-Fahrten/Tag aus – 
bei idealer, gleichmäßiger Verteilung. Berücksichtigt werden jedoch weder sai-
sonale Schwankungen noch Stoßzeiten durch Lkw-Anlieferungen, Schicht-
wechsel noch Wartungsverkehr. Auch Notfall- oder Ausweichszenarien sind 
nicht berücksichtigt. 

• Wir fordern eine realitätsnahe Neubewertung der Verkehrsbelastung und 
ein begleitendes Mobilitätskonzept. 

Änderungsvorschlag zu 72.7: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Im Rahmen der städtebaulichen Entwicklung des südlich an das Plan-
gebiet angrenzenden Baugebietes „Krebsschere“ wurden in den ver-
gangenen Jahren umfassende und weiträumige Verkehrsuntersuchun-
gen durchgeführt. Hierbei wurden alle bekannten Entwicklungsvorhaben 
im Umfeld berücksichtigt. Dies betraf auch das vorliegende Plangebiet 
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der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Bis zur Verkehrsun-
tersuchung vom April 2024, die zur 13. Änderung des Bebauungsplans 
„Krebsschere“ durchgeführt wurde, allerdings noch vor dem Hintergrund 
der Ansiedlung eines Möbelhauses innerhalb des Plangebietes. Das 
hierzu prognostizierte Fahrtenaufkommen lag bei insgesamt 2.800 Kfz-
Fahrten an einem Normalwerktag. Der Normalwerktag bzw. die werk-
tägliche Spitzenstunde wird bei verkehrstechnischen Nachweisen und 
der Dimensionierung von Verkehrsanlagen als bemessungsrelevant zu-
grunde gelegt.  

Darüber hinaus wurden auch die Spitzenzeiten eines Möbelmarktes am 
Freitag und Samstag überprüft. Die Verkehrsuntersuchungen kamen 
dabei jeweils zu dem Ergebnis, dass die Knotenpunkte im Zuge der 
‚Nordumgehung‘ (L 3008) die für den Prognosezeitraum bis 2035 zu er-
wartenden Verkehrsbelastungen in mindestens „ausreichender“ Weise 
(QSV = D) aufnehmen und abwickeln können und dass die verkehrliche 
Erschließung der Plangebiete, einschließlich des Bebauungsplans der 
5. Änderung „Im Schleid“, gesichert ist. 

Dies galt für das Verkehrsaufkommen durch den ehemals geplanten 
Möbelmarkt mit werktäglich rund 2.800 Kfz-Fahrten. Die aktuelle Ver-
kehrsuntersuchung zum Bebauungsplan vom Dezember 2024 zeigt, 
dass künftig durch die Entwicklung eines Rechenzentrumscampus ein 
deutlich geringeres Fahrtenaufkommen zu erwarten ist. Dieses wurde 
mit rund 400 Kfz-Fahrten, jeweils 200 im Ziel- und im Quellverkehr, prog-
nostiziert und liegt somit bei rund 14% der ursprünglichen Verkehrs-
menge. Folgerichtig ergeben die Berechnungsergebnisse auch etwas 
verbesserte Verkehrsabläufe, die an der Plangebietsanbindung sowie 
am Übergang zur B3 bei „befriedigend“ (QSV = C) liegt.  

Die Ergebnisse der vorgenannten Verkehrsuntersuchungen bestätigen 
zusammenfassend, dass auch größere Schwankungen in den Ver-
kehrsbelastungen, auch wenn diese regelhaft nicht zur Dimensionierung 
und zum Nachweis herangezogen werden, vom bestehenden Verkehrs-
netz aufgenommen und abgewickelt werden können. Aus diesen Grün-
den ist weder eine Neubewertung noch ein begleitendes Mobilitätskon-
zept erforderlich. Auswirkungen auf den Bebauungsplan sind hiermit 
nicht verbunden. 

72.8 7. Kritische Infrastruktur – BImSchG-pflichtige Anlagenteile 

Mit dem geplanten Umspannwerk und der Vielzahl an Notstromgeneratoren 
entstehen potenziell genehmigungspflichtige Anlagen gem. Bundes-

Änderungsvorschlag zu 72.8: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
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immissionsschutzgesetz (BImSchG). Dies betrifft insbesondere Emissionen 
(Abgase, Lärm), Brandschutz sowie die Notfallplanung bei Stromausfällen. 

Begründung: 

Die Anregung ist nicht Regelungsgegenstand des Bebauungsplans, 
sondern der nachfolgenden Genehmigungsplanung. 

Die Erforderlichkeit eines Genehmigungsverfahrens nach BImSchG ist 
bekannt. Mögliche Konflikte durch das geplante Umspannwerk und der 
Notstromgeneratoren können im Rahmen des baurechtlichen und im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens bewältigt werden. 

Unlösbare Konflikte sind auf Vorhabenebene nicht zu erwarten. 

72.9 • Eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ist nach § 7 UVPG einzufordern. 
Alternativ sind klare Stellungnahmen der zuständigen Behörden (z. B. Re-
gierungspräsidium, Umweltamt) einzuholen. 

Änderungsvorschlag zu 72.9: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Rahmen der Erarbeitung des Bebauungsplanentwurfs wird durch das 
Büro ERM, Frankfurt, ein Umweltbericht gem. BauGB erstellt. Wenn 
später für die Umsetzung des Vorhabens eine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) gesetzlich gefordert ist, wird diese durchgeführt. 

  

72.10 8. Starkregenereignisse, Versiegelung und Gewässergefährdung 

Am 2. Mai 2024 kam es im Bereich Siemensstraße […] in Bad Vilbel infolge 
eines Starkregenereignisses zu einer Überflutung des Wohnhauses. Dieses Er-
eignis hat deutlich gemacht, dass das bestehende Entwässerungssystem be-
reits jetzt überlastet ist. Eine zusätzliche Versiegelung von mehr als 10 Hektar 
Fläche durch das geplante Vorhaben wird das Risiko weiterer Überschwem-
mungen massiv erhöhen. 

Wir stellen daher in Frage, ob die Stadt Bad Vilbel überhaupt ausreichende 
hydraulische und wasserwirtschaftliche Maßnahmen ergriffen hat, um das ge-
samte neu entwickelte Wohngebiet als "geeignet" für eine dauerhafte Wohn-
nutzung auszuweisen. 

Änderungsvorschlag zu 72.10: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das bereits errichtete Wohngebiet im Bereich der Siemensstraße der 
Stadt Bad Vilbel befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs der 5. 
Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Hydraulische und wasser-
wirtschaftliche Maßnahmen, die das Wohngebiet betreffen, sind nicht 
Regelungsgegenstand der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im 
Schleid“. 

  

72.11 Die Karten des Hessischen Landesamts für Naturschutz, Umwelt und Geologie 
(HLNUG) weisen das Areal als potenzielles Starkregenrisikogebiet aus. 

• Welche konkreten Maßnahmen ergreift die Stadt zur Starkregenvorsorge? 

Änderungsvorschlag zu 72.11: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Innerhalb des Plangebietes wird das erforderliche Regenrückhaltevolu-
men statt für das mindestens erforderliche 5-jährliche Regenereignis für 
ein 10-jährliches Regenereignis ausgelegt. 
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Damit wird eine Sicherheit gegenüber dem mindestens erforderlichen 
Regenrückhaltevolumen von gut 23 % erreicht. 

Der Regenwasserkanal in der Landesstraße L 3008 hat bei dem 3-jähr-
lichen Bemessungsregen in allen Kanalhaltungen mind. eine 30%ige 
Reserve in der Vollfüllleistung. 

72.12 • Wurde im Rahmen der ursprünglichen Planung und Genehmigung des 
Wohngebiets ein Gesamtkonzept zur „Eignung“ des Areals vorgelegt und 
genehmigt? 

Änderungsvorschlag zu 72.12: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das bereits errichtete Wohngebiet im Bereich der Siemensstraße der 
Stadt Bad Vilbel befindet sich außerhalb des Geltungsbereichs der 5. 
Änderung des Bebauungsplans „Im Schleid“. Hydraulische und wasser-
wirtschaftliche Maßnahmen, die das Wohngebiet betreffen, sind nicht 
Regelungsgegenstand der 5. Änderung des Bebauungsplans „Im 
Schleid“. 

Der Regenwasserkanal in der Siemensstraße hat bei dem 3-jährlichen 
Bemessungsregen in allen Kanalhaltungen mind. eine 25%ige Reserve 
in der Vollfüllleistung. Weiterhin hat auch der weiterführende Kanal in 
der L 3008 hat eine mindestens 35%ige Reserve in der Vollfüllleistung. 

  

72.13 • In wieweit wurde im Hinblick auf zukünftige Entwicklungen, wie die Erwei-
terung durch das geplante Rechenzentrum, berücksichtigt? 

Änderungsvorschlag zu 72.13: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Das Baugebiet „Im Schleid“ wurde schon im Generalentwässerungsplan 
der Stadt Bad Vilbel von 1984, unabhängig von der Art der Bebauung, 
berücksichtigt. Zudem findet das Baugebiet „Im Schleid“ im aktuellen 
Generalentwässerungsplan von November 2017 mit der geplanten Nut-
zung eines Gewerbegebietes und der bestehenden Nutzung eines 
Wohngebietes Berücksichtigung. 

  

72.14 • Wird das zusätzliche Retentionsvolumen nachgewiesen? Änderungsvorschlag zu 72.14: 

Der Anregung wird gefolgt. 

Begründung: 

Das Volumen für eine Regenrückhaltung mit gedrosseltem Abfluss wird 
für ein 10-jährliches Regenereignis ausgelegt. Der Nachweis erfolgt 
nach DWA-A 117 mit den aktuell gültigen Niederschlagsdaten nach 
KOSTRA-DWD 2020, 4.2.1. 
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72.15 • Gibt es ein ganzheitliches Wassermanagementkonzept? Änderungsvorschlag zu 72.15: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Für das gesamte Einzugsgebiet der Stadt Bad Vilbel wurde in den Jah-
ren 2013 bis 2024 der Generalentwässerungsplan überarbeitet. 

Der hydraulische Nachweis für das Baugebiet „Im Schleid“ wurde im No-
vember 2017 erarbeitet. Die Entwässerung des Plangebiets entspricht 
den Vorgaben des Generalentwässerungsplans. 

  

72.16 Ohne diese Nachweise ist eine Genehmigung des Bebauungsplans nicht nur 
unverantwortlich, sondern rechtlich angreifbar. 

Änderungsvorschlag zu 72.16: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 72.11 bis 72.15. 

  

72.17 9. Unzureichende Öffentlichkeitsbeteiligung und Verfahrenszweifel 

Die Auslegung der Planunterlagen erfolgt primär über digitale Plattformen. Da-
mit wird ein erheblicher Teil der Bevölkerung – insbesondere ältere Menschen, 
Menschen ohne Internetzugang oder technisches Verständnis – faktisch von 
der Beteiligung ausgeschlossen. Dies widerspricht dem Sinn des § 3 BauGB 
und dem Grundsatz der niederschwelligen, inklusiven Beteiligung. 

Änderungsvorschlag zu 72.17: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Wie der amtlichen Bekanntmachung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbe-
teiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB zu entnehmen ist, wurde der Vorent-
wurf des Bebauungsplans, bestehend aus Planzeichnung, textlichen 
Festsetzungen, Begründung, Landschaftsbildanalyse, Machbarkeitsstu-
die zum Schallschutz, Verkehrsuntersuchung und Verkehrsuntersu-
chung zur 13. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“ im Internet 
veröffentlicht und zusätzlich im Rathaus der Stadt Bad Vilbel zu jeder-
manns Einsichtnahme während den Dienststunden (Montag bis Mitt-
woch von 7.00 – 15.30 Uhr, Donnerstag von 07.00 bis 17.30 und Freitag 
von 7.00 bis 12.00 Uhr) öffentlich ausgelegt. Die frühzeitige Beteiligung 
wurde ordnungsgemäß nach den einschlägigen Vorschriften des Bau-
gesetzbuches durchgeführt. 

  

72.18 Zudem sind Zweifel an der umfassenden Information der Stadtverordnetenver-
sammlung über die tatsächliche Tragweite und langfristigen Folgen des Vorha-
bens angebracht. Die komplexe Aktenlage mit zahlreichen Gutachten ist für 
Laien schwer zugänglich. Damit liegt ein formeller Mangel in der Ausgestaltung 
der Beteiligung vor. 

Änderungsvorschlag zu 72.18: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Neben der Einsichtnahme der Unterlagen zum Vorentwurf des Bebau-
ungsplans, bestehend aus Planzeichnung, textlichen Festsetzungen, 
Begründung, Landschaftsbildanalyse, Machbarkeitsstudie zum 
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Schallschutz, Verkehrsuntersuchung und Verkehrsuntersuchung zur 
13. Änderung des Bebauungsplans „Krebsschere“, wurden die Unterla-
gen im Rahmen der Sitzungen des Ortsbeirates Kernstadt am 
28.01.2025 und des Planungs-, Bau- und Umweltausschusses am 
04.02.2025 den Gremienmitgliedern ausführlich vorgestellt und Rück-
fragen beantwortet. Die umfassende Information der politischen Man-
datsträger zu den Unterlagen des Bebauungsplanvorentwurfs hat statt-
gefunden. Ein formaler Mangel im Hinblick auf die Beteiligung der poli-
tischen Mandatsträger liegt nicht vor. 

72.19 • Wir fordern eine Fristverlängerung, barrierefreie Informationsveranstaltun-
gen sowie die umfassende Aufklärung der Entscheidungsträgerinnen und 
Entscheidungsträger. 

Änderungsvorschlag zu 72.19: 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Die betroffene Öffentlichkeit hat im Rahmen des noch durchzuführen-
den Beteiligungsverfahrens gem. § 3 Abs. 2 BauGB erneut die Möglich-
keit, sich zu der vorliegenden Bebauungsplanänderung zu äußern. 

Eine Fristverlängerung zur Durchführung der frühzeitigen Öffentlich-
keitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde als nicht erforderlich er-
achtet, zumal im Rahmen der Veröffentlichungsfrist umfangreiche Stel-
lungnahmen von Seiten der Öffentlichkeit eingereicht wurden. Die an-
gesetzte Frist von einem Monat für die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteili-
gung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wird als angemessen und ausreichend 
beurteilt. Das Baugesetzbuch enthält keine Vorgabe für den Beteili-
gungszeitraum zur Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, auch ergibt sich 
aus dem Baugesetzbuch keine Erforderlichkeit zur Durchführung barri-
erefreier Informationsveranstaltungen. Die Verfahrensvorschriften des § 
3 Abs. 1 BauGB wurden vollumfänglich eingehalten. Vielmehr spricht 
der Umstand, dass der Gesetzgeber auch für die verpflichtende Öffent-
lichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB grundsätzlich einen Monat 
für die öffentliche Auslegung vorgesehen hat, für die Angemessenheit 
der gewählten Frist für die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung. 

Die Entscheidungsträger wurden, wie in den Änderungsvorschlägen zu 
72.17 und 72.18 erläutert, umfassend aufgeklärt. 

  

72.20 10. Datenschutzrechtliche Bedenken gemäß DSGVO 

Die Abgabe von Stellungnahmen erfordert die Preisgabe personenbezogener 
Daten, welche durch die Stadt Bad Vilbel und ein externes privates Planungs-
büro (Planergruppe ROB GmbH) verarbeitet werden. Es ist nicht ersichtlich, ob 

Änderungsvorschlag zu 72.20: 

Der Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Begründung: 

Im Zuge der amtlichen Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses 
sowie der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung wurden 
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hierfür eine explizite, dokumentierte Einwilligung eingeholt wird. Zudem ist un-
klar, ob anonymisierte Einwendungen gleichwertig behandelt werden. 

• Wir fordern die Möglichkeit der anonymisierten Stellungnahme sowie eine 
transparente Darstellung des Verarbeitungsrahmens gemäß Art. 6 
DSGVO. 

umfangreiche Datenschutzhinweise in Bezug auf die Abgabe von Stel-
lungnahmen gegeben. Die personenbezogenen Daten werden gemäß 
Artikel 6 Abs. 1c und 1e der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
im Rahmen des Bauleitplanverfahrens von der Stadt und dem mit der 
Auswertung der Stellungnahmen beauftragten Planungsbüro für die ge-
setzlich bestimmten Dokumentationspflichten und für die Informations-
pflicht gegenüber den betroffenen Personen genutzt. Über die der be-
troffenen Person zustehenden Rechte gemäß DGVO wurde im Rahmen 
der Bekanntmachung ebenso aufgeklärt.  

Im Rahmen der amtlichen Bekanntmachung wurde ebenso darauf hin-
gewiesen, dass Personen, welche eine Stellungnahme einreichen, mit 
der Abgabe der Stellungnahme der Verarbeitung aller von ihnen ange-
gebenen personenbezogenen Daten - dazu zählen insbesondere Vor- 
und Nachname, Anschrift, Telefonnummer, Mobilfunknummer, E-Mail-
Adresse – zustimmen. Jedem Einwender steht dabei frei, keine Anga-
ben zu personenbezogenen Daten zu machen oder von den in der Be-
kanntmachung erläuterten Rechten des Betroffenen gemäß DGVO Ge-
brauch zu machen.  

Anonymisierte Einwendungen werden gleichwertig behandelt. Gemäß § 
1 Abs. 7 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentli-
chen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen. Im Rahmen des Abwägungsgebotes ist dabei unbeachtlich, 
ob Stellungnahmen anonymisiert eingehen oder personenbezogene 
Daten angegeben werden.  

Gemäß § 4b BauGB wurde die Verfahrensdurchführung einem Dritten 
übertragen. 

72.21 Forderung 

Auf Basis der obigen Einwendungen fordern wir: 

1. Die sofortige Aussetzung des Aufstellungsverfahrens gemäß § 2 BauGB 
bis zur vollumfänglichen Klärung der vorgebrachten rechtlichen und fachli-
chen Bedenken; 

Änderungsvorschlag zu 72.21: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 72.2 bis 72.20. 

  

72.22 2. Eine öffentliche Anhörung gemäß § 4a Abs. 1 BauGB zur Diskussion aller 
Einwendungen; 

Änderungsvorschlag zu 72.22: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

§ 4a Abs. 1 BauGB sieht keine öffentliche Anhörung vor. 

Im Übrigen siehe Änderungsvorschlag zu 72.17. 

  



 

 

Stadt Bad Vilbel – 5. Änderung Bebauungsplan „Im Schleid“, Änderungsvorschläge zur frühzeitigen Beteiligung gem. §§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 171 

  

Nr. Stellungnahme Änderungsvorschlag Auswirkungen 
Plan Text 

72.23 3. Eine Überarbeitung des Bebauungsplans mit Rücknahme der großflächi-
gen Infrastrukturflächen zugunsten kleinteiliger, wohnverträglicher Nut-
zung; 

Änderungsvorschlag zu 72.23 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 72.2 bis 72.5. 

  

72.24 4. Die Offenlegung eines vollständigen Wasser- und Starkregenschutzkon-
zepts für das betroffene Wohngebiet; 

Änderungsvorschlag zu 72.24: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 72.10 bis 72.15. 

  

72.25 5. Die Durchführung einer immissionsschutzrechtlichen Prüfung für alle sen-
siblen Nachbarnutzungen, insbesondere den Spielplatz; 

Änderungsvorschlag zu 72.25: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschlag zu 72E.6. 

  

72.26 6. Eine Fristverlängerung und niedrigschwellige analoge Beteiligungsformate 
für alle Bevölkerungsgruppen. 

Änderungsvorschlag zu 72.26: 

Der Anregung wird nicht gefolgt. 

Begründung: 

Siehe Änderungsvorschläge zu 72.17 und 72.19. 

  

 



Beteiligung gem. 
§§ 3 (1) und 4 (1) BauGB 

03.03.2025 bis 04.04.2025 

Stadt: Bad Vilbel 5. Änderung Bebauungsplan „Im Schleid“  

Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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1.  Amt für Bodenmanagement 
Büdingen 
Bahnhofstraße 33 
63654 Büdingen 

06.03.25  X  

2.  Avacon Netz GmbH 
Anderslebener Str. 62 
39387 Oschersleben 

28.03.25 X   

3.  Botanische Vereinigung für 
Naturschutz in Hessen e.V. 
Geschäftsstelle 
Schiffenberger Weg 14 
35435 Wettenberg 

02.04.25 X  Siehe Brief Nr.25 

4.  Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland 
(BUND) 
Landesverband Hessen e.V. 
Geleitsstraße 14 
60599 Frankfurt 

02.04.25 X  Siehe Brief Nr.25 

5.  Bund für Umwelt und 
Naturschutz Kreisverband 
Wetterau 
Kirchgasse 24 
61184 Karben 

    

6.  Bundesamt für Infrastruktur, 
Umweltschutz und 
Dienstleistungen der 
Bundeswehr Referat Infra I 3 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 

27.02.25  X  

7.  Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben 
Fontanestraße 4  
40470 Düsseldorf 

    

8.  DB Netz AG 
Projekt S 6 
I.NG-MI-N(1) 
Herr Norbert N. Wolf 
Hahnstr. 49 
60528 Frankfurt a. M. 

    

9.  Deutsche Bahn AG 
DB Immobilien  
Region Mitte 
Camberger Str. 10 
60327 Frankfurt a. M. 

03.04.25 X   

10.  Deutsche Gebirgs- und 
Wandervereine  
Landesverband Hessen e.V. 
Verteilerstelle Götz 
Erbismühler Weg 25 
61276 Weilrod 

02.04.25 X  Siehe Brief Nr.25 



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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11.  Deutsche Post Real Estate 
Germany GmbH 
Fritz-Erler-Straße 5 
53113 Bonn 

    

12.  Deutsche Telekom Technik 
GmbH 
T NL Südwest 
PTI 34 
Jahnstr. 54-64 
63150 Heusenstamm 

27.02.25 X   

13.  DFS Flugsicherung GmbH 
SIS/ND 
Am DFS-Campus 10 
63225 Langen 

26.03.25  X  

14.  Eisenbahn-Bundesamt 
Außenstelle Frankfurt/M. 
Untermainkai 23 - 25 
60329 Frankfurt a. M. 

18.03.25 X   

15.  Finanzamt Friedberg 
Leonhardstraße 
61169 Friedberg 

    

16.  Gemeindevorstand der Gem. 
Niederdorfelden 
Burgstraße 5 
61138 Niederdorfelden 

13.03.25  X  

17.  Handwerkskammer Wiesbaden 
Bierstadter Straße 45 
65189 Wiesbaden 

    

18.  hessenARCHÄOLOGIE 
Landesamt für Denkmalpflege 
Hessen  
Abt. Archäologische 
Denkmalpflege 
Schloss Biebrich / Ostflügel 
65203 Wiesbaden 

01.04.25  X  

19.  Hessen Mobil – Straßen- und 
Verkehrsmanagement 
Gelnhausen 
Gutenbergstr. 2–4 
63571 Gelnhausen 

04.04.25 
14.04.25 X   

20.  Hessen Forst 
Auf der Platte 34 
63667 Nidda 

27.03.25  X  

21.  Hessische Gesellschaft  
für Ornithologie und 
Naturschutz e.V. 
Lindenstraße 5 
61209 Echzell 

02.04.25 X  Siehe Brief Nr.25 

22.  Industrie- und Handelskammer  
Gießen-Friedberg  
Lonystraße 7 
35390 Gießen 

04.04.25  X  



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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23.  Kreisausschuss des 
Wetteraukreises 
Fachdienst Strukturförderung 
und Umwelt 
Herr Christian Sperling 
Homburger Straße 17 
61169 Friedberg 

03.04.25 X   

24.  Kreishandwerkerschaft 
Am Edelpfad 1 
61169 Friedberg 

    

25.  Landesjagdverband Hessen 
e.V. 
Postfach 16 05 
61216 Bad Nauheim 

02.04.25 X   

26.  Landessportbund Hessen e.V.  
Otto-Fleck-Schneise 4 
60528 Frankfurt a.M. 

    

27.  Landesverband der Jüdischen 
Gemeinden in Hessen 
Hebelstraße 6 
60318 Frankfurt/Main 

    

28.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FB Soziale Sicherung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

29.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Straßenverkehrsbehörde 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

30.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FB Öffentliche Sicherheit und 
Ordnung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

31.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Gewerbe und Markt 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

32.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Brand-, Katastrophen- und 
Zivilschutz 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

33.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Seniorenbüro, 
Wohnungswesen, 
Flüchtlingsbetreuung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

34.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel  
FD Liegenschaftsverwaltung 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

28.02.25 X   



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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35.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Kämmerei & Steuern 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

36.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Abfallwirtschaft und 
Grünflächenpflege 
Theodor-Heuss-Str. 47/51 
61118 Bad Vilbel 

    

37.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Infrastruktur Kanal und 
Straße 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

38.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FB Techn. Dienste/Bauwesen 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

39.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
FD Kinder in Tagesbetreuung 
(Kita-Büro) 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

40.  Magistrat der Stadt Bad Vilbel 
Stabstelle Kima und Umwelt 
Am Sonnenplatz 1  
61118 Bad Vilbel 

    

41.  Magistrat der Stadt Frankfurt 
Stadtplanungsamt  
Kurt-Schumacher-Straße 10 
60311 Frankfurt a.M. 

    

42.  Magistrat der Stadt Karben  
FB 5 – Stadtplanung, Bauen, 
Verkehr und Umwelt 
Rathausplatz 1 
61184 Karben 

    

43.  Naturschutzbund Deutschland 
Landesverband Hessen e.V. 
Friedenstr. 26 
35578 Wetzlar 

02.04.25 X  Siehe Brief Nr.25 

44.  NRM Netzdienste  
Rhein-Main GmbH 
Solmsstr. 38 
60486 Frankfurt a.M. 

11.03.25  X  

45.  Oberhessische  
Versorgungsbetriebe AG 
Hanauer Str. 9-13 
61169 Friedberg 

04.04.25 X   

46.  PLEdoc mbH 
Postfach 120255 
45312 Essen 

05.03.25 X   

47.  Polizeipräsidium Mittelhessen  
Ferniestraße 8  
35394 Gießen 

    



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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48.  Regierungspräsidium 
Darmstadt 
Dezernat Siedlungswesen und 
Bauleitplanung III 31.2 
Wilhelminenstraße 1-3 
64283 Darmstadt 

03.04.25 X   

49.  Regierungspräsidium 
Darmstadt 
Kampfmittelräumdienst 
Luisenplatz 2 
64283 Darmstadt 

24.03.25 X   

50.  Regionalbauernverband  
Wetterau-Frankfurt a.M. e.V. 
Homburger Str. 9 
61169 Friedberg 

    

51.  Regionalverband 
FrankfurtRheinMain 
Poststr. 16 
60329 Frankfurt a.M. 

27.03.25 X   

52.  Rhein-Main-Verkehrsverbund  
GmbH (RMV) 
Alte Bleiche 5 
65719 Hofheim a.T. 

13.03.25 X   

53.  Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald Landesverband Hessen 
e.V. 
Rathausstr. 56 
65203 Wiesbaden 

02.04.25 X  Siehe Brief Nr.25 

54.  Seniorenbeirat Bad Vilbel 
c/o Rathaus Bad Vilbel 
Am Sonnenplatz 1 
61118 Bad Vilbel 

    

55.  Staatliches Schulamt für den 
Hochtaunuskreis und den 
Wetteraukreis 
Konrad-Adenauer-Allee 1-11 
61118 Bad Vilbel 

11.03.25  X  

56.  Stadtwerke Bad Vilbel GmbH 
Theodor-Heuss-Str. 47/51 
61118 Bad Vilbel 

26.03.25 X   

57.  Vodafone Hessen GmbH & Co. 
KG  
Aachener Straße 746-750 
50933 Köln 

06.03.25  X  

58.  Unternehmerverband 
Hessischer Einzelhandel Mitte-
Süd e.V. 
Geschäftsstelle Frankfurt 
Flughafenstraße 4a 
60528 Frankfurt 

03.04.25  X  

59.  Verband Hessischer Fischer 
e.V. 
Hauptgeschäftsstelle 
Rheinstr. 36 
65185 Wiesbaden 

02.04.25 X  Siehe Brief Nr.25 



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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60.  Wasserverband Nidda 
Hanauer Straße 9-13  
61169 Friedberg 

    

61.  Wasserverband NIDDER – 
SEEMENBACH 
Hanauer Straße 9-13  
61169 Friedberg 

    

62.  ZOV-Verkehr 
Hanauer Straße 15 
61169 Friedberg 

03.03.25  X  

63.  Zweckverband für die 
Wasserversorgung des  
Unteren Niddatales 
Rathausplatz 1 
61184 Karben 

    

64.  Bürger 1 
12.03.25 X   

65.  Bürger 2 
 17.03.25 X   

66.  Bürger 3 
 23.03.25 X   

67.  Bürger 4 
 27.03.25 X   

68.  Bürger 5 
 31.03.25 X   

Bürger 6 
 31.03.25 X   

Bürger 7 
 31.03.25 X   

Bürger 8 
 01.04.25 X   

Bürger 9 
 01.04.25 X   

Bürger 10 
 02.04.25 X   

Bürger 11 
 02.04.25 X   

Bürger 12 
 02.04.25 X   

Bürger 13 
 02.04.25 X   

Bürger 14 
 02.04.25 X   

Bürger 15 
 03.04.25 X   

Bürger 16 
03.04.25 X   

Bürger 19 
 03.04.25 X   

Bürger 20 
 03.04.25 X   



Nr. Träger Eingang Anreg. Bemerkungen 
   Ja Nein  
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Bürger 21 
 03.04.25 X   

Bürger 22 
 03.04.25 X   

Bürger 23 
 03.04.25 X   

Bürger 24 
03.04.25 X   

Bürger 25 
 03.04.25 X   

Bürger 26 
 03.04.25 X   

Bürger 27 
 03.04.25 X   

Bürger 28 
03.04.25 X   

Bürger 29 
03.04.25 X   

Bürger 30 
 03.04.25 X   

Bürger 31 
 04.04.25 X   

Bürger 32 
 04.04.25 X   

Bürger 33 
 04.04.25 X   

Bürger 34 
 04.04.25 X   

Bürger 35 
 04.04.25 X   

Bürger 38 
 07.04.25 X   

69.  Bürger 17 
 03.04.25 X   

70.  Bürger 18 
 03.04.25 X   

71.  Bürger 36 
 04.04.25 X   

72.  Bürger 37 
 04.04.25 X   
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